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Prozessgeschichte und erstinstanzliches Urteil

Am 12. Dezember 2019 erhielt die Notrufzentrale des Kantons St. Gallen die
Meldung, dass an der G. Strasse 37 in Z. ein Bankomat aufgesprengt wurde,
woraufhin die Kantonspolizei St. Gallen an den Tatort ausriickte (BA pag. 10.01-
0003). Gemass Zwischenbericht der Kantonspolizei St. Gallen vom 13. Januar
2020 konnten an zwei in Tatortnahe sichergestellten Nageleisen (nachfolgend:
Geissfiisse oder Brecheisen) DNA-Spuren gesichert werden, die mit den DNA-
Profilen von A. (nachfolgend: Beschuldigter) und F. Ubereinstimmen (BA pag.
10.01-0023).

Am 21. Januar 2020 stellte die Staatsanwaltschaft des Kantons St. Gallen, Un-
tersuchungsamt ZZ., eine Gerichtsstandsanfrage zuhanden der Bundesanwalt-
schaft (nachfolgend: BA) (BA pag. 02.02-0001), worauf Letztere am 3. Marz 2020
bestétigte, das Verfahren in Bundeskompetenz weiterzufiihren (BA pag. 02.02-
0005). Am 29. Mai 2020 eroffnete die BA ein Verfahren gegen den Beschuldig-
ten, F. und unbekannte Taterschaft wegen Gefahrdung durch Sprengstoffe und
giftige Gase in verbrecherischer Absicht (Art. 224 Abs. 1 StGB), Diebstahl (Art.
139 StGB), Sachbeschadigung (Art. 144 Abs. 1 und 3 StGB) und Hausfriedens-
bruch (Art. 186 StGB) und vereinigte die Verfahren in der Hand der Bundesbe-
hérden (BA pag. 01.01-0003; 02.01-0004 f.). Der Beschuldigte wurde am 19. Juni
2020 um circa 15:50 Uhr in YY. einer Verkehrskontrolle unterzogen. Aufgrund
des gleichentags durch die BA erlassenen internationalen Haftbefehls (BA pag.
06.03-0005) wurde er durch die osterreichischen Behdrden um 17:45 Uhr fest-
genommen (BA pag. 18.01-0013).

Mit Verfugung vom 17. Juni 2021 trennte die BA das Verfahren gegen den Be-
schuldigten vom Strafverfahren gegen F. und unbekannte Taterschaft ab, da F.
aufgrund eines gegen ihn in Danemark hangigen Strafverfahrens damals nicht
an die Schweiz ausgeliefert und das gegen ihn und unbekannte Taterschaft in
der Schweiz hangige Verfahren — im Gegensatz zum Strafverfahren gegen den
Beschuldigten — nicht abgeschlossen werden konnte (BA pag. 03.01-0014 ff.).
Diese Verfigung erwuchs unangefochten in Rechtskraft.

Am 6. Oktober 2021 erhob die BA bei der Strafkammer des Bundesstrafgerichts
Anklage (TPF pag. 9.100.001 ff.) gegen den Beschuldigten wegen Gefahrdung
durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Absicht (Art. 224 Abs. 1
StGB), qualifizierten Diebstahls (Art. 139 Ziff. 1 und Ziff. 3 StGB) und qualifizierter
Sachbeschadigung (Art. 144 Abs. 1 und Abs. 3 StGB).
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Die erstinstanzliche Hauptverhandlung fand am 22. Dezember 2021 in Anwesen-
heit der BA sowie des Beschuldigten und seines amtlichen Verteidigers am Sitz
des Bundesstrafgerichts in Bellinzona statt (TPF pag. 9.720.001 ff.). Mit gleichen-
tags mindlich eréffnetem Urteil SK.2021.45 wurde der Beschuldigte der Gefahr-
dung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Absicht gemass
Art. 224 Abs. 1 StGB, des qualifizierten Diebstahls gemass Art. 139 Ziff. 1i.V.m.
Ziff. 3 Abs. 4 StGB und der qualifizierten Sachbeschadigung gemass Art. 144
Abs. 1 i.V.m. Abs. 3 StGB schuldig gesprochen. Dafur wurde er mit einer Frei-
heitsstrafe von 74 Monaten bestraft. Die ausgestandene Haft wurde auf den Voll-
zug der Strafe angerechnet. Zudem wurde der Beschuldigte fir die Dauer von 10
Jahren des Landes verwiesen. Die Zivilklage der C. AG (nachfolgend: Privatkla-
gerin 2) wurde auf den Zivilweg verwiesen. Betreffend Zivilklage der D. Versiche-
rung (nachfolgend: Privatklagerin 3) wurde der Beschuldigte zur Bezahlung von
Schadenersatz von Fr. 57'641.55, zuzlglich 5 % Zins seit 10. Dezember 2020,
verpflichtet. Im Ubrigen wurde die Zivilklage der Privatklagerin 3 auf den Zivilweg
verwiesen.

Gegen dieses Urteil meldeten sowohl der Beschuldigte am 27. Dezember 2021
(TPF pag. 9.940.001 f.) als auch die BA am 30. Dezember 2021 (TPF
pag. 9.940.003 f.) fristgerecht die Berufung an.

Die schriftliche Urteilsbegrindung wurde am 4. Februar 2022 versandt und von
den Parteien am 7. Februar 2022 postalisch empfangen (CA.2022.2 pag.
1.100.005 ff.).

Urspriingliches Verfahren vor der Berufungskammer des Bundesstrafge-
richts (CA.2022.2)

Mit Schreiben vom 4. Februar 2022 leitete die Strafkammer das begriindete Urtell
vom 22. Dezember 2021 mitsamt den beiden Berufungsanmeldungen und den
Akten an die Berufungskammer des Bundesstrafgerichts (nachfolgend: Beru-
fungskammer) weiter (CA.2022.2 pag. 1.100.003).

Mit Berufungserklarung vom 22. Februar 2022 (CA.2022.2 pag. 1.100.058 f.) er-
klarte die BA die Beschrankung der Berufung auf die Bemessung der Strafe und
der Massnahme gemass Ziffer 2 und 3 des Urteilsdispositivs vom 22. Dezember
2021 und stellte folgende Antrage:

1. A. sei zu bestrafen mit einer Freiheitsstrafe von 10 Jahren, unter Anrechnung der erstandenen
Haft.

2. A. seifiir 12 Jahre des Landes zu verweisen.
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Der Beschuldigte focht mit Berufungserklarung vom 28. Februar 2022
(CA.2022.2 pag. 1.100.060 ff.) das erstinstanzliche Urteil vollumfanglich an — mit
Ausnahme der Héhe der Entschadigung des amtlichen Verteidigers gemass Zif-
fer 8 des Urteilsdispositivs — und liess folgende Antrage stellen:

1. A. sei freizusprechen vom Vorwurf der Gefdhrdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in ver-
brecherischer Absicht, des qualifizierten Diebstahls sowie der qualifizierten Sachbeschédigung,

alles angeblich gemeinsam begangen mit F. am 12. Dezember 2019, 01.33 Uhr, in Z.

2. Die entstandenen erstinstanzlichen Verfahrenskosten seien der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft aufzuerlegen und es sei A. fiir die diesbezliiglich entstandenen Verteidigungskosten

eine Entschédigung auszurichten.

3. EsseiA. fiir den ausgestandenen Freiheitsentzug eine gerichtlich zu bestimmende Genugtuung

sowie eine gerichtlich zu bestimmende Erwerbsausfallsentschéddigung auszurichten.

4. Beidiesem Ausgang des Verfahrens seien die geltend gemachten Zivil- resp. Strafklagen unter

Kostenfolgen abzuweisen.

5. Es seien die oberinstanzlichen Verfahrenskosten der Schweizerischen Eidgenossenschaft auf-
zuerlegen und es sei A. fiir die diesbeziiglich entstandenen Verteidigungskosten eine Entsché-

digung auszurichten.

6. Es sei A. beim vorliegend beantragten Ausgang des Verfahrens unverziiglich aus dem vorzei-

tigen Strafvollzug zu entlassen.

7. Es seien die weiteren notwendigen Verfiigungen zu treffen und es sei das Honorar der amtli-

chen Verteidigung im oberinstanzlichen Verfahren gerichtlich zu bestimmen.

Weiter beantragte der Beschuldigte die abermalige rechtshilfeweise Einver-
nahme von F. (CA.2022.2 pag. 1.100.062).

Die BA verzichtete mit Eingabe vom 14. Marz 2022 auf einen Nichteintretensan-
trag und eine Uber die bereits eingereichte Berufungserklarung hinausgehende
Anschlussberufung. Sie nahm zum Beweisantrag des Beschuldigten Stellung,
ohne selbst Antrage zu stellen (CA.2022.2 pag. 1.400.003).

Nach erfolglosen Abklarungen zur Aussagebereitschaft des sich in Danemark in
Haft befindenden F. (CA.2022.2 pag. 2.100.001 f.) und Durchfiihrung eines
Schriftenwechsels betreffend Fragekatalog zur Einvernahme von F. auf dem
Rechtshilfeweg (CA.2022.2 pag. 2.100.003 ff., pag. 2.101.006, pag. 2.102.003),
stellte die Berufungskammer in Gutheissung des Beweisantrags des Beschuldig-
ten am 10. Juni 2022 ein internationales Rechtshilfeersuchen in Strafsachen
zwecks rechtshilfeweiser Einvernahme von F. als Auskunftsperson an Danemark
(CA.2022.2 pag. 3.101.001). Die danischen Behdérden beantworteten das
Rechtshilfegesuch am 28. September 2022 dahingehend, dass F. die Aussage
verweigere, bis er Akteneinsicht erhalte (CA.2022.2 pag. 3.101.046 ff.).
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Am 3. August 2022 stellte der damalige amtliche Verteidiger des Beschuldigten,
Rechtsanwalt André Vogelsang, ein Gesuch um Entlassung aus dem amtlichen
Mandat aufgrund eines erheblich gestérten Vertrauensverhaltnisses zum Be-
schuldigten (CA.2022.2 pag. 2.102.004 ff.). Mit Schreiben vom 9. August 2022
ersuchte Rechtsanwalt Daniel U. Walder (Zurich) um Einsetzung als amtlicher
Verteidiger des Beschuldigten (CA.2022.2 pag. 2.102.008 f.). Mit prozessleiten-
der Verfligung vom 10. August 2022 hiess die Verfahrensleitung das Gesuch gut
und entliess Rechtsanwalt André Vogelsang aus dem Mandat der amtlichen Ver-
teidigung des Beschuldigten und bestellte Rechtsanwalt Daniel U. Walder mit
sofortiger Wirkung als amtlichen Verteidiger (CA.2022.2 pag. 8.101.001 f.).

Im Rahmen der Prozessvorbereitung holte die Berufungskammer entsprechend
der Verfligung Uber die Beweismassnahmen vom 10. August 2022 (CA.2022.2
pag. 4.200.001 ff.) aktuelle Ausziige aus dem schweizerischen Strafregister
(CA.2022.2 pag. 4.401.009 ff.) und mehreren auslandischen Strafregistern
(CA.2022.2 pag. 4.401.012 ff.) sowie einen Fihrungsbericht der Justizvollzugs-
anstalt H. (CA.2022.2 pag. 6.100.006 ff.) Gber den Beschuldigten ein.

Mit Eingabe vom 8. September 2022 beantragte der Beschuldigte die Einver-
nahme des Mitverfassers des Berichts des Kriminaltechnischen Dienstes vom
9. Januar 2020, DD. (CA.2022.2 pag. 4.200.006). Nach entsprechender Informa-
tion der Verfahrensleitung liess der Beschuldigte mit Eingabe vom 16. Septem-
ber 2022 diesen Beweisantrag hinsichtlich der zu befragenden Person zu EE. als
Verantwortlicher des Fachbereichs Forensische Genetik vom Institut fir Rechts-
medizin (nachfolgend: IRM) St. Gallen korrigieren (CA.2022.2 pag. 4.200.007).
Mit Schreiben vom 19. September 2022 informierte die Verfahrensleitung die
Parteien, dass EE. aufgrund von ferienbedingter Auslandabwesenheit nicht zum
Verhandlungstermin vom 17. Oktober 2022 erscheinen kénne, jedoch einen
schriftlichen Bericht erstatten werde. Nach vorgangiger Vernehmlassung zum
Fragekatalog (CA.2022.2 pag. 2.100.015) erstattete EE. am 3. Oktober 2022 sei-
nen schriftlichen Bericht (CA.2022.2 pag. 2.203.018 ff.).

Mit Eingabe vom 5. Oktober 2022 beantragte der Beschuldigte die Einvernahme
von Wachtmeister FF., Mitarbeiter des Kriminaltechnischen Dienstes der Kan-
tonspolizei St. Gallen (CA.2022.2 pag. 4.200.008 f.). Die Verfahrensleitung
brachte sodann in Erfahrung, dass neben FF. insbesondere auch GG. vom Kri-
minaltechnischen Dienst der Kantonspolizei St. Gallen an der Spurensicherung
im vorliegenden Fall beteiligt gewesen war (CA.2022.2 pag. 4.200.010). Am
10. Oktober 2022 verfugte sie in Gutheissung des Beweisantrages die Vorladung
von FF. und GG. vom Kriminaltechnischen Dienst der Kantonspolizei St. Gallen
als Zeugen zur Berufungsverhandlung vom 17. Oktober 2022 (CA.2022.2
pag. 4.301.010 ff.).
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Der erste Teil der Berufungsverhandlung fand am 17. Oktober 2022 in Anwesen-
heit des Beschuldigten und seiner amtlichen Verteidigung sowie der BA am Sitz
des Bundesstrafgerichts in Bellinzona statt (CA.2022.2 pag. 5.100.001 ff.), wah-
rend die Privatklagerschaft auf Teilnahme an der Berufungsverhandlung verzich-
tet hatte (CA.2022.2 pag. 4.301.009, 5.100.002). Anlasslich dieser Verhandlung
wurden die beiden Zeugen zu Protokoll befragt (CA.2022.2 pag. 5.301.001 ff.
und 5.302.001 ff.). Auf Antrag des Beschuldigten hin und nach Mitteilung der BA,
wonach F. voraussichtlich Ende Januar 2023 vortubergehend von Danemark an
die Schweiz ausgeliefert werde, wurde entschieden, die Berufungsverhandlung
am 2. Marz 2023 unter Einvernahme von F. fortzuflihren, unter vorgangigem Bei-
zug samtlicher durch die BA im Strafverfahren gegen F. noch zu erstellender
Einvernahmeprotokolle (CA.2022.2 pag. 5.100.008).

Im Vorfeld der Fortsetzungsverhandlung wurde am 6. Februar 2023 nochmals
ein aktueller Auszug aus dem schweizerischen Strafregister iber den Beschul-
digten eingeholt (CA.2022.2 pag. 4.401.024 f.). Die Justizvollzugsanstalt H. ver-
zichtete auf Anfrage der Verfahrensleitung vom 7. Februar 2023 auf das Anbrin-
gen von Erganzungen zum Fahrungsbericht Gber den Beschuldigten vom
13. September 2023 (CA.2022.2 pag. 6.100.018 f.). Mit Eingabe vom 7. Februar
2023 Ubermittelte die BA dem Gericht die Einvernahmeprotokolle im Untersu-
chungsverfahren gegen F. (CA.2022.2 pag. 3.201.011 ff.).

Mit Eingabe vom 22. Februar 2023 beantragte der Beschuldigte die Abnahme
der Vorladung fir die Verhandlung vom 2. Marz 2023 und die Ruckweisung der
Anklage an die BA zwecks Ermittlung zum Sachverhaltsteil XX. ZH (CA.2022.2
pag. 2.102.022 ff.). Die BA beantragte mit Stellungnahme vom 24. Februar 2023
die Abweisung dieser Antrage (CA.2022.2 pag. 2.101.019 f.). Mit prozessleiten-
der Verfugung vom 27. Februar 2023 wies die Verfahrensleitung die Antréage des
Beschuldigten vom 22. Februar 2023 ab und hielt am Verhandlungstermin vom
2. Méarz 2023 fest (CA.2022.2 pag. 2.100.027 ff.).

Anlasslich der am 2. Marz 2023 fortgesetzten Berufungsverhandlung wurden F.
als Auskunftsperson (CA.2022.2 pag. 5.304.001 ff.) und der Beschuldigte von
Gesetzes wegen einvernommen (CA.2022.2 pag. 5.303.001 ff.).

Im Rahmen des Parteivortrags liess der Beschuldigte durch die Verteidigung fol-
gende Antrage stellen (CA.2022.2 pag. 5.100.015 f.):

1. Mein Mandant sei von Schuld und Strafe vollumfénglich freizusprechen.

2. Mein Mandant sei umgehend bzw. nach der Urteilseréffnung aus dem vorzeitigen Strafvollzug

in Freiheit zu entlassen.
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3. Meinem Mandanten sei fiir den ungerechtfertigten Freiheitsentzug in Anwendung von Art. 429
Abs. 1 lit. ¢ StPO eine angemessene Genugtuung, mindestens CHF 200.00 pro Hafttag, zzgl.
Verzugszins zu 5 % ab mittlerem Verfallstag (18. August 2021), zuzusprechen.

4. Jegliche erkennungsdienstlichen Daten seien mit Eintritt der Rechtskraft zu I6schen.

5. Die sichergestellten Gegensténde seien meinem Mandanten mit Eintritt der Rechtskraft her-

auszugeben.

6. Die Zivilforderung der Privatkldger seien vollumfénglich abzuweisen, eventualiter auf den Zivil-

weg zu verweisen.

7. Die Kosten des Vorverfahrens und des erstinstanzlichen Verfahrens (inkl. Kosten der amtli-

chen Verteidigung) seien ausgangsgemdéss auf die Staatskasse zu nehmen.
8. Unter Kosten- und Entschédigungsfolgen (zzgl. MWSt) geméss dem Ausgang des Verfah-

rens.

Die BA stellte und begriindete im Rahmen ihres Parteivortrags folgende Antrage
(CA.2022.2 pag. 5.100.017 f.):

Bestétigung erstinstanzliches Urteil mit Schuldspriichen wg.
= Gefédhrdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Absicht geméss
Art. 224 Abs. 1 StGB
= qualifizierten Diebstahls gemdss Art. 139 Ziff. 1i.V.m. Ziff. 3 Abs. 4 StGB
= qualifizierter Sachbeschédigung geméss Art. 144 Abs. 1i.V.m. Abs. 3 StGB
— Erh6hung der Freiheitsstrafe auf 10 Jahre
— Erhéhung Landesverweis auf 12 Jahre
— Bestétigung Nebenfolgen sowie Kosten- und Entschédigungsfolgen fiir erstinstanzliches Ver-
fahren
— Vollumféangliche Kostenauflage Berufungsverfahren an beschuldigte Person, ausgenommen
Kosten amtl. Vert.
— Entschéadigung amtl. Vert. durch Eidgenossenschaft mit Verpflichtung Riickzahlung beschul-
digte Person

Nach erfolgtem zweiten Parteivortrag (Replik / Duplik) hielt der Beschuldigte das
letzte Wort. Auf Nachfrage des Gerichts erklarten die Parteien ihren Verzicht auf
die mindliche Urteilseréffnung im Sinne von Art. 84 Abs. 3 StPO (CA.2022.2
pag. 5.100.022).

Innert der anlasslich vom Gericht angesetzten nachtraglichen Frist zur Beziffe-
rung von Schadenersatzansprichen, verlangte der Beschuldigte mit Eingabe
vom 13. Marz 2023 eine Entschadigung fur wirtschaftliche Einbussen im Umfang
von Fr. 11'257.00 (CA.2022.2 pag. 2.102.024 f.).

Mit Urteil vom 14. Marz 2023, das den Parteien am 15. Marz 2024 im Dispositiv
schriftlich eréffnet wurde (CA.2022.2 pag. 9.100.001 ff.), wurde der Beschuldigte
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vollumfanglich freigesprochen und unverziiglich aus dem vorzeitigen Strafvollzug
entlassen. Flr den ausgestandenen Freiheitsentzug wurde ihm eine Genugtuung
von Fr. 99'900.00 zusatzlich Zins von 5 % seit 31. Oktober 2021 zugesprochen.
Die Verfahrenskosten gingen zu Lasten der Staatskasse und den amtlichen Ver-
teidigern des Beschuldigten wurden Entschadigungen ausgerichtet. Die Zivilkla-
gen wurden abgewiesen. Das begriindete Urteil wurde den Parteien am 25. bzw.
am 26. April 2023 postalisch zugestellt (CA.2022.2 pag. 9.100.060 ff.).

Mit Beschwerde in Strafsachen vom 25. Mai 2023 focht die BA das Urteil vom
14. Marz 2023 beim Bundesgericht an (Geschaftsnummer 6B_703/2023)
(CA.2022.2 pag. 9.200.002 ff.).

Revisionsverfahren vor der Berufungskammer (CR.2023.15/ CA.2024.19)

Mit Eingabe vom 30. November 2023 beantragte die BA bei der Berufungskam-
mer des Bundesstrafgerichts die Revision des Urteils CA.2022.2 vom 14. Marz
2023 und die Wiederaufnahme des Verfahrens. Sie begrindete das Revisions-
gesuch insbesondere damit, dass F. anlasslich dessen Einvernahme als be-
schuldigte Person in der Hauptverhandlung vor der Strafkammer des Bun-
desstrafgerichts vom 16. November 2023 im Verfahren SK.2023.36 den Beschul-
digten erstmals als Mittater der Bankomatensprengung in Z. bezeichnet hatte,
womit ihres Erachtens ein neues Beweismittel vorliege.

Mit Beschluss CR.2023.15.vom 21. Mai 2024 hiess die Berufungskammer (in an-
derer Besetzung als im Berufungsverfahren) das Revisionsgesuch der BA gut,
hob das Urteil der Berufungskammer CA.2022.2 vom 14. Marz 2023 auf und wies
die Sache zur neuen Behandlung/Beurteilung an die Berufungskammer zurlck
(CAR pag. 1.100.001 ff.).

Am 28. Mai 2024 erdffnete die Berufungskammer in der urspriinglichen Beset-
zung des Falles CA.2022.2 das Verfahren neu unter der Verfahrensnummer
CA.2024.19 (CAR pag. 1.200.001).

Nach Rechtskraft des Revisionsbeschlusses CR.2023.15 vom 21. Mai 2024
Ubermittelte die Verfahrensleitung diesen am 2. Juli 2024 dem Bundesgericht zur
Kenntnisnahme und ersuchte um Rucksendung der Akten CA.2022.2 (CAR
pag. 3.201.001). Dieses schrieb in der Folge mit Verfligung vom 4. Juli 2024 das
Beschwerdeverfahren 6B_703/2023 als gegenstandslos ab (CA.2022.2
pag. 9.200.027 ff.).

Mit Eingabe vom 8. Juli 2024 teilte der Beschuldigte mit, dass er bereit sei, sich
dem wiederaufgenommenen Strafverfahren zu stellen und an der neu
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angesetzten Hauptverhandlung auszusagen. Dazu beantragte er jedoch die Zu-
sicherung des freien Geleits (Art. 204 StPO) sowie die Durchflihrung einer Kon-
frontationseinvernahme mit F. (CAR pag. 2.102.001 f.). Die BA erklarte sich mit
Eingabe vom 18. Juli 2024 mit der Gewahrung des freien Geleits einverstanden,
sofern dies vom Gericht zwecks Abschlusses des Verfahrens als nétig erachtet
werde (CAR pag. 2.101.002). Mit Verfligung vom 6. August 2024 hiess die Ver-
fahrensleitung den Beweisantrag auf Durchflihrung einer Einvernahme mit F. als
Zeuge gut, zog von Amtes wegen die Akten des rechtskraftig abgeschlossenen
Strafverfahrens gegen F. CA.2023.30 (inklusive Vorakten) bei und wies das Ge-
such des Beschuldigten auf Zusicherung des freien Geleits ab (CAR
pag. 2.300.001 f.).

Mit Schreiben vom 9. Juli 2024 forderte die Verfahrensleitung die Verteidigung
auf, die aktuelle Wohnsitz- oder Aufenthaltsadresse des Beschuldigten bekannt-
zugeben und/oder allenfalls ein Zustellungsdomizil in der Schweiz zur direkten
Zustellung der Vorladung im Sinne von Art. 87 Abs. 4 StPO zu bezeichnen (CAR
pag. 2.100.001). Am 23. Juli 2024 bezeichnete die Verteidigung ihre Anwalts-
kanzlei als Zustelldomizil fir den Beschuldigten (CAR pag. 2.102.007), was von
diesem mit Eingabe vom 9. September 2024 unterschriftlich bestatigt wurde
(CAR pag. 2.102.0014 f.).

Im Rahmen der Prozessvorbereitung holte die Berufungskammer entsprechend
der Verfugung uUber die Beweismassnahmen vom 11. September 2024 (CAR
pag. 4.200.001 f.) aktuelle Auszlge Uber den Beschuldigten aus dem schweize-
rischen (CAR pag. 4.401.001 f.), dem 6&sterreichischen (CAR pag. 4.401.019),
dem franzdsischen (CAR pag. 4.401.004 ff.), dem luxemburgischen (CAR pag.
4.401.008) und dem rumanischen (CAR pag. 4.401.010 ff. und 4.401.014 ff.)
Strafregister ein. Die ebenfalls verlangten Strafregisterausziige aus Danemark
und aus Belgien wurden von den zustandigen Behdrden nicht zeitgerecht tber-
mittelt. Weiter wurde vom Beschuldigten ein Formular Gber seine aktuellen per-
sonlichen und finanziellen Verhaltnisse eingeholt (CAR pag. 4.401.020 ff.).

Mit Eingabe vom 4. Oktober 2024 ersuchte der Beschuldigte die Verfahrenslei-
tung um Abklarung, ob gegen ihn seitens der BA ein weiteres Strafverfahren im
Tatkomplex XX. (ZH) hangig sei und gegebenenfalls die Prifung der Sistierung
des Verfahrens CA.2024.19(CAR pag. 4.200.009 f.). Die BA teilte mit Eingabe
vom 16. Oktober 2024 mit, dass bisher beztiglich Tatkomplex XX. ZH keine Ver-
fahrensausdehnung stattgefunden habe, sie sich jedoch entsprechende pro-
zessuale Schritte nach Ausgang des vorliegenden Berufungsverfahrens vorbe-
halte (CAR pag. 4.200.018).
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Die Berufungs-/Revisionsverhandlung CA.2024.19 fand am 31. Oktober 2024 in
Anwesenheit des Beschuldigten und der amtlichen Verteidigung sowie der BA
am Sitz der Berufungskammer des Bundesstrafgerichts in Bellinzona statt, wah-
rend die Privatklagerschaft auf Teilnahme an der Berufungs-/Revisionsverhand-
lung verzichtete (CAR pag. 5.100.001 ff.). Anlasslich der Verhandlung wurden F.
als Zeuge und der Beschuldigte von Gesetzes wegen einvernommen (CAR
pag. 5.300.001 ff.).

Im Rahmen des Parteivortrags liess der Beschuldigte durch seine Verteidigung
folgende Antrage stellen und begriinden (CAR pag. 5.100.007 ff.):

1. Es sei mein Mandant von Schuld und Strafe freizusprechen;

2. Die beiden Zivilklagen seien vollumfénglich abzuweisen, eventualiter auf den Zivilweg zu ver-

weisen;

3. Es sei meinem Mandanten fiir den ungerechtfertigten Freiheitsentzug vom 19. Juni 2020 bis
14. Méarz 2023 (999 Tage) eine Genugtuung von CHF 100.00 pro Hafttag, total CHF 99°0000.00,
zzgl. Verzugszins zu 5 % ab dem 31. Oktober 2021, zuzusprechen;

4. Es seien alle erkennungsdienstlichen Daten meines Mandanten mit Eintritt der Rechtskraft um-
gehend zu I6schen;

5. Die Kosten des Vorverfahrens und des erst- bzw. letztinstanzlichen Verfahrens (inkl. Kosten
der amtlichen Verteidigung) seien ausgangsgeméss auf die Staatskasse zu nehmen;

6. Unter Kosten- und Entschédigungsfolgen (zzgl. MWSt.) geméss dem Ausgang des Verfahrens.

Die BA stellte und begrindete ihrerseits folgende Antrage (CAR
pag. 5.100.005 f.):

e Es wird beantragt, dass die Schuldspriiche des erstinstanzlichen Urteils SK.2021.45 vom 22.
Dezember 2021 wegen Gefdhrdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer
Absicht (Art. 224 Abs. 1 StGB), qualifizierten Diebstahls (Art. 139 Ziff.1 i.V.m. Ziff. 3 Abs. 4
StGB) und qualifizierter Sachbeschédigung (Art. 144 Abs. 1i.V.m. Abs. 3 StGB) bestétigt wer-
den.

e Im Weiteren wird beantragt, dass die ausgesprochene Freiheitsstrafe von 74 Monaten auf 10

Jahre erhéht wird.
e Ebenfalls zu erhéhen ist die ausgesprochene Landesverweisung von 10 Jahren auf 12 Jahre.

e Im Falle eines Schuldspruches in zweiter Instanz sind die Nebenfolgen des erstinstanzlichen
Urteils zu bestétigen.

e Bei den Kostenfolgen fiir das Vor- und Hauptverfahren wird ebenso eine Bestétigung des erst-
instanzlichen Urteils beantragt.

e Bei den Kosten des Berufungsverfahrens wird beantragt, dass der Beschuldigte die Kosten
nach Massgabe seines Unterliegens, mithin vollumfénglich zu tragen hat. Dasselbe gilt fiir die
Kosten aus dem Revisionsverfahren, in welchem der Beschuldigten mit seinen Antrdgen unter-
legen ist. Ausgenommen davon sind jeweils die Kosten der amtlichen Verteidigung.
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Diesbezliglich wird beantragt, dass die amtliche Verteidigung durch die Eidgenossenschatft fiir
die notwendigen und ausgewiesenen Aufwendungen angemessen entschadigt wird. Der Be-

schuldigte soll zu einer Riickzahlung dieser Kosten in vollem Umfang verpflichtet werden.

Das Urteil wurde gleichentags mindlich eréffnet und summarisch begriindet
(CAR pag. 5.100.013 f.). Das Urteilsdispositiv wurde den anwesenden Parteien
anlasslich der Urteilseréffnung gegen Empfangsbestatigung ausgehandigt (CAR
pag. 9.100.008 f.) und den Ubrigen Parteien mit Versand vom 4. November 2024
postalisch zugestellt.

Nach erfolgter Hafteinvernahme und Stellungnahme der Parteien zu der vom Ge-
richt in Aussicht gestellten Prifung von Sicherheitshaft (vgl. CAR
pag. 5.100.003), ordnete das Gericht flir den Beschuldigten sodann im Hinblick
auf den Antritt des Strafvollzugs Sicherheitshaft an. Der Haftentscheid wurde im
separaten  Nebenverfahren CN.2024.26 gleichentags erdffnet (CAR
pag. 500.100.015).

Die Berufungskammer erwagt:

Formelle Erwagungen

Revisionsverfahren

Die Berufungskammer als Revisionsgericht hat mit Beschluss CR.2023.15 vom
21. Mai 2024 das Urteil CA.2022.2 vom 14. Marz 2023 aufgehoben und zur
neuen Beurteilung an die Berufungskammer zurickgewiesen (CAR
pag. 1.100.001 ff.). Begrindend hielt das Revisionsgericht fest, dass es vorlie-
gend aufgrund der neuen Beweise neue Beweismassnahmen sowie eine neue
Beweiswiirdigung brauche (vgl. E. 8.4 CAR pag. 1.100.020). Wurde die Sache
an ein Gericht zurtiickgewiesen, so nimmt dieses die notwendigen Beweisergan-
zungen vor und fallt nach einer Hauptverhandlung ein neues Urteil (Art. 414
Abs. 2 StPO). Dieses Vorgehen hat die Berufungskammer vorliegend eingehal-
ten. Im nach Gutheissung der Revision wiederaufgenommen Berufungs- bzw.
Revisionsverfahren wurden neu die Akten des rechtskraftig abgeschlossenen
Berufungsverfahrens gegen F. CA.2023.30 beigezogen sowie eine Zeugenein-
vernahme mit F. durchgefiihrt, an welcher der Beschuldigte und dessen Vertei-
diger anwesend waren. Da das Urteil CA.2022.2 vom 14. Marz 2023 vollumfang-
lich aufgehoben wurde, sind samtliche Punkte grundsatzlich nochmals neu zu
entscheiden. Soweit sich die Ausgangslage nicht wesentlich verandert hat, ori-
entiert sich das vorliegende Urteil im Sinne von Treu und Glauben dennoch am
aufgehobenen Urteil.
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Eintreten / Fristen

Die Berufungsanmeldungen und -erklarungen des Beschuldigten und der BA er-
folgten jeweils fristgerecht (Art. 399 Abs. 1-3 StPO). Die Bundesgerichtsbarkeit
ist vorliegend gesttzt auf Art. 23 Abs. 1 lit. d und Art. 26 Abs. 2 StPO gegeben.
Die Berufungen richten sich gegen das Urteil der Strafkammer SK.2021.45 vom
22. Dezember 2021, mit welchem der Beschuldigte der Gefahrdung durch
Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Absicht (Art. 224 Abs. 1 StGB),
des qualifizierten Diebstahls (Art. 139 Ziff. 1 i.V.m. Ziff. 3 Abs. 4 StGB) und der
qualifizierten Sachbeschadigung (Art. 144 Abs. 1i.V.m. Abs. 3 StGB) fiir schuldig
befunden, zu einer Freiheitsstrafe von 74 Monaten verurteilt und fr 10 Jahre des
Landes verwiesen wurde. Entsprechend ist der Beschuldigte durch das vo-
rinstanzliche Urteil beschwert, an dessen Aufhebung bzw. Anderung interessiert
und zur Berufung legitimiert (Art. 104 Abs. 1 lit. a, Art. 111 Abs. 1 und Art. 382
Abs. 1 StPO). Die BA obsiegte in erster Instanz zwar im Schuldpunkt, unterlag
jedoch bezlglich des Strafmasses (Antrag: Freiheitsstrafe von 10 Jahren) und
Dauer des Landesverweises (Antrag: 12 Jahre) teilweise, womit auch sie zur Be-
rufung legitimiert ist (Art. 104 Abs. 1 lit. c, Art. 382 Abs. 1 StPO). Die Berufungs-
kammer ist in der Besetzung mit drei Richterpersonen fir die Beurteilung der
vorliegenden Berufungen 6rtlich und sachlich zustandig (Art. 21 Abs. 1 lit. a StPO,
Art. 33 lit. ¢, Art. 38a und Art. 28b StBOG). Die Ubrigen Eintretensvoraussetzun-
gen geben zu keinen Bemerkungen Anlass. Verfahrenshindernisse liegen keine
vor. Es ist auf die Berufungen einzutreten.

Verfahrensgegenstand und Kognition (reformatio in peius moéglich)

Die Berufungsinstanz hat das erstinstanzliche Urteil im Rahmen der angefochte-
nen Punkte umfassend zu Uberprifen (Art. 398 Abs. 2 und Art. 404 Abs. 1 StPO).
Der Beschuldigte focht das Urteil der Vorinstanz, — mit Ausnahme der Héhe der
Entschadigung der amtlichen Verteidigung im erstinstanzlichen Verfahren — voll-
umfanglich an (CA.2022.2 pag. 1.100.060 ff.). Dennoch ist dieser Punkt noch
nicht in Rechtskraft erwachsen und im vorliegenden Berufungsverfahren grund-
satzlich zu Uberprufen. Denn bei einer vollumfanglichen Anfechtung des Schuld-
spruchs sind die Entschadigungsfolgen zwangslaufig mitangefochten und damit
neu zu prufen. Schliesslich entfallt bei einem Freispruch etwa die Rlickzahlungs-
pflicht der Entschadigung des amtlichen Verteidigers durch den Beschuldigten
nach Art. 135 Abs. 4 lit. a aStPO. Eine Teilung der Berufung innerhalb der Ent-
schadigungsfolge, etwa betreffend Hohe und Rickzahlungspflicht, ist in der
StPO nicht vorgesehen (vgl. Art. 399 Abs. 4 lit. f StPO).

Die Rechtsmittelinstanz verfugt im Berufungsverfahren uber volle Kognition
(Art. 398 Abs. 3 StPO). Aufgrund der selbstandigen Berufung der BA bezuglich
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der Strafzumessung und der Landesverweisung ist die Berufungskammer nicht
an das Verschlechterungsverbot nach Art. 391 Abs. 2 StPO gebunden und darf
das angefochtene Urteil auch zum Nachteil des Beschuldigten abandern.

Antrag auf Riickweisung der Anklage / Einheit des Verfahrens

Nachdem die Verfahrensleitung den vom Beschuldigten im Vorfeld gestellten An-
trag auf Ruckweisung der Anklage mit prozessleitender Verfugung vom 27. Feb-
ruar 2023 abgelehnt hatte (siehe oben B.11), unterbreitete dieser anlasslich der
Fortsetzungsverhandlung vom 2. Marz 2023 der Berufungskammer als Kollegi-
algericht denselben Antrag im Sinne von Art. 65 Abs. 2 StPO erneut (CA.2022.2
pag. 5.100.012). Zur Begriindung brachte er insbesondere vor, dass er von F. in
dessen Einvernahmen bei der BA flir einen weiteren Sachverhalt (Banko-
matsprengung in XX. ZH) belastet werde. Die BA habe es in krasser Verletzung
von verfahrensrechtlichen Grundsatzen unterlassen, ihn mit diesen Vorwtrfen zu
konfrontieren und ihm eine Verteidigung dazu zu ermdéglichen. Es sei nie zu einer
Nichtanhandnahmeverfligung oder einer Einstellung des Verfahrens(teils) ge-
kommen (CA.2022.2 pag. 5.200.028 f.). Er misse damit rechnen, dass wegen
des Sachverhalts in XX. das Verfahren gegen ihn fortgesetzt werde. Es bestehe
die Gefahr von sich widersprechenden Urteilen. Zudem miisse die Konfrontation
mit Belastungszeugen beziiglich samtlicher Tatvorwiirfe im selben Verfahren
moglich sein (CA.2022.2 pag. 5.200.029). Es bestehe ein enger sachlicher Zu-
sammenhang zwischen den beiden Sachverhaltskomplexen Z. und XX., sodass
sich diesbeziigliche Entscheide gegenseitig beeinflussen wirden (CA.2022.2
pag. 5.200.030). Die Verfahrenstrennung durch die BA sei weder sachlich be-
grindet und objektiv gerechtfertigt gewesen (CA.2022.2 pag. 5.200.031). Die
Weiterfihrung des vorliegenden Verfahrens wirde Art. 6 Ziff. 1 EMRK verletzen
(CA.2022.2 pag. 5. 200.032).

Die BA beantragte abermals die Abweisung des Ruckweisungsantrages
(CA.2022.2 pag. 5.100.012). Zur Begrindung wurde ausgefuhrt, dass das Straf-
verfahren gegen den Beschuldigten aufgrund des DNA-Hits nurim Fall Z. er6ffnet
worden sei. Wegen des Spezialitdtsvorbehalts der 6sterreichischen Rechtshilfe-
behdrden sei ihr gar nicht erlaubt gewesen, gegen den Beschuldigten auch be-
zlglich des Vorfalls in XX. ein Strafverfahren zu eréffnen (CA.2022.2
pag. 5.100.013). Die Verfahrenstrennung sei rechtsgultig vorgenommen worden,
ohne dass ein Rechtsmittel dagegen ergriffen worden ware. Es sei ein Ausgleich
geschaffen worden, indem F. mehrmals rechtshilfeweise einvernommen worden
sei und nun gar durch die Berufungskammer in Anwesenheit der Parteien ein-
vernommen werde. Die Bankomatsprengung in Z. kdnne unabhangig von einer
weiteren, mdglichen Straftat beurteilt werden. Verfahrensgegenstand des Beru-
fungsverfahrens sei einzig die Bankomatsprengung in Z. und bezogen auf den
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Verfahrensgegenstand bestiinden keine Grinde fir eine Rickweisung
(CA.2022.2 pag. 5.100.013 i.V.m. CA.2022.2 pag. 2.101.020).

Nach Art. 29 Abs. 1 StPO werden Straftaten gemeinsam verfolgt und beurteilt,
wenn eine beschuldigte Person mehrere Straftaten veribt hat; oder Mittater-
schaft oder Teilnahme vorliegt. Die Staatsanwaltschaft und die Gerichte kénnen
aus sachlichen Grinden Strafverfahren trennen oder vereinen (Art. 30 StPO).
Das Beschleunigungsgebot (Art. 5 StPO, Art. 29 Abs. 1 BV und Art. 6 Ziff. 1
EMRK) verpflichtet die Behdérden, das Strafverfahren voranzutreiben, um die be-
schuldigte Person nicht unnétig Gber die gegen sie erhobenen Vorwirfe im Un-
gewissen zu lassen (vgl. BGE 133 IV 158 E. 8; 130 IV 54 E. 3.3.1 mit Hinweisen).
Befindet sich eine beschuldigte Person in Haft, so wird ihr Verfahren vordringlich
gefuhrt (Art. 5 Abs. 2 StPO). Die drohende Verletzung des Beschleunigungsge-
bots kann einen sachlichen Grund gemass Art. 30 StPO darstellen, auf eine Ver-
fahrensvereinigung zu verzichten (Urteile des Bundesgerichts 6B_751/2014 vom
24. Marz 2015 E.1.4, 1B_200/2013 vom 17. Juni 2013 E. 1.5.3). Die Hauptprob-
lematik bei getrennter Verfahrensfuhrung liegt vor allem in der Beeintrachtigung
der Teilnahme- und Informationsrechte von Mitbeschuldigten, da diesen im an-
deren Verfahren kein Teilnahmerecht und kein umfassendes Akteneinsichtsrecht
zusteht (SCHLEGEL, in: Donatsch/Lieber et. al. (Hrsg.), Kommentar zur StPO,
3. Aufl. 2020, Art. 30 StPO N. 8).

Vorliegend wurden die Strafverfahren gegen die beiden mutmasslichen Mittater,
den vorliegend Beschuldigten sowie F. mit Verfigung der BA vom 17. Juni 2021
getrennt (BA pag. 03.01.0014 ff.). Sachlich begriindet wurde dies mit dem Um-
stand, dass sich F. damals in Danemark wegen eines ihm dort zur Last gelegten
Delikts in Haft befand, eine Auslieferung in die Schweiz nicht méglich war und er
sich weigerte, rechtshilfeweise Aussagen zu tatigen, wahrend sich der Beschul-
digte in der Schweiz in Haft befand und mehrfach einvernommen werden konnte.
Ein Zuwarten mit der Anklage ware insbesondere mit dem Beschleunigungsge-
bot in Haftsachen nach Art. 5 Abs. 2 StPO nicht vereinbar gewesen. Die entspre-
chende Abtrennungsverfugung erwuchs schliesslich unangefochten in Rechts-
kraft. Am 22. Dezember 2021 erging betreffend den Beschuldigten im Sachver-
haltskomplex Z. ein erstinstanzliches Urteil (Urteil SK.2021.45). Erst im Laufe des
Berufungsverfahrens war es schliesslich mdglich, F. in die Schweiz auszuliefern,
wo dieser in dem ihn betreffenden derzeit bei der BA hangigen Strafverfahren
Aussagen zu den Tatvorwirfen machte. Nach Auffassung der Verteidigung be-
lastete dieser damit den Beschuldigten nicht nur betreffend die bekannten Vor-
wurfe gemass Anklage vom 6. Oktober 2021 (Bankomatsprengung in Z. SG),
sondern auch bezuglich einer weiteren Bankomatsprengung am 20. Dezember
2019 in XX. ZH.
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Aufgrund der im Zeitpunkt des ersten Berufungsverfahrens des Beschuldigten
vollig unterschiedlichen Verfahrensstadien — Berufungsverfahren (A.: CA.2022.2)
und Vorverfahren (F.: SV.21.0837-ECN) — ware eine Rickweisung der Anklage
an die BA im damaligen Zeitpunkt nicht sinnvoll gewesen und hatte eine Kassa-
tion des erstinstanzlichen Urteils bedungen. Zudem wurde gegen den Beschul-
digten bis zum urspriinglichen Urteilszeitpunkt im Marz 2023 kein Verfahren be-
treffend die Bankomatsprengung in XX. ZH eréffnet, das mit demjenigen im vor-
liegenden Verfahren mit dem Verfahrensgegenstand der Bankomatsprengung in
Z. hatte vereinigt werden kénnen. Der Beschuldigte befand sich sodann seit Juni
2020, d.h. im Marz 2023 seit Uber zweieinhalb Jahren, in Haft, weshalb ein er-
hdhtes Beschleunigungsgebot nach Art. 5 Abs. 2 StPO galt. Somit war die ge-
trennte Verfahrensfihrung vorliegend weiterhin im Sinne von Art. 30 StPO sach-
lich begriindet. Der Wahrung des Konfrontationsanspruches (Art. 6 Ziff. 3 lit. d
EMRK) wurde insbesondere durch die Einvernahme des mdglichen Mittaters F.
anlasslich der ersten Berufungsverhandlung in Anwesenheit des Beschuldigten
Genlige getan. Anlasslich der Hauptverhandlung im Revisionsverfahren hatte
der Beschuldigte nochmals die Mdéglichkeit auf eine Konfrontation. Das Beru-
fungsgericht ist in der Lage, eine Wurdigung der vorhandenen und verwertbaren
Beweismittel in Bezug auf den Verfahrensgegenstand, namlich die Banko-
matsprengung in Z. SG, vorzunehmen, ohne Aussagen von F. zu vorliegend nicht
relevanten Sachverhalten zu bericksichtigen. Zur Frage der Verwertbarkeit der
Aussagen von F. im abgetrennten Verfahren fur das vorliegende Verfahren wird
ausserdem nachfolgend noch eingegangen (E. 1.5.1). Der Rickweisungsantrag
der Verteidigung war entsprechend abzuweisen (CA.2022.2 pag. 5.100.014).

Verwertbarkeit der erhobenen Beweismittel

Einvernahmen des mutmasslichen Mittaters ohne Teilnahmerecht des Be-
schuldigten

Die Parteien haben das Recht, bei Beweiserhebungen durch die Staatsanwalt-
schaft und die Gerichte anwesend zu sein und einvernommenen Personen Fra-
gen zu stellen (Art. 147 Abs. 1 Satz 1 StPO). Beweise, die in Verletzung der
Bestimmung dieses Artikels erhoben worden sind, dirfen nicht zulasten der Par-
tei verwertet werden, die nicht anwesend war (Art. 147 Abs. 4 StPO). Der Be-
schuldigte hat grundsatzlich das Recht, an Einvernahmen von Mitbeschuldigten
im gleichen Verfahren teilzunehmen. Bei Verletzung des Teilnahmerechts sind
belastende Aussagen von Mitbeschuldigten nicht verwertbar (BGE 143 |V 457
E.1.6). Die Verwertbarkeit der vorhandenen Beweismittel ist vom Gericht, soweit
es darauf abstellen will, von Amtes wegen zu prufen. In getrennt geflhrten Ver-
fahren gegen andere beschuldigte Personen gilt der Anspruch der beschuldigten
Person auf Teilnahme an Beweiserhebungen nicht (BGE 140 IV 172 E. 1.2.3).
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Will eine Strafverfolgungsbehoérde auf Aussagen eines Beschuldigten aus einem
von diesem getrennt geflhrten Verfahren abstitzen, ist jedoch dem Konfrontati-
onsrecht Rechnung zu tragen. So kénnen dessen Aussagen nur verwertet wer-
den, wenn der Beschuldigte wenigstens einmal wahrend des Verfahrens ange-
messene und hinreichende Gelegenheit hatte, die ihn belastenden Aussagen in
Zweifel zu ziehen und Fragen an den Beschuldigten im getrennten Verfahren zu
stellen (BGE 140 IV 172 E. 1.3 mit Hinweisen).

Wie bereits erlautert, wurden die Strafverfahren gegen den Beschuldigten und
seinen mutmasslichen Mittater F. voneinander abgetrennt (siehe oben E.l.4.).
Wahrend laufendem Berufungsverfahren gegen den Beschuldigten wurde F. von
Danemark temporar in die Schweiz ausgeliefert und tatigte im (getrennt geflihr-
ten) Strafverfahren der BA gegen ihn selbst (Verfahrensnr. BA SV 21 0837) ge-
genlUber der BA diverse Aussagen, u.a. auch betreffend den konkreten Tatablauf
und das mittaterschaftliche Vorgehen. Weder dem Beschuldigten (als mutmass-
licher Mittater verdachtigt) noch seiner Verteidigung wurde jedoch die Teilnahme
an diesen Einvernahmen ermdglicht (CA.2022.2 pag. 3.201.011 ff.). Nach Ab-
schluss des Berufungsverfahrens CA.2022.2 lief das getrennte gefiihrte Verfah-
ren gegen F. weiter. F. machte weitere Aussagen, insbesondere anlasslich der
erstinstanzlichen Hauptverhandlung vom 16. November 2023 (Verfahren
SK.2023.36) und an der Berufungsverhandlung vom 14. Marz 2024
(CA.2023.30) auch bei diesen Einvernahmen wurde dem Beschuldigten und sei-
ner Verteidigung keine Teilnahmemaglichkeit gewahrt, zumal das Strafverfahren
gegen diesen damals bereits zweitinstanzlich abgeschlossen war. Das Beru-
fungsgericht hatte damals die betreffenden Einvernahmeprotokolle bei der BA
ediert und zu den Akten erkannt (CA.2022.2 pag. 3.201.001 ff.). Im Revisions-
verfahren wurden die Akten des gesamten, mittlerweile rechtskraftig abgeschlos-
senen Strafverfahrens gegen F. CA.2023.30, beigezogen (vgl. oben C.5).

Zumal die Aussagen von F. formell nicht im selben Verfahren gemacht wurden,
stand dem Beschuldigten diesbezliglich zwar grundséatzlich kein Teilnahmerecht
zu. Dem Beschuldigten wurde jedoch das entsprechende Konfrontationsrecht
durch die Einvernahme von F. am 2. Marz 2023 (CA.2022.2 pag. 5.304.001 ff.)
sowie durch die Einvernahme im Revisionsverfahren am 31. Oktober 2024 (CAR
pag. 5.300.012 ff.) vor der Berufungskammer gewahrt. Anlasslich dieser Einver-
nahmen wiederholte er die bereits in den anderen vorgangigen Einvernahmen
(im Verfahren gegen sich selbst) gemachte Aussagen. Damit sind die Aussagen
von F. in seinem eigenen Strafverfahren grundsatzlich allesamt auch zu Lasten
des Beschuldigten verwertbar. Da Verfahren gegen Mittater jedoch grundsatzlich
gemeinsam zu fuhren sind (vgl. Art. 29 Abs. 1 lit. b StPO), eine Abtrennung die
absolute Ausnahme darstellt, der urspriingliche Grund fir die damalige Verfah-
rensabtrennung (F.s Inhaftierung in Danemark) seit seiner Auslieferung in die
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Schweiz nicht mehr bestand und die Gewahrung von Teilnahmerechten, zumin-
dest wahrend das Strafverfahren gegen den Beschuldigten noch lief, grundsatz-
lich méglich gewesen ware, ist bei der Verwertung dieser ohne Teilnahmerecht
erfolgten Einvernahmen zu Lasten des Beschuldigten im vorliegenden Verfahren
Zuruckhaltung angezeigt. Die Berufungskammer fokussiert in inrer Beweiswurdi-
gung hauptsachlich auf die von F. im ersten Berufungsverfahren und im Revisi-
onsverfahren getatigten Aussagen in Konfrontation mit dem Beschuldigten.

Polizeiliche Einvernahmen der Auskunftspersonen ohne Teilnahme und
Konfrontation des Beschuldigten

Fur die theoretischen Grundlagen zum Teilnahme- und Konfrontationsrecht wird
auf die oben gemachten Ausfiihrungen verwiesen (vgl. Ziff. I. 5.1.1). Auf die Kon-
frontation kann vorgangig oder auch im Nachhinein ausdrtcklich oder stillschwei-
gend verzichtet werden, wobei der Verzicht auch von der Verteidigung ausgehen
kann. Ein Verzicht ist nach standiger Rechtsprechung namentlich anzunehmen,
wenn die beschuldigte Person es unterlasst, rechtzeitig und formgerecht entspre-
chende Antrage zu stellen (Urteil des Bundesgericht 7B_253/2022 vom 8. Feb-
ruar 2024 E. 2.3.3 mit weiteren Hinweisen).

Die BA machte im Revisionsverfahren geltend, dass die Einvernahmen der Aus-
kunftspersonen bzw. Augenzeugen (BA pag. 12.01, 12.02 und 12.04), die ledig-
lich bei der Kantonspolizei St. Gallen noch vor Erdffnung des Strafverfahrens ge-
gen den Beschuldigten erfolgt waren, parteidffentlich wiederholt werden muss-
ten, wenn zu Lasten oder zu Gunsten des Beschuldigten darauf abgestitzt wer-
den sollte (CAR pag. 5.200.017). Die Verteidigung machte hingegen geltend, es
sei stossend, wenn die BA auf eine Beweisabnahme verzichte und dann bei un-
gewunschtem Resultat die Unverwertbarkeit geltend mache (CAR
pag. 5.100.009).

Die Berufungskammer erachtet die vorhandenen Aussagen der Auskunftsperso-
nen als verwertbar. Sie waren von Beginn weg Teil der Akten. Der Beschuldigte
hatte nie eine Konfrontation beantragt, was als Verzicht auszulegen ist. Im Ubri-
gen blieben die Aussagen auch bei Verletzung des Konfrontationsrechts des Be-
schuldigten in jedem Fall zu dessen Gunsten verwertbar. Beim Teilnahme- und
Konfrontationsrecht handelt es sich namlich eindeutig um Bestimmungen, die
dem Schutz der betroffenen Person dienen und nicht der Staatsanwaltschaft (so
zum Unmittelbarkeitsprinzip Urteil des Bundesgerichts 6B_384/2022 vom
20. Juni 2022 E.2.3.1.). Diese kdnnen daher auch nicht von dieser angerufen
werden. So erschiene es in der Tat treuwidrig, wenn die Staatsanwaltschaft bei
gewissen Beweismitteln bewusst auf eine Konfrontation verzichten kénnte, um
dann vor Gericht, sollte dieses die Beweismittel eventuell anders wurdigen wie
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sie selbst, deren Unverwertbarkeit geltend zu machen. Dies wiirde auch dem
Grundsatz von Art. 6 Abs. 2 StPO zu widerlaufen, wonach die Strafbehérden
belastende und entlastende Umstande mit gleicher Sorgfalt zu untersuchen ha-
ben.

Einvernahme des Beschuldigten im Ausland ohne Verteidigung

Eine beschuldigte Person muss unter anderem notwendig verteidigt werden,
wenn ihr eine Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr, eine freiheitsentziehende
Massnahme oder eine Landesverweisung droht (Art. 130 lit. b StPO). Sind die
Voraussetzungen notwendiger Verteidigung bei Einleitung des Vorverfahrens er-
fullt, so ist die Verteidigung nach der ersten Einvernahme durch die Staatsan-
waltschaft, jedenfalls aber vor Eréffnung der Untersuchung, sicherzustellen. Wur-
den in Fallen, in denen die Verteidigung erkennbar notwendig gewesen ware,
Beweise erhoben, bevor eine Verteidigerin oder ein Verteidiger bestellt worden
ist, so ist die Beweiserhebung nur gtiltig, wenn die beschuldigte Person auf ihre
Wiederholung verzichtet (Art. 131 Abs. 2 StPO). Die Verwertbarkeit der vorhan-
denen Beweismittel ist vom Gericht, soweit es darauf abstellen will, von Amtes
wegen zu prifen.

Mit Verfiigung vom 29. Mai 2020 eroffnete die BA das Strafverfahren gegen den
Beschuldigten (BA pag. 01.01.-0003). Dieser wurde am 19. Juni 2020 in Oster-
reich festgenommen und von der Osterreichischen Polizei am 19. und 20. Juni
2020 einvernommen (BA pag. 18.01-0030 ff.). Dabei wurde er im Vorfeld tUber
sein Recht einen Verteidiger beizuziehen informiert, worauf er jedoch verzichtete
(BA pag. 18.01-0032). Dieser Verzicht ist nach schweizerischem Strafprozess-
recht bei einer wie hier erforderlichen notwendigen Verteidigung jedoch ungultig.
Dem Beschuldigten drohte aufgrund der Tatvorwirfe offensichtlich eine Frei-
heitsstrafe von mehr als einem Jahr sowie ein Landesverweis. Der Beschuldigte
hat auch im Laufe des Verfahrens nie ausdrtcklich auf die Wiederholung dieser
Einvernahme verzichtet. Die Einvernahme vom 19. und 20. Juni 2020 durch die
Osterreichischen Behoérden kann somit nicht bzw. jedenfalls nicht zu Lasten des
Beschuldigten verwertet werden.

Materielle Erwagungen

Anklagevorwurf / vorinstanzliches Urteil / Standpunkt des Beschuldigten
Die Anklage (TPF pag. 9.100.002 ff.) wirft dem Beschuldigten zusammengefasst
vor, er habe am 12. Dezember 2019 um ca. 01:33 Uhr — nach vorgangiger ge-

meinsamer Planung und in gemeinsamer Ausfihrung mit F. — den sich an der G.
Strasse 37 in Z. SG befindenden und in die Fassade des mehrstdckigen Wohn-
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und Geschaftshauses eingebauten Bankomaten mithilfe zweier Geissflisse so-
wie einem zur Explosion gebrachten Selbstlaborat mit Triacetontriperoxid (nach-
folgend: TATP) aufgebrochen. Anschliessend habe er — zusammen mit F. — aus
der obersten Geldkassette des Bankomaten 633 Banknoten a Fr. 200.00 (aus-
machend Fr. 126'600.00) behandigt und sich mit dem Geld vom Tatort entfernt.
Durch die Explosion seien die Bedienkonsole des Bankomaten und Teile der an-
liegenden Wandplatten des Gebaudes auf die Strasse geschleudert sowie das
Gebdude — namentlich an der Aussenfassade, den Fenstern, Briefkasten und
Deckenverkleidungen — beschadigt worden. Dadurch sei ein Sachschaden am
Bankomaten von ca. Fr. 60'000.00 sowie am Gebaude von ca. Fr. 40'000.00 ent-
standen. Uberdies seien die Anwohner der betroffenen Liegenschaft sowie zu-
fallig auf der G. Strasse anwesende Passanten und Strassenbenutzer aufgrund
ihrer ortlichen Nahe zum Detonationspunkt an Leib und Leben konkret gefahrdet
worden. Es sei Zufall gewesen, dass niemand gesturzt oder von Gebaudeteilen
oder Gegenstanden getroffen worden sei.

Der Beschuldigte bestritt im Untersuchungsverfahren und vor erster Instanz
seine Beteiligung am Vorfall durchgehend. Insbesondere zog er beim Vorfall die
Verwendung des in Tatortnahe sichergestellten Geissfusses, auf welchem seine
DNA-Spur gefunden worden war, in Zweifel (Urteil SK.2021.45 E. 2.3.2; BA
pag. 13.02-0003 Z. 4 ff.; 0140 Z. 21 ff; TPF pag. 9.731.007; 9.721.074 ff.). Er
machte in diesem Zusammenhang geltend, sich nicht erklaren zu kdnnen, wie
seine DNA auf den Geissfuss gekommen sei. Es kdnne jedoch sein, dass der
betreffende Geissfuss von ihm im Rahmen der beruflichen Tatigkeit dem Tro-
ckenbau benutzt und dann von F. entwendet und zur Tatausflihrung benutzt wor-
den sein kénnte (TPF pag. 9.721.077 f.). Uberdies erklarte er, eine Sekun-
daribertragung der DNA als mdglich zu erachten (TPF pag. 9.721.080 ff.). Auf
die Vorbringen des Beschuldigten im Berufungsverfahren wird nachfolgend ein-
gegangen (E. 11.2.2.1 ).

Die Vorinstanz erachtete den Vorfall vom 12. Dezember 2019 wie in der Anklage
beschrieben als erstellt. Aufgrund der Vorbringen des Beschuldigten priifte sie
die Verwendung der sichergestellten Geissflisse schwerpunktmassig. Als Aus-
gangspunkt wurde von dem am Tatwerkzeug sichergestellten DNA-Profil des Be-
schuldigten ausgegangen, das den dringenden Tatverdacht begriinde. Nach
Wurdigung samtlicher vorliegender Beweise kam sie im Ergebnis zum Schluss,
dass die Indizien in ihrer Gesamtheit ein Bild erzeugen wirden, das bei objektiver
Betrachtung keine Zweifel an der Tatbeteiligung des Beschuldigten zulasse.
Diesbezuglich wurde von einem langeren, intensiveren Kontakt mit dem Geiss-
fuss ausgegangen und eine Sekundarubertragung als unrealistisch erachtet (Ur-
teil SK.2021.45 E. 2.3.5.2 d). Dieser dringende Tatverdacht werde durch das wi-
derspruchliche Aussageverhalten des Beschuldigten bezuglich seines
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Aufenthaltsorts im Tatzeitpunkt, zur Verwendung von Geissfiissen im Trocken-
bau sowie zu seinem Verhaltnis zum Mitbeschuldigten F. (Urteil SK.2021.45 E.
2.3.4.4 a—-cund 2.3.5.2 b), die Aussagen der Auskunftspersonen (E. 2.3.5.2 c),
das Vorleben des Beschuldigten mit zahlreichen einschlagigen Vorstrafen in ver-
schiedenen Landern Europas (E. 2.3.5.2 f), den Umstand, dass er in értlicher und
zeitlicher Hinsicht die Mdglichkeit zur Tatausflihrung gehabt habe (E. 2.3.5.2 €)
und die engen Kontakte zu F. und S., die ebenfalls der Beteiligung an Banko-
matsprengungen verdachtigt wurden (E. 2.3.5.2 g), bestatigt. Insgesamt wirden
die Indizien in ihrer Gesamtheit das Gericht von der Tatbeteiligung des Beschul-
digten Gberzeugen und samtliche tbrigen denkbaren Alternativszenarien, die das
Beweisergebnis in Zweifel ziehen wirden, ausschliessen (Urteil SK.2021.45
E. 2.3.5, insb. 2.3.5.2 h).

Sachverhalt und Beweiswiirdigung
Grundlagen der Beweiswiirdigung und der Aussagenanalyse

Das Gericht wirdigt die Beweise frei nach seiner aus dem gesamten Verfahren
gewonnen Uberzeugung (Art. 10 Abs. 2 StPO). Es berlicksichtigt die im Vorver-
fahren und im Hauptverfahren erhobenen Beweise (Art. 350 Abs. 2 StPO). Ge-
mass Art. 10 Abs. 3 StPO geht das Gericht von der fir die beschuldigte Person
gunstigeren Sachlage aus, wenn unuberwindliche Zweifel daran bestehen, dass
die tatsachlichen Voraussetzungen der angeklagten Tat erfiillt sind. Diese Be-
stimmung konkretisiert den verfassungsmassigen Grundsatz der Unschuldsver-
mutung («in dubio pro reo»; Art. 32 Abs. 1 BV und Art. 6 Ziff. 2 EMRK). Sie ver-
bietet es, bei der rechtlichen Wirdigung eines Straftatbestands von einem belas-
tenden Sachverhalt auszugehen, wenn nach objektiver Wirdigung der gesamten
Beweise ernsthafte Zweifel bestehen, ob sich der Sachverhalt tatsachlich so ver-
wirklicht hat, oder wenn eine flr die beschuldigte Person glinstigere Tatversion
vernunftigerweise nicht ausgeschlossen werden kann. Eine einfache Wahr-
scheinlichkeit reicht nicht. Auf der anderen Seite kann keine absolute Gewissheit
verlangt werden; abstrakte und theoretische Zweifel sind kaum je ganz auszu-
raumen (BGE 144 IV 345 E. 2.2.1 mit weiteren Hinweisen). Mit Blick auf die Aus-
pragung des In-dubio-Grundsatzes als Beweislastregel muss ein Sachverhalt
nach Uberzeugung des Gerichts umgekehrt mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit erstellt sein, damit er dem Angeklagten zur Last gelegt werden
kann (BGE 144 IV 345 E. 2.2.2.3 mit weiteren Hinweisen).

Der Grundsatz «in dubio pro reo» sagt indes nichts dartiber aus, welche Beweis-
mittel zu bertcksichtigen und wie diese zu wirdigen sind (vgl. BGE 144 IV 345
E. 2.2.3.1). Der In-dubio-Grundsatz wird erst anwendbar, nachdem alle aus Sicht
des urteilenden Gerichts notwendigen Beweise erhoben und ausgewertet
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worden sind (BGE 144 |V 345 E. 2.2.3.2 mit Hinweisen auf Urteile des Bundes-
gerichts 6B_288/2015 vom 12. Oktober 2015 E. 1.5.3 mit Hinweisen und
6B_690/2015 vom 25. November 2015 E. 3.4). Der Nachweis kann mittels direk-
ten oder indirekten Beweises erbracht werden. Bei Letzterem (sog. «Indizienbe-
weis») wird aus bestimmten Tatsachen, die nicht unmittelbar rechtserheblich,
aber bewiesen sind (Indizien), auf die zu beweisende, unmittelbar rechtserhebli-
che Tatsache geschlossen. Eine Mehrzahl von Indizien, welche fiir sich alleine
nur mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit auf die Taterschaft oder die Tat hin-
weisen, kdnnen in ihrer Gesamtheit ein Bild erzeugen, das bei objektiver Betrach-
tung keine Zweifel bestehen lasst, dass sich der Sachverhalt so verwirklicht hat
(Urteil des Bundesgerichts 6B_1427/2016 vom 27. April 2017 E. 3 mit weiteren
Hinweisen; Urteil der Strafkammer des Bundesstrafgerichts SK.2018.26 vom
9. August 2018 E. 3.4.4.4). Der Indizienbeweis ist dem direkten Beweis gleich-
gestellt (BGE 144 1V 345 E. 2.2.3.4; Urteil des Bundesgerichts 6B_360/2016 vom
1. Juni 2017 E. 2.4; BGE 143 IV 361 sowie Urteil des Bundesgerichts
6B_332/2009 vom 4. August 2009 E. 2.3; je mit Hinweisen). Sachverhaltsalter-
nativen sind nur zu prifen, wenn die Indizienlage widersprichlich oder ambiva-
lent ist (BGE 144 IV 345 E. 2.2.3.7).

Bei der Wurdigung von Aussagen ist grundsatzlich zu beachten, dass jede (Zeu-
gen-) Aussage eine Leistung ist, die gewisse Sinnes- und Geistesangaben zur
Wahrnehmung einer Tatsache sowie zur Mitteilung des Wahrgenommenen vo-
raussetzt. Die drei notwendigen Bestandteile dafur sind Wahrnehmungs-, Erin-
nerungs- und Ausdrucksfahigkeit. Die Gefahr einer irrtimlich falschen Aussage
liegt in der allgemeinen Unzulanglichkeit menschlichen Erkennens absoluter
Wahrheit und in der Subjektivitdt des Zeugenbeweises (vgl. zum Ganzen BAK-
LER, Basler Kommentar, 3. Aufl. 2023, Art. 163 StPO N. 1 ff.). Wenn die Glaub-
haftigkeit von Aussagen zu Uberprifen ist, ist nach Massgabe der modernen Aus-
sagenpsychologie weniger die allgemeine Glaubwirdigkeit oder Wahrhaftigkeit
der jeweiligen Aussageperson an sich, als vielmehr die spezielle Glaubhaftigkeit
ihrer im Einzelfall zu Gberprifender, konkreter Aussage von Bedeutung (vgl. BEN-
DER/HACKER/SCHWARZ, Tatsachenfeststellung vor Gericht, 5. Aufl. 2021, N. 254
ff.). Das Konzept der inhaltsorientierten Glaubhaftigkeitsanalyse basiert auf der
empirisch zureichend belegten Annahme, dass sich Aussagen uber tatsachlich
Erlebtes von Aussagen uber nicht selbst Erlebtes unterscheiden zentrale Ele-
mente sind die merkmalsorientierte Aussagenanalyse anhand von sogenannten
Realitatsmerkmalen und Kompetenzanalyse anhand der Kompetenzen der Aus-
sageperson im konkreten Zusammenhang (BENDER/HACKER/SCHWARZ, a.a.O.,
N. 325 ff.).
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Vorbringen der Parteien im Berufungs- und Revisionsverfahren

Die Verteidigung brachte im ersten Berufungsverfahren zusammengefasst vor,
dass allein aufgrund des DNA-Hits am blauen Geissfuss die Tatbeteiligung des
Beschuldigten nicht angenommen werden kénne. Die DNA-Spur beweise einzig,
dass die DNA einer bestimmten Person an einem bestimmten Ort angehaftet
habe. Wie sie dahin gelangt sei oder was die betreffende Person gemacht habe,
lasse sich mittels DNA-Hit nicht erstellen. F. habe den Beschuldigten nicht belas-
tet. Aus dessen Befragung kénne nichts zu Ungunsten des Beschuldigten abge-
leitet werden. Zumal F. bereits in der rechtshilfeweisen Einvernahme vorgehalten
worden sei, die Tat mit dem Beschuldigten begangen zu haben, seien dessen
Aussagen von Beginn weg aufgrund von Suggestion kontaminiert gewesen. Es
sei auch fraglich, ob als erstellt erachtet werden kdnne, dass das aufgefundene
Werkzeug Uberhaupt als Tatmittel verwendet worden sei. Die vorinstanzliche Er-
wagung, wonach der Beschuldigte zu seinem Aufenthaltsort im Dezember 2019
unterschiedliche, widerspruchliche Angaben gemacht habe, stimme nicht. Er
habe konstant ausgesagt, dass er am fraglichen Vorfall nicht beteiligt gewesen
sei. Seine Aussagen seien glaubhaft. Es sei moéglich, dass der Geissfuss aus
dem Bestand der Firma des Beschuldigten stamme und ihn jemand entwendet
und zur Tatausflhrung benutzt habe. Sein Unternehmen habe existiert und sei
im Zeitraum um den Tatzeitpunkt aktiv gewesen. Damit kdnnte die DNA am
Geissfuss angehaftet haben, weil er ihn irgendeinmal angefasst habe. Gemass
Aussagen von F. habe dieser mehrmals Fahrzeuge des Beschuldigten benutzt.
Er habe mit einem solchen Fahrzeug den gekauften Geissfuss transportiert. Das
Auto sei voll von DNA des Beschuldigten gewesen, was eine weitere Moglichkeit
einer Ubertragung von DNA sei. Dass der blaue Geissfuss neu gewesen sein
soll, basiere einzig auf einer augenscheinlichen Feststellung und nicht auf einer
Untersuchung. Auch wenn der Geissfuss noch nicht auf dem Bau verwendet wor-
den sei, kdnnte ihn der Beschuldigte irgendwann vor dessen Verwendung in der
Tatnacht berthrt haben. Die Erwagung der Vorinstanz, wonach der Beschuldigte
das geschilderte Alternativszenario nicht naher begrindet habe, sei geradezu
absurd. Der Beschuldigte musse nicht den Entlastungsbeweis fiihren. Es spra-
chen viele Umstande daflr, dass die DNA des Beschuldigten einzig deshalb auf
dem Geissfuss gewesen sei, weil er mit diesem Werkzeug im Rahmen seiner
beruflichen Tatigkeit Umgang hatte oder dieses in seinem Fahrzeug oder in sei-
ner Wohnung gewesen sei. Es sei nicht erstellbar, wie lange die DNA bereits auf
dem Geissfuss angehaftet habe. Man wisse auch nicht, wo genau am Geissfuss
die DNA des Beschuldigten angehaftet habe. Dartber hinaus bestehe auch die
Moglichkeit eines indirekten Transfers der DNA des Beschuldigten auf den
Geissfuss. Dafiir spreche auch, dass sich keine Fingerabdriicke von ihm auf dem
Geissfuss finden liessen. Man wisse nicht, um welches biologische Material es
sich bei der DNA-Spur handle. Das Fehlen von anderen belastendenden
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Umstanden sei zu Gunsten des Beschuldigten zu werten. Die von den Auskunfts-
personen zu Protokoll gegebenen Signalements wirden nicht mit der Statur und
der Korpergrosse des Beschuldigten Ubereinstimmen. Aus der Auswertung des
Mobiltelefons ergaben sich keinerlei Hinweise auf eine Tatbeteiligung. Wo er am
nachsten Tag gewesen sei, namlich 40 km vom Tatort entfernt, sei vollig irrele-
vant. Es gebe auch keine verdachtigen Kontobewegungen oder sonstige Trans-
aktionen. Der Anklagesachverhalt sei nicht erstellt. Es sei jedenfalls nicht auszu-
schliessen, dass die DNA des Beschuldigten ohne Zusammenhang mit der Tat
auf den Geissfuss gelangt sei. Hinzu komme das Fehlen von weiteren belasten-
den Elementen. Es sei nicht jenseits vernunftiger Zweifel erstellbar, dass der Be-
schuldigte an der angeklagten Tat beteiligt gewesen sei. Er sei entsprechend in
dubio pro reo freizusprechen (CA.2022.2 pag. 5.200.037 ff. und pag. 5.100.016
f.).

Die Verteidigung erneuerte im zweiten Berufungs- bzw. Revisionsverfahren weit-
gehend die im ersten Berufungsverfahren vorgetragenen Argumente. Neu
brachte sie insbesondere vor, die Aussagen von F. seien in sich widersprichlich,
unglaubhaft und darauf ausgerichtet, eigene Vorteile zu erlangen. F. habe den
Beschuldigten von Anfang an zumindest indirekt belastet. F. sei von Beginn an
suggestiv — auf den Beschuldigten als Mittater geminzt — befragt worden. Dass
die Belastung des Beschuldigten durch F. nicht nur implizit, sondern auch explizit
erfolgte, andere nichts an der Ausgangslage, wie sie im ersten Berufungsverfah-
ren dem Gericht vorgelegen habe. Die von F. jeweils behauptete Angst, explizit
gegen den Beschuldigten auszusagen, sei nicht nachvollziehbar, ebenso wenig,
weshalb diese Angst dann plétzlich weggefallen sein solle. Die Befragung von F.
anlasslich dessen erstinstanzlichen Hauptverhandlung sei suggestiv und unter
Druckausubung erfolgt. Sodann habe F. in dieser Befragung dem Beschuldigten
die gesamte Schuld zugewiesen, wahrend er anlasslich der Verhandlung im
zweiten Berufungs- bzw. Revisionsverfahren wieder anders ausgesagt habe. F.
sei in Danemark wegen einer Bankomatensprengung verurteilt worden, was er
versuche zu negieren, und in Osterreich werde deswegen gegen ihn ermittelt. Er
verfuge Uber ein kriminelles Netzwerk und sei der Fachmann fiirs Verbrechen. F.
sei nicht auf die Hilfe des Beschuldigten angewiesen gewesen fur die Durchflih-
rung der Bankomatensprengung. F. habe versucht, durch die Belastung des Be-
schuldigten, die ihm regelrecht in den Mund gelegt worden sei, seine eigene Si-
tuation zu verbessern. Konstruierte und widersprichliche Angaben mache F.
etwa zur Beschaffung des Sprengstoffes. F. habe ein gewichtiges Interesse da-
ran gehabt, spat gegen den Beschuldigten auszusagen. Er habe eine deutlich
mildere Strafe erhalten. Zudem sei die belastende Aussage nach dem freispre-
chenden Urteil gegen den Beschuldigten erfolgt, was ihm explizit vorgehalten
worden sei. F. habe nicht hinnehmen wollen, dass ein ehemals Mitbeschuldigter
freigesprochen worden sei und eine Entschadigung zugesprochen erhalten
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habe, wahrend ihm selbst eine mehrjahrige Freiheitsstrafe gedroht habe. Auf die
Aussagen von F. kénne nicht abgestellt werden (CAR pag. 5.200.027 ff.).

Die BA argumentierte im ersten Berufungsverfahren zum Sachverhalt und zur
Beweiswurdigung insbesondere, dass der Sachverhalt mittels Indizienkette er-
stellt sei, was die Vorinstanz zutreffend und vollstandig festgestellt habe. Einzig
nicht zutreffend sei, dass nicht nachgewiesen werden kénne, dass der Beschul-
digte auch bei der Planung der Tat beteiligt gewesen sei. Denn naturlich werde
eine solche Bankomatsprengung von der Taterschaft vorbereitet. F. habe ausge-
sagt, dass der Mittater Gber die Vorbereitungen im Bilde gewesen und bei der
Besorgung der Werkzeuge dabei gewesen sei. Die Vorinstanz habe das Vorlie-
gen ernsthafter Anhaltspunkte fir mégliche alternative Sachverhalte geprift und
diese zu Recht verneint. Es gebe kein plausibles Alternativszenario. Gemass
dem im Berufungsverfahren neu erhobenen Bericht des IRM kdnne von einer
sehr guten Spurenqualitat gesprochen werden, die zu einer hohen Qualitat bei
der DNA-Auswertung geflihrt habe. Die Aussagen des Zeugen GG., wonach die
beiden Geissfiisse neuwertig gewirkt hatten, wirden sich mit den Aussagen von
F. decken, wonach diese explizit fiir diese Bankomatsprengung neu gekauft wor-
den seien. Die Verteidigung habe in ihrem Schreiben vom 22. Februar 2023
selbst geschrieben, dass die Aussagen von F. als Belastung des Beschuldigten
verstanden werden missten. F. gebe Details bezuglich Planung, Herangehens-
weise, Organisation und Durchfiihrung der Bankomatsprengung preis. Gemass
F. sei der Mittater mannlich gewesen und sie hatten die Tat zu zweit ausgefuhrt.
F. nehme offensichtlich viel Schuld bewusst auf sich, wohl um den Mittater zu
schonen. Das wirke nicht Uberzeugend, vor allem weil der Beschuldigte zuerst in
Osterreich anséassig gewesen sei und sich dort ausgekannt habe. Er habe F. zu
sich geholt und zum Schein eine Baufirma und Fahrzeuge gehabt. So sei viel-
mehr anzunehmen, dass der Beschuldigten die treibende Kraft gewesen sei. Die
Aussagen von F. wirden die Anklage und die von der Vorinstanz iberzeugend
dargelegte Indizienkette stitzen. An der Taterschaft des Beschuldigten gebe es
keinerlei Zweifel (CA.2022.2 pag. 5.200.067 ff., pag. 5.100.018).

Die BA brachte im zweiten Berufungs- bzw. Revisionsverfahren zu Sachverhalt
und Beweiswiirdigung insbesondere vor, es seien nicht nur die Aussagen von F.
als neues Beweismittel zu betrachten, sondern jedes einzelne Beweismittel
nochmals umfassend und richterlich frei zu wirdigen. Aufgrund der DNA-Spur
lasse sich zweifelsfrei nachweisen, dass der Beschuldigte mit dem blauen Geiss-
fuss und F. mit dem schwarzen Geissfuss Kontakt gehabt habe. Auch sei Uber-
zeugend nachgewiesen, dass diese Geissflsse als Tatwerkzeug eingesetzt wor-
den seien. Da die Geissflsse neu gewesen seien —was auch die Verkaufswegs-
abklarung der Kantonspolizei St. Gallen stlitzten wiirde — kénne ausgeschlossen
werden, dass der Beschuldigte im Rahmen seiner beruflichen Tatigkeit mit dem
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Geissfuss in Kontakt gekommen sei. Da gemass Gutachten des IRM eine De-
gradierung der DNA-Spur auszuschliessen sei, sei es nicht mdglich, dass der
Beschuldigte langere Zeit vor der Tatausfihrung mit dem Geissfuss in Kontakt
gekommen sei. Es erscheine abwegig, dass der Beschuldigte per Zufall an einem
Lager- oder Transportort mit dem Geissfuss in Kontakt gekommen sei. Die Aus-
sagen des Beschuldigten seien als grossmehrheitlich nicht glaubhaft einzustu-
fen. Die Aussagen des Mittaters F. seien glaubhaft. Dessen vollumfangliches Ge-
standnis mit Namen des Mittaters erst in der eigenen erstinstanzlichen Hauptver-
handlung sei erklarbar. F. habe das Motiv fiir die Anderung seines Aussagever-
haltens nachvollziehbar dargelegt. Die Aussagen der Augenzeugen seien als we-
der belastend noch entlastend anzusehen. Aufgrund der dusseren Bedingungen
koénne nicht ohne Weiteres insbesondere auf die Aussagen zum Signalement der
Taterschaft abgestellt werden, da Aussagen zu solchen Details erfahrungsge-
mass zu ungenau seien. Es seien sodann die tatsachlichen Umstande in der Tat-
nacht, u.a. die Witterungsbedingungen, die Sichtverhaltnisse und das Uberra-
schungsmoment zu bertcksichtigen. Aufgrund der Vorstrafen des Beschuldigten
habe dieser ein Bewegungsprofil und ein Kontaktnetzt, dass gut ins Taterprofil
einer Gruppierung mit Bankomatensprengungen passe. Insgesamt lagen ver-
schiedene schlissige, Uberzeugende Beweismittel mit hohem Beweiswert vor,
anhand derer sich die angeklagte Tatbegehung durch den Beschuldigten rechts-
gendglich nachweisen lasse (CAR pag. 5.200.003 und -007 ff.).

Unbestrittener Sachverhalt

Abgesehen von der Tatbeteiligung des Beschuldigten ist der angeklagte dussere
Sachverhalt unzweifelhaft erstellt und auch unbestritten. So ist erstellt, dass es
am 12. Dezember 2019 um 01:33 Uhr an der G. Strasse 37 in Z. SG mit der
Tatbeteiligung von zwei Personen vor Ort zu einer Bankomatsprengung mit dem
in der Anklage beschriebenen modus operandi, ndmlich dem Einsatz von TATP
kam, dass Fr. 126'600.00 entwendet und Schaden am Gebaude und am Banko-
maten von insgesamt rund Fr. 100'000.00 verursacht wurden. Zu prifen ist, ob
sich rechtsgeniglich beweisen lasst, dass der Beschuldigte einer der zwei vor
Ort wirkenden Tatbeteiligten war.

Beweismittel

Im Zusammenhang mit der bestrittenen Tatbeteiligung des Beschuldigten sind
folgende Beweismittel relevant:

. Diverse Beweismittel zu den in Tatortnahe sichergestellten Gegenstidnden und

gesicherten Spuren (vgl. Urteil SK.2021.45 E. 2.3.4.1): Bei der Suche mit Polizei-

hunden am 12. Dezember 2019 wurden in einem Gebisch an der |. Strasse 30,
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rund 300 Meter vom Standort des gesprengten Bankomaten entfernt, zwei Geis-
sflsse, einer blau und einer schwarz, sowie zwei Schraubenzieher gefunden (BA
pag. 11.01-002). Gemass Bericht der Kantonspolizei St. Gallen handelte es sich
um neuwertige Werkzeuge, die hdchstwahrscheinlich zuvor noch nie benutzt
worden waren (BA pag. 10.01-0010). Die Spurensicherung an den Werkzeugen
vor Ort wurde durch GG. von der Kantonspolizei St. Gallen vorgenommen, der
im Berufungsverfahren als Zeuge dazu befragt wurde (vgl. CA.2022.2 pag.
5.302.001 ff., mehr dazu unten lit. c). Sein Kollege FF. leitete als Hauptsachbe-
arbeiter im Rahmen der Ermittlungen die gesicherten Spuren weiter ans IRM
(CA.2022.2 pag. 5.301.004 Z. 27 ff.). Auch er wurde im Berufungsverfahren als
Zeuge dazu befragt. Beim IRM wurden die DNA-Spuren durch EE. ausgewertet
(vgl. CA.2022.2 pag. 2.203.018 ff.). Am blauen Geissfuss wurde ein DNA-Misch-
profil festgestellt, welches im Hauptprofil in 15 vergleichbaren DNA-Systemen mit
dem DNA-Profil des Beschuldigten Ubereinstimmt (BA pag. 11.01-0012). Auf
dem schwarzen Geissfuss wurde dasselbe bezlglich F. festgestellt (BA pag.
11.01-0014). Die Zuordnung der Profile zu den Personen erfolgte am 6. Januar
2020 durch das Bundesamt fiir Polizei fedpol (BA pag. 10.01-0023). Gemass fo-
rensischem Untersuchungsbericht des Forensisch-Naturwissenschaftlichen
Dienstes der Kantonspolizei St. Gallen vom 22. Januar 2020 kann das Eigenma-
terial der zwei vorgenannten Geissfusse weder mikroskopisch noch anhand von
Infrarotspektren von am Bankomaten gesichertem schwarzen bzw. blauen Lack-
abrieb unterschieden werden. Dies spreche in hohem Mass dafiir, dass die zwei
Geissfusse in Kontakt mit dem Bankomaten gekommen seien (BA pag. 11.01-
0023 f.).

. Schriftlicher Bericht von EE., Fachbereich Forensische Genetik, Institut fur
Rechtsmedizin, Kantonsspital St. Gallen, vom 3. Oktober 2022 (CA.2022.2 pag.
2.203.018 ff.): EE. fuhrt im Bericht insbesondere aus, dass ein Mischprofil vor-
liege, wenn sich ein Profil aus DNA von mehr als einer Person zusammensetze.
Wenn darin der DNA-Anteil eines Spurengebers grosser sei als derjenige des
oder der anderen, kdnne das Mischprofil in eine sogenannte Hauptprofilkompo-
nente und Nebenprofilkomponente unterteilt werden. Vorliegend sei der DNA-
Anteil des Nebenprofils so gering gewesen, dass dieses keinen Einfluss auf das
Hauptprofil gehabt habe (CA.2022.2 pag. 2.203.020). Es sei von einem rund 1.3
x 10! Mal hoheren Beweiswert auszugehen, wenn der Beschuldigte der Spuren-
geber des interpretierbaren DNA-Hauptprofils am Spurentrager (blauer Geiss-
fuss) sei, als wenn der Spurengeber eine unbekannte mit dem Beschuldigten
nicht verwandte Person ware (CA.2022.2 pag. 2.203.021). Die Persistenz und
Verweildauer der DNA auf einem Gegenstand hange von verschiedenen Fakto-
ren ab, die wichtigsten seien z.B. Temperatur, Luftfeuchtigkeit, Anwesenheit von
Mikroorganismen oder UV-Licht Exposition. Ohne Kenntnis der Bedingungen sei
eine abschliessende Beurteilung nicht moéglich. Eine «alte» DNA-Spur kénne
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degradieren und die DNA-Merkmale seien bei fortgeschrittener Degradierung
nicht mehr nachweisbar. Bei der DNA-Spur des Beschuldigten habe es keine
solche Probleme gegeben (CA.2022.2 pag. 2.203.022). Vorliegend habe die
DNA bezulglich Qualitdt und Menge fur die Erstellung eines Profils ausgereicht
(CA.2022.2 pag. 2.203.023). Es bestunden keine begrundeten Zweifel daran,
dass die Zuordnung bzw. Ubereinstimmung zwischen DNA-Profil, der Spur sowie
dem DNA-Profil des Beschuldigten korrekt sei (CA.2022.2 pag. 2.203.025). Da
es sich vorliegend um ein fast vollstandiges DNA-Profil handle, sei der Beweis-
wert naturgemass hoch (CA.2022.2 pag. 2.203.026). Eine Person besitze 16 ver-
wertbare DNA-Abschnitte und vorliegend habe das an die Datenbank gesandte
DNA-Profil in 15 untersuchten Abschnitten ein verwertbares Ergebnis ergeben
(CA.2022.2 pag. 2.203.027). Unter gewissen Bedingungen kénne eine DNA-
Spur auf eine Oberflache gelangen, ohne dass diese Person diese Oberflache
berthrt habe. Das sei als indirekter Transfer bekannt. Dabei werde von einem
Gegenstand oder einer anderen Person DNA auf einen anderen Gegenstand
Ubertragen. Ob es sich um einen direkten oder einen indirekten Transfer handle,
spiele fur die Auswertbarkeit der DNA keine Rolle (CA.2022.2 pag. 2.203.028 f.).
Vorliegend kénne mangels Kenntnis der Bedingungen eines allfalligen indirekten
Transfers, keine Aussage gemacht werden, ob die DNA-Spur des Beschuldigten
direkt oder indirekt auf den Spurentrager gelangt sei (CA.2022.2 pag. 2.203.030).

. Aussagen der Zeugen FF. und GG., Kriminaltechnischer Dienst, Kantonspolizei
St. Gallen, anladsslich der Berufungsverhandlung vom 17. Oktober 2022
(CA.2022.2 pag 5.301.001 ff. und 5.302.001 ff.): FF. erklarte zu Protokoll, dass
die Spurensicherung im vorliegenden Fall ganz normal abgelaufen sei
(CA.2022.2 pag. 5.301.004 Z. 5 ff.). Er habe die Spurensicherung am Bankoma-
ten gemacht, aber nicht diejenige an den Werkzeugen, die durch einen Polizei-
hund im Gebusch gefunden worden seien (vgl. CA.2022.2 pag. 5.301.003 f.). Es
sei undenkbar, dass es bei der Weiterleitung der Spur ans IRM zu Unregelmas-
sigkeiten bzw. einer Kontamination gekommen sei (CA.2022.2 pag. 5.301.004 f.
Z. 40 ff.). Ein Geissfuss werde bei einem solchen Delikt tiber die volle Flache mit
dem Wattestabchen abgerieben (CA.2022.2 pag. 5.301.007 Z. 15 ff.). Heutzu-
tage sei bei der Spurensicherung oft die Kontamination das Problem. Die Erken-
nung sei so fein, dass sie fast immer zu viel (Anmerkung: DNA) hatten (CAR pag.
5.301.005 Z. 33 ff.). GG. schilderte detailliert, wie er bei der Spurensicherung an
den aufgefundenen Werkzeugen (zwei Geissfiisse und zwei Schraubenzieher)
vorgegangen war (CA.2022.2 pag. 5.302.003 f.). Seines Erachtens seien die von
ihm am Fundort der Werkzeuge angetroffenen Bedingungen zur Spurensiche-
rung geradezu ideal gewesen, unter anderem, da die Werkzeuge in der Hecke
vor dem Regen geschitzt gewesen seien und sich niemand Uber die Sachen
habe beugen kénnen (CA.2022.2 pag. 5.302.003 f., 005 Z. 1 ff. und Z. 38 f.). Er
hielt es fur unmoglich, dass es zu Unregelmassigkeiten in Form von
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Beeintrachtigung oder Verunreinigung der gesicherten Spuren gekommen sein
kdnnte (CA.2022.2 pag. 5.302.005 Z. 9 ff.). Es sei ihm aufgefallen, dass zumin-
dest der blaue Geissfuss relativ neu gewesen sei (CA.2022.2 pag. 5.302.006 Z.
5 ff.). Er sei seiner Einschatzung nach (er sei gelernter Werkzeugmacher und
habe privat viel im mechanischen Bereich gemacht, daher verfiige er Uber eine
gewisse Expertise diesbeziiglich) zuvor wohl héchstens ein oder zwei Mal be-
nutzt worden, aber nicht auf einer Baustelle oder sonst irgendwo im Einsatz ge-
wesen (CA.2022.2 pag. 5.302.006 Z. 31 ff. und 007 Z. 6 ff.). Er habe nur die DNA
gesichert, ansonsten habe der Forensisch-Naturwissenschaftliche Dienst den
Geissfuss beurteilt (CA.2022.2 pag. 5.302.006 Z. 40 ff.; 007 Z. 19 ff.). Auch wenn
ein Tater Handschuhe trage, sei es mdglich, dass DNA von den Handschuhen
an einen Gegenstand gelangen konne (CA.2022.2 pag. 5.302.007 f. Z. 42 ff.).

. Auswertung der Mobiltelefondaten des Beschuldigten (vgl. Urteil SK.2021.45
E. 2.3.4.2): Die getatigten Auswertungen ergaben im Tatzeitpunkt keine Hin-
weise auf einen Aufenthalt des Beschuldigten in der Schweiz (BA pag. 10.02-
0042). Die Daten zeigen am 13. Dezember 2019 um 11:07 Uhr eine WLAN-Ver-
bindung des Mobiltelefons im «J.» in W./AUT und somit ca. 40 km vom Tatort
und ca. 4.5 km vom damaligen Wohnsitz des Beschuldigten in U./AUT entfernt
(BA pag. 10.02.0121 und 0042). Zum Tatzeitpunkt wurde das Mobiltelefon nicht
verwendet (BA pag. 10.02.0042). Gemass der «Timeline» in der Mobiltelefonaus-
wertung fand die letzte Aktivitat auf dem Mobiltelefon vor der Tat am 11. Dezem-
ber 2019 um 10:31 Uhr und die erste nach der Tat am 12. Dezember 2019 um
11:15 Uhr statt. Die Auswertung zeigt, dass das Mobiltelefon nachts regelmassig
nicht verwendet wurde. An anderen Daten fanden die letzten Aktivitdten abends
aber haufig noch nach 21 oder 22 Uhr und morgens die ersten ofters ab 10-11
Uhr statt (USB-Stick mit gesicherten Telefondaten, BA pag. 10.02-0121).

Zudem fanden sich auf dem Mobiltelefon zwei durch den Beschuldigten ausge-
stellte Rechnungen vom 21. Dezember 2019 flr zwischen dem 2. und 15. De-
zember 2019 («KW 49/2019» und «KW 50/2019») ausgefiihrte Trockenbauar-
beiten (BA pag. 10.02.0113 f.). Die eine Rechnung an die M. GmbH in WW./AUT
fur Arbeiten in der Kalenderwoche 50 betrifft ein Bauvorhaben in W. (BA pag.
10.02.0113). Es wurden auf dem Mobiltelefon auch Bilder von Baustellen festge-
stellt, unter anderem solche, die vom 9. Dezember 2019 stammen (BA pag.
10.02-0116, 119 f.). Weiter wurden auf dem Mobiltelefon des Beschuldigten E-
Mails gefunden, die sich auf dessen Trockenbaufirma beziehen, insbesondere
Korrespondenz mit der Firma HH., die der Beschuldigte offenbar fiir Steuerbera-
tung und Lohnzahlungen beauftragt hatte (BA pag. 10.02.-0042, 0095 ff.).
Schliesslich fand sich eine E-Mail, die der Beschuldigte am 30. April 2020 erhal-
ten hatte mit dem Betreff «Contract F.» (BA pag. 10.02.0043, 0108). Der Anhang
dieser E-Mail konnte offenbar nicht reproduziert werden.
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e. Auswertung der Bankunterlagen des Beschuldigten (vgl. Urteil SK.2021.45
E. 2.3.4.3): Gemass den Bankunterlagen (Auszug vom 20. Januar 2020) wurde
am 13. Dezember 2019 um 13:01 Uhr in U./JAUT, d.h. in der Region des Tatortes
und am Meldeort des Beschuldigten EUR 200.00 und bezogen (BA pag. 18.09-
0048 f., S. 1 Kontoauszug vom 20. Januar 2020). Gemass Kontodaten des Be-
schuldigten erhielt er zwischen September 2019 und Marz 2020 von drei (Bau-
JFirmen, unter anderem der M. GmbH, Zahlungen von insgesamt ca. EUR
45'509.40 uberwiesen (BA pag. 10.02-0040 f. und 18.09-0049).

f. Aussagen des mutmasslichen Mittaters F. (CA.2022.2 pag. 3.202.011 ff. und
5.304.001 ff. und CAR pag. 5.300.012 ff. sowie CA.2023.30 TPF pag. 18.731.001
ff. und BA pag. 13-03-0065 ff.): Der bis Januar 2023 in Danemark inhaftierte F.
machte im Untersuchungsverfahren (BA pag. 18.06-0082 ff.) sowie im Beru-
fungsverfahren im Rahmen der rechtshilfeweise durchgefihrten Einvernahmen
(CA.2022.2 pag. 3.101.046 ff.) von seinem Aussageverweigerungsrecht Ge-
brauch. Nach seiner Auslieferung in die Schweiz machte er in dem gegen ihn
gefuhrten Strafverfahren am 12. Januar 2023 erstmals konkrete Aussagen. Er
gestand, die Bankomatsprengung in Z. am 12. Dezember 2019 gemeinsam mit
einer zweiten Person begangen zu haben und schilderte die Planung und Vorbe-
reitung und die Ausfuhrung der Tat im Detail (CA.2022.2 pag. 3.201.011 ff.). Zur
Tatbeteiligung des Beschuldigten wollte er sich nicht dussern. Nach der Tatbe-
teiligung von sieben namentlich genannten anderen Personen gefragt, verneinte
er diese (CA.2022.2 pag. 3.201.023 f.). Anlasslich der Berufungsverhandlung
vom 2. Marz 2023 wurde F. als Auskunftsperson einvernommen, wobei er zu-
sammengefasst im Wesentlichen folgende Aussagen tatigte (CA.2022.2 pag.
5.304.001 ff.):

Er kenne den Beschuldigten seit circa funf Jahren und habe ihn Uber gemein-
same Freunde kennengelernt (CA.2022.2 pag. 5.304.006 Z. 21 ff.). Es sei eine
einfache Freundschaft oder eine bessere Bekanntschaft (CA.2022.2
pag. 5.304.003 Z. 23 ff., 006 Z. 30 f.). Er sei im Dezember 2019 in Osterreich
gewesen und habe an der Adresse in U. (Anmerkung: beim Beschuldigten) circa
drei Wochen bis einen Monat lang gewohnt, um dort auf dem Bau nach Arbeit zu
suchen. Der Beschuldigte habe damals nicht genug Arbeit gehabt, um ihn zu
beschaftigen. Zwar sei im Fruhjahr ein Arbeitsvertrag erstellt worden, die Covid-
Pandemie habe das Arbeiten jedoch verunmdglicht. Er (F.) sei dann nach Dane-
mark gereist (CA.2022.2 pag. 5.304.004 f.). Betreffend die Bankomatsprengung
in Z. vom 19. Dezember 2019 kdnne er nur fur sich selbst sprechen — er wolle
weder jemanden beschuldigen noch schitzen (CA.2022.2 pag. 5.304.002 f.). Er
bekenne sich schuldig und habe bereits ein Gestandnis abgelegt (CA.2022.2
pag. 5.304.008 f.). Die Geissfusse zum Aufbrechen des Bankomats hatten sie in
einem Geschaft in Osterreich neu gekauft. Den Sprengstoff habe er von einem
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Ukrainer gekauft (CA.2022.2 pag. 5. 304.009 Z. 13 ff.). Er habe zuvor keine Er-
fahrung mit Sprengstoff gehabt. Bei der Sprengung sei nur die oberste Kassette
des Bankomaten aufgegangen. Er hatte jedoch erwartet, dass der ganze Banko-
mat aufgehe (CA.2022.2 pag. 5.304.010 f. Z. 46 ff.). Die Tat sei nur von ihm und
dieser zweiten Person begangen worden, wobei es fir beide das erste Mal ge-
wesen sei und niemand von ihnen eine Chef-Rolle gehabt habe. 80 % der Bank-
noten seien durch die Sprengung kaputt gegangen — sie hatten alle mitgenom-
men, die kaputten jedoch weggeworfen. Nach der Sprengung seien sie in Panik
geraten und hatten die Werkzeuge in ein Gebilsch geworfen. Sie seien zu Fuss
unterwegs gewesen. Den Sprengstoff habe er nach dem Kauf in einem Rucksack
aufbewahrt, u.a. im Haus in U. (CA.2022.2 pag. 5.304.010 f.). Die funf Jungs im
Haus hatten davon nichts gewusst. Ob der Beschuldigte davon gewusst habe,
wollte er auf Nachfrage nicht beantworten (CAR pag. 5.304.012 Z. 1 ff.). Das
Sprengstoffpaket sei fur die Auslésung der Sprengung mit zwei Kabeln ausge-
stattet gewesen sowie am anderen Ende mit einer Batterie, welche er schliesslich
angeschlossen habe (CA.2022.2 pag. 5.304.014 Z. 20 ff.). Im Haus hatten im
Dezember 2019 neben dem Beschuldigten noch vier weitere Personen gewohnt:
., JJ., KK. und ein Tscheche, der kein Rumanisch gesprochen habe (CA.2022.2
pag. 5.304.014 f. Z. 37 ff.). Er selbst sei 1.75 Meter gross. Die Werkzeuge habe
er ein paar Tage vor der Sprengung gekauft und im Auto (recte: Kleintransporter)
aufbewahrt — an das genaue Datum erinnere er sich nicht. Dieser Kleintranspor-
ter habe dem Beschuldigten gehort. Da es defekt gewesen sei und nicht habe
gefahren werden kdnnen, habe man darin Werkzeuge und einen Staubsauger
aufbewahrt. Fir den Kauf der Werkzeuge sei ein anderes Auto verwendet wor-
den, man habe sie dann aber bis zur Tat im defekten Fahrzeug aufbewahrt
(CA.2022.2 pag. 5.304.016 Z. 15 ff.). Nach der Bankomatsprengung in Z. seien
sie mit einem kleinen Auto gefahren — seines Wissens ein Mietauto. Dieses sei
von den Arbeitern jeweils fir die Fahrt zur Arbeit benutzt worden und darin hatten
sie auch das Tatwerkzeug transportiert (CA.2022.2 pag. 5.304.017 Z. 4 ff.). Die
Frage, ob ihn Il., JJ., KK. oder der Beschuldigte nach Z. begleitet hatten, wollte
F. nicht beantworten. Sein (halftiger) Anteil am verwendbaren Geld habe zwi-
schen Fr. 7'000.00 und Fr. 10'000.00 betragen (CA.2022.2 pag. 5.304.020 Z. 5).
Auf dem Fluchtweg habe er in dieser Nacht niemanden gesehen (CA.2022.2
pag. 5.304.020 Z. 38 ff.). Ob er die Werkzeuge im Rucksack aufbewahrt oder
direkt ins Auto gelegt habe, wisse er nicht mehr. Es sei einfach alles im Auto
gewesen (CA.2022.2 pag. 5.304.021 Z. 30 ff.).

Anlasslich der Schlusseinvernahme bei der BA vom 21. April 2023 im Strafver-
fahren gegen ihn selbst anlasslich der Schlusseinvernahme wiederholte F. sein
Gestandnis zum Vorfall in Z. vom 12. Dezember 2019 (CA.2023.30 BA pag. 13-
03-0067 ff.). Die Frage, mit wem er in Z. gewesen sei, wollte er wegen seiner
Familie nicht beantworten (CA.2023.30 BA pag. 13-03-0071 Z. 9 ff.). Anlasslich
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der Hauptverhandlung vor Erstinstanz vom 16. November 2023 im Verfahren ge-
gen ihn selbst wiederholte F. sein Gestandnis (CA.2023.30 TPF pag. 18.731.006
ff.). Er beschrieb nochmals in freier Erzahlung detailliert und gleichbleibend, wie
bei der Bankomatensprengung vorgegangen worden sei (CA.2023.30 TPF
pag. 18.731.007 f.). Er wollte die zweite Person, die mit ihm am Tatort war, nach
wie vor nicht benennen, da diese Person fir seine Familie gefahrlich sein kénne
(CA.2023.30 TPF pag. 18.731.008 Z. 33 ff. und -009 Z. 3 ff. und Z. 21 ff.). Als er
erfahren habe, dass der Beschuldigte freigesprochen worden sei, habe er be-
furchtet, dass es jetzt gefahrlich werde flir ihn (CA.2023.30 TPF pag. 18.731.009
Z. 18 ff.). Auf konkrete Nachfrage wollte er nicht ausschliessen, dass der Be-
schuldigte in Z. sein Mittater gewesen sei (CA.2023.30 TPF pag. 18.731.010 Z.
16 f.). Nach wiederholter Frage der Richterpersonen und des Staatsanwalts be-
jahte er schliesslich die Mittaterschaft des Beschuldigten (CA.2023.30 TPF
pag. 18.731.010 Z. 19 ff.). Er sei Uber das Netz von Bekanntschaften des Be-
schuldigten in diese Kreise gekommen. Die Mittaterschaft des Beschuldigten sei
offensichtlich. Der Beschuldigte habe im Vorfeld recherchiert, die Adresse aus-
findig gemacht und das Auto gemietet (CA.2023.30 TPF pag. 18.731.010 Z. 30
ff.). Sie seien damals losgefahren, ohne dass die Rollen abgesprochen gewesen
waren, und gemass im Internet gefundenen Instruktionen vorgegangen
(CA.2023.30 TPF pag. 18.731.011 Z. 32 ff.). Anlasslich der Berufungsverhand-
lung im Verfahren gegen ihn selbst vom 14. Marz 2024 prazisierte F. wie er und
der Beschuldigte durch Internetrecherchen auf die Idee der Bankomatenspren-
gung gekommen seien und dass vor allem er (F.) damals Geld gebraucht habe
(CA.2023.30 CAR pag. 5.300.005, auch pag. 5.300.015 f.). Er habe den Namen
des Mittaters bis anhin zum Schutz seiner Familie nicht nennen wollen
(CA.2023.30 CAR pag. 5.300.008 Z. 16 ff.). Bei der Konfrontation mit dem Be-
schuldigten damals habe er gegenliiber dem Gericht durchblicken lassen, dass
es sich um ihn handle (CA.2023.30 CAR pag. 5.300.008 Z. 34 ff.).

Im zweiten Berufungs- bzw. Revisionsverfahren gegen den Beschuldigten sagte
F. am 31. Oktober 2024 als Zeuge und damit unter Wahrheitspflicht stehend un-
ter anderem aus, da er Geld fir den Spitalaufenthalt seines Vaters gebraucht
habe, habe er die Idee gehabt, diesen Bankomaten zu sprengen. Es sei eigent-
lich nichts geplant gewesen (CAR pag. 5.300.014 Z. 21 ff.). Sie hatten im Internet
recherchiert und dann Werkzeug und Sprengstoff gekauft respektive er habe das
getan (CAR pag. 5.300.015 Z. 6 ff.). Das Werkzeug sei zwischen dem Kauf und
der Sprengung im Auto oder im nicht funktionstichtigen Kleintransporter aufbe-
wahrt worden und nicht verpackt gewesen (CAR pag. 5.300.015 Z. 26 ff. und
5.300.016 Z. 4 ff.). Auf Frage, ob er den Mittdter nochmals benennen kénne,
sagte er, er habe das bereits gesagt (CAR pag. 5.300.016 Z. 12 f.). Er habe zwar
seinen Namen zuerst nicht explizit genannt, aber er habe auch nicht gesagt, dass
er nicht dabei gewesen sei (CAR pag. 5.300.016 Z. 31 f.). Es stimme nicht, dass
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er nicht die Wahrheit gesagt hatte (CAR pag. 5.300.026 Z. 30 ff., vgl. auch CAR
pag. 5.300.024 Z. 14 ff.). Auf nochmalige Frage, wer der Mittater war, nannte er
dann erneut den Namen des Beschuldigten (CAR pag. 5.300.017 Z. 3 f.). Er wie-
derholte, niemanden entlasten zu wollen. Sein Mittater sitze neben ihm (CAR
pag. 5.300.024 Z. 21 ff.). Es seien nur sie zwei ins Tatgeschehen involviert ge-
wesen (CAR pag. 5.300.017 Z. 6 ff.). Es habe keine spezielle Rollenteilung ge-
geben. Er (F.) habe die Initiative gehabt und das Geld gebraucht (CAR pag.
5.300.017 Z. 16 ff.). Auf Fragen, weshalb der Beschuldigte mitgemacht habe,
konnte er keinen Grund benennen. Er gehe jedoch davon aus, dass auch der
Beschuldigte damals wohl auch familidre Probleme gehabt habe. Er wisse aber
nicht, ob er auch finanzielle Probleme gehabt habe (CAR pag. 5.300.017 Z. 21
ff.). Er habe nicht den Mut gehabt, die Tat allein zu machen. Beim ersten Mal sei
der Beschuldigte nicht wirklich einverstanden bzw. nicht so entschlossen gewe-
sen. Immerhin habe er damals ein Einkommen gehabt (CAR pag 5.300.022
Z. 29 ff.). Sie seien der Meinung gewesen, dass im Gebaude beim Bankomaten
niemand Ubernachte (CAR pag. 5.300.17 Z. 43 ff.). Vor der Explosion sei nie-
mand da gewesen (CAR pag. 5.100.018 Z. 12 f.). Er habe das Paket mit dem
Sprengstoff in die Offnung des Bankomaten reingetan und mittels Drahts die Ex-
plosion ausgeldst (CAR pag. 5.300.018 Z. 23 ff., auch CAR pag. 5.300.025 Z. 15
f.). Den Sprengstoff habe er mittels Wucherkredit finanziert (CAR pag. 5.300.019
f. Z. 36 ff.). Er bestatigte, dass er die Beute halftig mit den Beschuldigten geteilt
habe (CAR pag. 5.300.020 Z. 23 ff.). Sie hatten bei der Tat Handschuhe getra-
gen, die sie zusammen mit den Brecheisen gekauft hatten (CAR pag. 5.300.012
Z. 6 ff., auch CAR pag. 5.300.023 Z. 20 f.). Die Idee zur Tat habe er ein paar
Tage zuvor gehabt und den Beschuldigten habe er zwei drei Tage zuvor einge-
weiht (CAR pag. 5.300.021 Z. 21 ff.). Er habe mehr als seinen Anteil an der er-
beuteten Summe der brauchbaren Banknoten fir Spitalrechnung des Vaters ver-
wendet (CAR pag. 5.300.022 Z. 13 ff.), wofilr er aber keine Belege habe (CAR
pag. 5.300.025 Z. 21 ff.). Auf Frage, was der Beschuldigte mit dem blauen Geiss-
fuss gemacht habe, sagte er, sie hatten beide die Offnung des Bankomaten er-
weitert (CAR pag. 5.300.023 Z. 9 ff.). Er habe fir seine Belastung des Beschul-
digten keine kleinere Strafe bekommen und es habe nie einen Deal mit der BA
gegeben (CAR pag. 5.300.023 Z. 33 ff.).

. Aussagen des Beschuldigten (vgl. Urteil SK.2021.45 E. 2.3.4.4 und CA.2022.2
pag. 5.303.001 ff. und CAR pag. 5.300.001 ff.): Der Beschuldigte wurde im Vor-
verfahren erstmals am 19. Juni 2020 in Osterreich befragt (BA pag. 18.01.0030
ff.). Diese Einvernahme ist jedoch nicht verwertbar (vgl. oben E. 1.5.3). Am
10. August 2020 wurde er durch die Bundeskriminalpolizei (nachfolgend: BKP)
delegiert befragt (BA pag. 13.02.0001 ff.), am 11. August 2020 erfolgte die
Hafteinvernahme durch die BA (BA pag. 13.02.0009 ff.). Weitere Einvernahmen
folgten am 20. Oktober 2020 (BA pag. 13.02.0029 ff.), am 17. Februar 2021 durch
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die BKP (BA pag. 13.02.0054 ff.) und am 9. Juni 2021 durch die BA (BA
pag. 13.02.0134 ff.). Schliesslich wurde der Beschuldigte vor der Vorinstanz im
Rahmen der Hauptverhandlung vom 22. Dezember 2021 befragt (TPF
pag. 9.731.001 ff.). Fur eine ausflihrliche Zusammenfassung dieser Aussagen
wird auf die Ausfuhrungen der Vorinstanz im angefochtenen Urteil verwiesen (Ur-
teil SK.2021.45 E. 2.3.4.4). Der Beschuldigte hat seine Tatbeteiligung durchge-
hend konsequent abgestritten. Im Weiteren wird auf einzelne Aussagen des Be-
schuldigten direkt in der Beweiswurdigung eingegangen.

Im ersten Berufungsverfahren machte der Beschuldigte zusammengefasst im
Wesentlichen folgende Aussagen (CA.2022.2 pag. 5.303.001 ff.): Er sei unschul-
dig — was F. gemacht habe bzw. warum er nur die halbe Wahrheit erzahle (auf
Nachfrage: mit wem er dort gewesen sei) und wen dieser schiitzen wolle, wisse
er nicht (CA.2022.2 pag. 5.303.006 f., insb. 007 Z. 5 f.). In der Nacht vom 11. auf
den 12. Dezember 2019 habe er sich entweder in Rumanien oder in Osterreich
aufgehalten. Er wisse nicht, wer am 13. Dezember 2019 mit seiner Bankkarte in
U. Geld abgehoben habe. Das misse entweder er oder sein Onkel gewesen sein
(CA.2022.2 pag. 5.303.007). Die Anmeldung mit seinem Mobiltelefon im Netz-
werk des «J.» gehe auf seine Arbeit auf der 20 bis 30 Meter von dort entfernt
liegenden Baustelle zurlck. Er selbst, Il. und LL. hatten dort gearbeitet — mog-
licherweise auch N. (CA.2022.2 pag. 5.303.008). Er wisse nicht, wie seine DNA
auf den sichergestellten Geissfuss gelangt sei (CA.2022.2 pag. 5.303.008 Z. 44).
Er kenne F. Gber Freunde, wahrscheinlich vom Fussball. Es stimme, dass er die-
sen in der Trockenbaufirma habe anstellen wollen, dass aber wegen Corona nicht
habe gearbeitet werden kdnnen (CA.2022.2 pag. 5.303.009 Z. 3 ff.). Er selbst sei
im Dezember 2019 wegen der schweren Krankheit seines Vaters mental abwe-
send gewesen. Wenn etwa F. ihn gefragt habe, ob er das Auto benutzen kdnne,
habe er ihm die Schlliissel gegeben. Die Situation habe ihn nicht wirklich interes-
siert (CA.2022.2 pag. 5.303.009 Z. 30 ff.). Er wisse nichts vom Sprengstoff und
den gekauften Werkzeugen, die bei ihm im Haus bzw. im Auto aufbewahrt wor-
den seien. Die Werkzeuge kénne man tberall kaufen (CA.2022.2 pag. 5.303.010
Z. 3 ff.). Wenn er die Bankomatsprengung gemacht hatte, so hatte er das Werk-
zeug mitgenommen und nicht in der Nahe des Bankomaten liegen lassen
(CA.2022.2 pag. 5.303.010 Z. 29 ff.). Beim von F. erwdhnten Transporter mit ka-
puttem Motor handle es sich um einen Mercedes Vito mit deutschem Kennzei-
chen, das auf seinen Namen eingeldst gewesen sei. Dieses sei, nachdem es
kaputtgegangen sei, fur circa einen Monat vor dem Haus parkiert gewesen und
habe als Abstellkammer fir Werkzeug, Isolationsmaterial etc. gedient
(CA.2022.2 pag. 5.303.012 Z. 1 ff.). Es habe im Dezember 2019 noch zwei wei-
tere Autos gegeben, die von ihm oder seinen Mitarbeitern genutzt worden seien.
Es sei mdglich, dass F. eines dieser Fahrzeuge benutzt habe. Die Schlussel
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hatten im Eingang auf einer Kommode gelegen. Jeder habe diese nehmen und
das Auto benutzen kénnen (CA.2022.2 pag. 5.303.013).

Im zweiten Berufungs- bzw. Revisionsverfahren blieb der Beschuldigte bei sei-
nen bisherigen Aussagen. Er anerkenne den Anklagvorwurf nicht (CAR
pag. 5.300.005 Z. 25 ff.). Er habe nichts zusammen mit F. geplant oder getan.
Dessen Erklarung, alles im Internet nachgelesen zu haben, sei absurd. Er wisse
nicht, wen F. schitzen wolle oder vor wem er Angst habe. Seiner Meinung nach
musste jemand dabei gewesen sein, der grosse Erfahrung hatte, sonst hatte F.
das nicht allein tun kénnen. Das Ganze klinge flir ihn mehr wie ein Zeichentrick-
film als die Realitat (CAR pag. 5.300.005 f. Z. 44 ff.). Er wisse nicht, wie seine
DNA-Spur auf den blauen Geissfuss gekommen sei (CAR pag. 5.300.006 Z. 36
f.). F. erzahle immer wieder eine andere Version und habe immer wieder gelogen
(CAR pag. 5.300.006 Z.41 f.). Er sei ja (Anmerkung: zur Verhandlung) ganz allein
aus Rumanien gekommen und sein Gewissen sei sauber. Er sei freiwillig gekom-
men, weil er ja unschuldig sei (CAR pag. 5.300.008 Z. 21 ff.).

. Aussagen der Auskunftspersonen O., Q. und R. (vgl. Urteil SK.2021.45E. 2.3.4.6
- 8): Die drei im Vorverfahren bei der Kantonspolizei St. Gallen zu Protokoll be-
fragten Auskunftspersonen konnten teilweise Angaben zur Anzahl und dem gro-
ben Signalement der Taterschaft sowie zu deren eingeschlagenen Fluchtweg im
Anschluss an die Bankomatsprengung machen. O. wohnte direkt gegeniber dem
Tatort, wurde durch die Explosion geweckt und machte Beobachtungen durch ihr
Fenster bzw. den angehobenen Rollladen. Sie habe damals zwei Personen beim
Bankomaten festgestellt. Sie schatzte eine Person auf eine Grdsse von circa 1.80
bis 1.90 Meter, ein ganz schlanker. Die andere Person sei um einiges kleiner
gewesen, so circa 1.65 bis 1.70 Meter. Die kleinere Person kdnnte auch eine
Frau gewesen sein, wobei sie die beiden nur von hinten gesehen habe. Sie wisse
nicht mehr, ob nur einer oder beide einen Rucksack dabeigehabt hatten. Sie
seien in die P. Strasse gefllichtet (BA pag. 12.01-0002 f.). R. sah die Taterschaft
von der G. Strasse herkommend in der P. Strasse, wo er sie kreuzte. Die beiden
Personen seien dann in die |. Strasse gegangen. Er beschrieb zwei dunkel ge-
kleidete Personen, eine grossere, circa 1.80 bis 1.85 Meter und eine kleinere, ca.
1.70 Meter, wie er selbst. Der grossere Mann habe fit ausgesehen, muskulés. Er
glaube, dass es zwei Manner gewesen seien, wobei er es wegen der Dunkelheit
bei der zweiten Person nicht mit Bestimmtheit sagen kdnne. Einer der beiden
habe einen Rucksack getragen (BA pag. 12.02-0002 f.). Q. wohnte in einer Woh-
nung oberhalb des Bankomaten. Er sah aus seinem Fenster nach eigenen An-
gaben zwei dunkel gekleidete Personen, vermochte diese aber nicht ndher zu
beschreiben. Er habe nicht viel gesehen (BA pag. 12.04-0001 ff.).
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Rechtshilfeweise beigezogene Ermittlungsakten aus Osterreich (BA pag. 18.05-
001 ff.): Die Staatsanwaltschaft Innsbruck verdachtigt den Beschuldigten zusam-
men mit F. und S. fur vier Bankomatsprengungen in Osterreich vom 13. Mai bis
am 3. Juni 2020 verantwortlich zu sein. Der Verdacht der dsterreichischen Straf-
behorden grundet auf diversen Indizien. Bei drei Sprengungen wurde ein auf den
Beschuldigten eingeléstes Fahrzeug mit den Taten in Verbindung gebracht
(CA.2022.2 BA pag. 18.05.0011). Das Fahrzeug wurde am 19. Mai 2020 um
21:30 Uhr durch den Arlbergtunnel Richtung Tirol gefahren. Am 20. Mai 2020 um
02:41 Uhr fand in VV. (Tirol) eine Bankomatsprengung statt und am 20. Mai 2020
um 10:30 Uhr wurde das Fahrzeug zurtick durch den Arlbergtunnel in Richtung
Vorarlberg gefahren, wo sich der Wohnsitz des Beschuldigten in U. befand. Am
28. Mai 2020 wurde dasselbe Fahrzeug um 19:00 Uhr durch den Arlbergtunnel
in Richtung Tirol gefahren. Am 29. Mai 2020 um 02:20 Uhr fand dann im knapp
300 km von U. entfernten UU. (YYY.) eine Bankomatsprengung statt, wonach
das Fahrzeug um 08:58 Uhr wiederum durch den Arlbergtunnel in Richtung Vor-
arlberg gefahren wurde. Am 31. Mai 2020 wurde das Fahrzeug um 01:12 Uhr
durch den Vorarlbergtunnel gefahren, allerdings in Richtung Vorarlberg, bevor
am 3. Juni 2020 in TT (Vorarlberg) um 02:02 Uhr eine Bankomatsprengung statt-
fand. Am 4. Juni 2020 um 12:22 Uhr wurde es durch den Tunnel in Richtung Tirol
gefahren. Bei dieser letzten Bankomatsprengung wurde am Tatort auf einem
Kreppband die DNA von F. festgestellt (BA pag. 18.05-0011). Der Beschuldigte
stritt jegliche Tatbeteiligung ab und sagte, es sei moglich, dass Personen, die bei
ihm arbeiten, sein Auto benutzt hatten (BA pag. 18.05-0041). Soweit bekannt,
wurden bis zum Urteilszeitpunkt weder F. noch der Beschuldigte in Osterreich
verurteilt noch deren Verfahren weitergefuhrt.

Beweiswiirdigung

Zur DNA-Spur auf dem blauen Geissfuss

Gestutzt auf die Akten, insbesondere den schriftlichen Bericht von EE. vom IRM
sowie die Aussagen von FF. und GG. vom Kriminaltechnischen Dienst der Kan-
tonspolizei St. Gallen, existieren keinerlei Hinweise, dass es bei der Spurensi-
cherung zu einer Kontaminierung gekommen bzw. dass nicht sauber gearbeitet
worden ware (vgl. oben E. I1.2.4.a-c). Bei der auf dem blauen Geissfuss sicher-
gestellten DNA-Spur des Beschuldigten handelt es sich um eine DNA-Spur von
hoher Qualitat und hohem Beweiswert. Fur die Berufungskammer ist gestutzt auf
die vorhandenen Beweismittel klar erstellt, dass der Beschuldigte bzw. mindes-
tens seine DNA mit diesem Geissfuss in Berihrung gekommen ist.

Erstellt ist auch die Verbindung dieses Geissfusses mit der Bankomatsprengung,
d.h. dessen Benutzung durch die Taterschaft. Zum einen befand sich der Fundort
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des Geissfusses und der weiteren Werkzeuge auf der gemass den Auskunfts-
personen nachgezeichneten Fluchtroute der Taterschaft (BA pag. 10.01-001 ff.).
Zum anderen befand sich — wie bereits erwahnt — auf dem anderen daneben
aufgefundenen Geissfuss die DNA des mit dem Beschuldigten bekannten F., der
seine Tatbeteiligung gestanden hat. Die von der Verteidigung in Frage gestellte
Beweiskraft des Berichts des Forensisch-Naturwissenschaftlichen Dienstes der
Kantonspolizei St. Gallen zur nicht Unterscheidbarkeit des Lackabriebs
(CA.2022.2 BA pag. 11.01-0021 ff.) muss somit gar nicht mehr beurteilt werden,
ware aber zumindest ein weiteres klares Indiz fiir diese Verbindung.

F. sagte glaubhaft aus, dass er bzw. er und sein Mittater die aufgefundenen
Werkzeuge ein paar Tage vor der Tatbegehung neu gekauft hatten (CA.2022.2
CAR pag. 5.304.009 Z. 13 ff. und 016 Z. 4 ff.). Dies passt zur Feststellung im
Rapport der Kantonspolizei St. Gallen vom 3. Januar 2020, die auch Abklarungen
zu moglichen Erwerbsstellen machte (CA.2022.2 BA pag. 10.01-0010), und der
Aussage von GG., wonach die Werkzeuge, u.a. die beiden Geissflisse, neuwer-
tig gewirkt hatten, und wohl nicht zuvor auf dem Bau eingesetzt worden seien
(CA.2022.2 CAR pag. 5.302.006). Gemass der Verkaufswegsabklarung der Kan-
tonspolizei St. Gallen fiihrten in der Schweiz und Osterreich die Laden OO. und
PP. die aufgefundenen Brecheisen und Schraubenzieher (BA pag. 10-01-0046).
Am 10. Dezember 2019, d.h. zwei Tage vor der angeklagten Tat, wurden im OO.
YYY. ein solcher Geissfuss und zwei solcher Schraubenzieher gegen Barbezah-
lung gemeinsam gekauft (BA pag. 10-01-0046 f.). Dieser Kauf kdnnte — muss
jedoch nicht zwingend — eine Verbindung zur Tat aufweisen. Insbesondere fehlt
der Kauf des zweiten Geissfusses und auch der Handschuhe, die gemass F.
gleichzeitig gekauft worden waren (vgl. CAR pag. 5.300.021 Z. 11 ff.). Aufgrund
der diversen Ubereinstimmungen darf jedoch auch ohne gutachterliche Beurtei-
lung davon ausgegangen werden, dass es sich um zwei neue Geissflsse han-
delte, die bei der Bankomatsprengung in Z. zum ersten Mal eingesetzt wurden.
Bekanntlich wurden bei Bauarbeiten der Firma des Beschuldigten regelmassig
Geissfusse benutzt. Der Beschuldigte schilderte glaubhaft, dass sie im Trocken-
bau Metallschienen montieren und bei Korrekturen die Schienen und Gipsplatten
mit dem Geissfuss entfernen muissten (CA.2022.2 BA pag. 13.02-0015 Z. 23 ff,;
auch TPF pag. 9.731.009 Z. 14 ff.). Aufgrund der Neuwertigkeit der beiden Geis-
sflsse ist davon auszugehen, dass es sich nicht um solche handelt, die aus dem
allgemeinen Werkzeugbestand der Firma des Beschuldigten stammten bzw. zu-
vor allenfalls von ihm im Rahmen von Bauarbeiten benutzt worden waren. Ande-
rerseits war das Vorhandensein solcher Werkzeuge an den Lagerorten der Firma
des Beschuldigten keineswegs ungewohnlich oder auffallig. Es besteht daher
durchaus die Moglichkeit, dass der Beschuldigte in diesem Kontext in den Tagen
unmittelbar vor der Tat damit in Kontakt gekommen sein konnte.
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2.5.1.3 Es stellt sich schliesslich die Frage, inwiefern allein aus der auf dem blauen
Geissfuss sichergestellten DNA-Spur des Beschuldigten auf seine Tatbeteiligung
vor Ort gemass Anklage geschlossen werden kann. Als zentral erweist sich dabei
nachfolgend die Prifung von mdglichen Alternativszenarien im Sinne der Frage,
ob die DNA des Beschuldigten auch auf andere Weise auf den blauen Geissfuss
gelangt sein kdnnte.

Gemass eigenen Angaben hatte der Beschuldigte finf Angestellte. Insgesamt
hatten verschiedene Personen drei verschiedene Autos benutzt. Uber den Ge-
brauch der Werkzeuge hatten sie nicht Buch gefihrt (BA pag. 13.02.0004 Z. 16
ff., auch BA pag. 13.02-0013 Z. 3 ff.). Diese Aussagen wurden von F. im Wesent-
lichen bestatigt. Er sprach von fiinf Personen, inklusive des Beschuldigten, die
im Dezember 2019 im Haus des Beschuldigten in U. wohnten (CAR
pag. 5.304.015 Z. 19 ff.) und erwadhnte direkt mindestens ein Auto (das kleine
Auto), das alle Arbeiter fir die Fahrt zur Arbeit genutzt hatten. Mit diesem will er
auch in der Tatnacht in Richtung Z. gefahren sein und darin u.a. die Geissflisse
transportiert haben (CA.2022.2 pag. 5.304.017 Z. 4 ff.). Weiter sprach er von
einem kaputten Kleintransporter, der als Aufbewahrungsort von diversen Gegen-
stéanden, wie Werkzeuge oder auch einem Staubsauger gedient haben soll. Darin
will er auch die bei der Bankomatsprengung verwendeten Geissfiisse nach deren
Neukauf erinnerlich aufbewahrt haben (CA.2022.2 pag. 5.304.016 Z. 15 ff., CAR
pag. 5.300.016 Z. 4 ff.). Der Beschuldigte bestatigte die Existenz dieses kaputten
Kleintransporters der Marke Mercedes Modell Vito (auf seinen Namen eingeldst),
das eine Zeit lang vor dem Haus gestanden habe und als Abstellkammer bzw.
Aufbewahrungsort flir Werkzeuge, Isolationsmaterial, etc. benutzt worden sei
(CA.2022.2 pag. 5.303.011 f. Z. 44 ff. und 012 Z. 1 f. und 17 f.). Im ersten Beru-
fungsverfahren erklarte er, dass es im Dezember 2019 daneben noch zwei wei-
tere Autos gegeben habe, die von ihm und seinen Mitarbeitern benutzt worden
seien (CA.2022.2 pag. 5.303.013 Z. 3 ff.).

F. hatte also gemass eigenen Aussagen die Tatwerkzeuge, insbesondere die
beiden Geissflisse sowohl nach dem Kauf auf dem Weg zur Wohnung wie auch
auf dem Weg zum Tatort in der Tatnacht in einem Auto transportiert, das offenbar
auch vom Beschuldigten regelmassig benutzt wurde. Zudem wurden die Geiss-
fUsse ebenfalls gemass den Angaben von F. nach dem Kauf bis zur Tatbegehung
ein paar Tage im kaputten Kleintransporter aufbewahrt. Zum einen gehdrte die-
ses Auto dem Beschuldigten, zum anderen muss davon ausgegangen werden,
dass auch er den Abstellraum dort nutzte. Denn wie oben ausgefihrt, wurde um
den Tatzeitpunkt auch auf mindestens einer Baustelle gearbeitet. In diesem Zu-
sammenhang sei zudem erwahnt, dass Geissfusse in Handwerkergeschaften
bekanntlich ohne Verpackung verkauft werden und daher bei Transport und La-
gerung ungeschitzt waren. F. vermochte sich anlasslich der ersten
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Berufungsverhandlung nicht zu erinnern, ob er die Geissflisse in einem Rucksack
oder offen transportiert und gelagert hatte (CA.2022.2 pag. 5.304.021 Z. 30 ff.).
Im zweiten Berufungs- bzw. Revisionsverfahren, sagte er dann aus, dass die
Geissfiisse unverpackt gewesen seien (CAR pag. 5.300.016 Z. 4 ff.). So ist es
grundsatzlich nicht auszuschliessen, dass der Beschuldigte beim Zugang zum
Lagerungsort mit dem blauen Geissfuss in Kontakt kam oder seine DNA beim
Transport bzw. der Aufbewahrung in seinen Fahrzeugen indirekt darauf Gbertra-
gen worden sein kdnnte.

Gemass Bericht des IRM vom 3. Oktober 2022 handelt es sich, wie erwahnt, um
eine DNA-Spur von hoher Qualitat mit hohem Beweiswert (CA.2022.2
pag. 2.203.026). Eine von verschiedenen Faktoren abhangige Degradierung der
DNA-Spur, die zum Schluss flhren kénnte, dass sich die Spur bereits seit Lan-
gerem auf dem Geissfuss befand, wurde ausgeschlossen (vgl. CA.2022.2
pag. 2.203.022). In casu héatte die DNA-Ubertragung durch den Beschuldigten
héchstens wenige Tage zuvor stattgefunden, da der Geissfuss erst dann gekauft
worden sei. Es ist nicht bekannt, welchen Faktoren, wie etwa Temperatur, Luft-
feuchtigkeit usw., der Gegenstand in dieser doch eher kurzen Zeit ausgesetzt
war. Vor diesem Hintergrund kann trotz der guten Qualitét der Spur eine Uber-
tragung vor der Tatnacht nicht ausgeschlossen werden. Auch der weniger wahr-
scheinliche, jedoch mogliche indirekte Transfer durch die Aufbewahrung oder
den Transport des Geissfusses in einem vom Beschuldigten benutzten Fahrzeug
kann aufgrund des Berichts des IRM nicht vollkommen ausgeschlossen werden.
Denn die genauen Bedingungen eines allfalligen indirekten Transfers sind unbe-
kannt. So ist unbekannt, in welcher Form die DNA auf den Geissfuss gelangte,
etwa durch Berlhrung, Speichel, Schweiss, Erbrochenes etc. Um die Wahr-
scheinlichkeit eines indirekten Transfers beurteilen zu kdnnen, mussten jedoch
die konkreten Bedingungen der Ubertragung einer sachkundigen Person be-
kannt sein. Man miusste etwa wissen, was fir DNA-Spuren des Beschuldigten in
den benutzten Fahrzeugen vorhanden waren und wie diese mit dem Geissfuss
in Kontakt kamen (vgl. CA.2022.2 pag. 2.203.028 f.). Da dies weder bekannt
noch in Erfahrung zu bringen ist, kann ein solch indirekter Transfer angesichts
der vorhandenen DNA-Spur, bei einer Beweiswurdigung in Bezug auf die DNA-
Spur alleine bzw. ohne Einbezug weiterer Beweismittel, nicht rechtsgenuglich
ausgeschlossen werden.

Unter diesen Umstanden kann insgesamt aufgrund der DNA-Spur allein eine
mogliche Ubertragung von DNA des Beschuldigten auf den blauen Geissfuss,
ohne dass dieser in der Tatnacht vor Ort und damit direkt an der Bankomatspren-
gung beteiligt war, nicht zweifelsfrei ausgeschlossen werden. Die definitive Ein-
schatzung hat jedoch aufgrund des Gesamtwirdigung zu erfolgen. (vgl.
E. 2.5.54).



2.5.2

2.5.21

2.5.2.2

-40 -

Zu den Aussagen des Beschuldigten

Die Vorinstanz erachtete die Aussagen des Beschuldigten bezliglich seines Auf-
enthaltsortes im Tatzeitpunkt und seiner Bekanntschaft mit F. als widerspruchlich
(Urteil SK.2021.45 E. 2.3.5.2, S. 18 f.). Zudem habe der Beschuldigte sein Alter-
nativszenario, gemass welchem seine DNA auf dem Geissfuss zu finden sei, weil
er allenfalls damit gearbeitet habe, nicht naher begriindet. Seine diesbeziiglichen
Aussagen wirden pauschal wirken. Im Ergebnis sei die fehlende, zu erwartende
Nennung von entlastenden Umstanden zu Lasten des Beschuldigten zu werten
(S. 19).

Zu dieser erstinstanzlichen Erkenntnis sei folgendes erwahnt: Der Beschuldigte
wurde rund ein halbes Jahr nach der angeklagten Tat in Osterreich verhaftet. Im
Rahmen seiner ersten delegierten Einvernahme in der Schweiz durch die BKP
vom 10. August 2020 erklarte er, dass er sich damals entweder in Osterreich
oder in Rumanien bzw. in der Tatnacht wahrscheinlich in Rumanien aufgehalten
habe. Er habe damals seinen kranken Vater ins Spital gebracht. Dieser sei an-
schliessend am 21. Januar 2020 verstorben (BA pag. 13.02-0004 Z. 10 ff.; 0006
Z.5f.). Am 11. August 2020 erklarte der Beschuldigte auf die Frage, wo er sich
kurz vor den Festtagen, vor Weihnachten 2019, aufgehalten habe: «Ich war si-
cher in Ruménien» (BA pag. 13.02-0019). Diese Aussagen erfolgten in Kenntnis
des Tatvorwurfes, aber noch ohne vorgangige Aktenkenntnis (vgl. BA pag. 21.01-
0003). Im Rahmen der Einvernahme vom 20. Oktober 2020 wurde der Beschul-
digte mit dem Ergebnis der Auswertung seines Mobiltelefons konfrontiert, die am
13. Dezember 2019 insbesondere aufgrund der WLAN-Verbindung in W. einen
Aufenthalt in Osterreich dokumentierte. Darauf angesprochen erklarte der Be-
schuldigte, dass er dort gewohnt habe (BA pag. 13.02.0032 Z. 2 ff.). Dies ent-
spricht der Wahrheit, zumal der Beschuldigten damals in der Nachbargemeinde
U. in einer gemieteten Wohnung einen faktischen Wohnsitz hatte (offizielle An-
meldung per 21. Februar 2020) (BA pag. 18.01-0014; pag. 18.05-0022). Im Mo-
nat Dezember habe er sich dann wieder zurlick (gemeint: nach Osterreich) be-
geben, weil er dort Arbeit zu erledigen gehabt habe (BA pag. 13.02.0032 Z. 11).
Anlasslich der erstinstanzlichen Hauptverhandlung vom 22. Dezember 2021 gab
der Beschuldigte zu Protokoll, dass er vor seiner Verhaftung sowohl in Osterreich
als auch in Rumanien gewohnt hatte. Seit sein Vater im November 2019 krank
geworden sei, sei er fast taglich im Spital gewesen (TPF pag. 9.731.003 Z. 1 ff.).
Er sei zwischen dem 5.-10. oder zwischen dem 10.-15. (Anmerkung: vermutlich
Dezember 2019) fir eine Woche zuriickgekommen, um Vertrage zu unterschrei-
ben (TPF pag. 9.731.007 Z. 20 f.).

Es ist nachvollziehbar, dass der Beschuldigte nach tber einem halben Jahr nicht
mehr sicher war, wann genau (an welchen Tagen/Daten) er in Osterreich bzw.
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wann er in Rumanien war. Ebenso ist nachvollziehbar, dass er aufgrund des Tat-
vorwurfes die Aussage bevorzugte, dass er wohl in Rumanien gewesen sei. Eine
mogliche Anwesenheit in Osterreich stritt er aber auch vor Aktenkenntnis nie ab.
Anhand seiner Mobiltelefondaten bzw. den auf dem Mobiltelefon eingegangenen
Roaming-Info-SMS in Ubereinstimmung mit den vorhandenen GPS-Daten lasst
sich erstellen, dass der Beschuldigte vermutlich sowohl vom 11. bis am 17. No-
vember 2019 als auch ab dem 23. Dezember 2019 bis 19. Februar 2020 tatsach-
lich in Rumanien bzw. nicht in Osterreich war (USB-Stick mit gesicherten Tele-
fondaten, BA pag. 10.02-0121). Somit erweist sich seine Antwort, wonach er sich
kurz vor Weihnachten in Rumanien aufgehalten habe, nicht als falsch. Auch die
Tatsache des Todes seines Vaters im Spital ZZZ. in Rumanien am 21. Januar
2020 konnte verifiziert werden (BA pag. 10.01-0040). Entgegen den vorinstanz-
lichen Ausflihrungen findet die These, wonach der Beschuldigte seine Aussagen
bezlglich des Aufenthaltsorts bewusst dem Beweisergebnis angepasst hatte,
keine Stiitze. Teilweise waren die Angaben allerdings unprazise und lUbertrieben.
So war er im Dezember 2019 doch langere Zeit in Osterreich und nicht etwa
taglich bei seinem Vater im Spital. Auch scheint der Aufenthalt in Osterreich deut-
lich langer als die behauptete eine Woche gedauert zu haben. Die erwahnten
Aussagen zum Aufenthaltsort sind aber nicht derart widersprichlich, dass sie die
Aussagen des Beschuldigten generell komplett unglaubhaft wirken lassen wir-
den.

Der Beschuldigte hat im Rahmen aller Einvernahmen nie abgestritten, F. zu ken-
nen. Am 10. August 2020 sagte er aus, F. seit langem zu kennen — sie seien
Freunde (BA pag. 13.02-0005 Z. 25 ff.). Am 11. August 2020 erklarte er, dass er
ihn seit ein paar Jahren kenne, wobei er sich nicht mehr genau erinnere. Er kenne
ihn Uber einen gemeinsamen Bekannten, Uber Fussball oder so etwas. Er habe
mit F. damals einen Arbeitsvertrag gemacht und dieser hatte fur ihn arbeiten sol-
len. Das sei in der Coronazeit gewesen, bevor die Coronamassnahmen gelockert
worden seien (BA pag. 13.02-0019 f. Z. 17 ff.). Am 17. Februar 2021 wollte sich
der Beschuldigte nicht mehr so genau erinnern kdnnen, ab wann F. fir seine
Firma gearbeitet habe (BA pag. 13.02-0058 Z. 9 ff.). Auf Vorhalt der E-Mail vom
30. April 2020 mit dem Betreff «Contract F.» wiederholte er, dass F. fur ihn gear-
beitet und daher einen Vertrag gehabt habe (BA pag. 13.02-0058 Z. 30 ff.). Im
Rahmen der Schlusseinvernahme bei der BA vom 9. Juni 2021 erklarte der Be-
schuldigte schliesslich, das sei in der Pandemiezeit gewesen und es habe keinen
Vertrag gegeben. Gleichzeitig dusserte er, dass der Vertrag auf die Firma in Ru-
manien und nicht auf die Firma in Deutschland gemacht worden sei (BA pag.
13.02-0137 Z. 23 ff.). Bei dieser Aussage besteht in Bezug, ob es nun einen
Vertrag gegeben habe oder nicht, bereits ein Widerspruch in der einen Aussage
selbst. Anlasslich der erstinstanzlichen Hauptverhandlung erklarte der Beschul-
digte, dass F. im Zeitpunkt der Tat (d.h. im Dezember 2019) nur zur Probe
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gearbeitet habe. Erst 2020 sei F. nach Osterreich gekommen und habe den Ver-
trag unterschrieben (TPF pag. 9.731.009 Z. 29 ff.). Ende 2019 sei F. fur circa
zwei Wochen in Osterreich gewesen (TPF pag. 9.731.009 Z. 39 f.). Die Aussagen
des Beschuldigten zur Arbeitsverpflichtung von F. sind in der Tat leicht unter-
schiedlich. Insgesamt lassen sich seine Aussagen aber doch gut mit den Anga-
ben von F. vereinbaren. Dieser gab an, dass er im Dezember 2019 beim Be-
schuldigten in Osterreich gewesen sei, dieser aber nicht genug Arbeit gehabt
habe. Einen Arbeitsvertrag habe es erst so im Mai, Juni 2020 gegeben. Wegen
der Pandemie habe dann aber nicht gearbeitet werden kénnen (CAR pag.
5.304.004 f. Z. 31 ff.). Im Kern stimmen die Aussagen insofern Uberein, als zwi-
schen ihnen im Dezember 2019 kein schriftlicher Arbeitsvertrag bestand, F. aber
in Osterreich war, spater ein schriftlicher Vertrag erstellt wurde bzw. dessen Er-
stellung zumindest beabsichtigt war, wobei die Pandemie aber dann einen tat-
sachlichen Arbeitseinsatz verunmdglichte. Offensichtliche bewusste Falschaus-
sagen, die den Anschein genereller Unglaubhaftigkeit der Aussagen erwecken
wurden, sind auch bei den Angaben des Beschuldigten zu F. nicht erkennbar.

Eindeutig unterschiedliche Aussagen machte der Beschuldigte etwa zur Frage,
wer mit ihm in der Woche vom 9. bis 15. Dezember 2019 auf der Baustelle in W.
gewesen sei. Bei der Vorinstanz erwahnte er N. und NN. (vermutlich gemeint: 11.)
(TPF pag. 9.731.008 Z. 11 ff.), im Berufungsverfahren hingegen Il. und LL. (CAR
pag. 5.303.008 Z. 22). Aus dieser nicht stimmigen Detailangabe des Beschuldig-
ten zwei bis drei Jahre nach dem Vorfall kann aber nichts zu seinen Ungunsten
abgeleitet werden. Erwiesen ist, dass er am 9. Dezember 2019, wie er auch aus-
sagte (TPF 9.731.008 Z. 6 f.), mit seinem Mobiltelefon Fotos von der bzw. einer
Baustelle gemacht hatte (BA pag. 10.02-0119 ff.) und fir diese Woche der M.
GmbH Arbeiten in W. in Rechnung stellte (BA pag. 10.02-0113). Es wurden somit
im Dezember 2019 tatsachlich Arbeiten durch die Trockenbaufirma des Beschul-
digten ausgeflhrt.

Weitere diverse Aussagen des Beschuldigten lassen sich anhand anderer Be-
weismittel belegen oder konnten sonst als korrekt Uberprift werden. Dies waren
zum Beispiel der Tod seines Vaters (BA pag. 10.01-0040) sowie diverse Anga-
ben zu seiner Trockenbaufirma mit Adresse in T./D. Diese Firma tatigte tatsach-
lich Arbeiten, was insbesondere durch Rechnungen fir Bauarbeiten, Zahlungs-
eingange, Quittungen fir Baustellenmaterial, Notizen des Beschuldigten zu Ar-
beitseinsatzen sowie der Korrespondenz mit einer Treuhandfirma belegt ist (vgl.
BA 10.02.0038 ff.). Die Vermutung der BA, wonach der Beschuldigte die Tro-
ckenbaufirma nur zum Schein gefuhrt habe (CA.2022.2 pag. 5.200.071), lasst
sich unter diesen Umstanden so nicht halten. Es gibt zumindest keine Beweise
dafiir. Dass die Griindung in T. mit anschliessenden Aktivitaten in Osterreich selt-
sam anmutet, dass keine nachvollziehbare Buchhaltung oder Lohnzahlungen
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vorhanden sind und die Treuhandfirma dem Beschuldigten schliesslich wegen
Unzuverlassigkeit die Zusammenarbeit kiindigte (vgl. BA pag. 10.02-0032 ff.) an-
dern daran nichts. Diese Punkte lassen sich namlich auch mit der Tatsache, dass
der Beschuldigte — wie er selbst sagte — ein schlechter Administrator war (BA
pag. 13.02-0017 Z. 6) und eingestandener teilweiser Schwarzarbeit (CA.2022.2
pag. 5.303.005 Z. 21) erklaren.

Der Beschuldigte ausserte im Verlaufe der Untersuchung sowie vor Gericht kon-
stant, sich nicht erklaren zu kénnen, wie seine DNA auf den Geissfuss gekom-
men sei (BA pag. 13.02-0055 Z. 26, BA pag. 13.02-0143 Z. 23, -0147 Z. 23 f,,
TPF pag. 9.731.008 Z. 38, CA.2022.2 pag. 5.303.008 Z. 44, CAR pag. 5.300.006
Z. 36 f.). Erganzend flihrte er aus, dass wenn er die Tat begangen hatte, er den
Geissfuss nicht neben dem Bankomaten zuriickgelassen hatte (BA pag. 13.02-
0007 Z. 18 f.). Am 9. Juni 2021 dusserte er in diesem Kontext zudem, dass er
vielleicht auf diesen Geissfuss gepinkelt oder gespuckt oder er damit gearbeitet
habe — es gabe so viele Griinde (BA pag. 13.02-0148 Z. 31 f.). Sie seien funf bis
sechs Arbeiter gewesen, allerlei Werkzeug sei Uberall herumgelegen und alle
hatten alles angefasst (z.B. CAR pag. 5.300.007 Z. 13 ff.). Eine Erklarung fur die
angebliche Falschbelastung durch F. konnte er nicht liefern (vgl. CAR pag.
5.300.007 Z. 1 ff.). Aus einer fehlenden genaueren Erklarung eines mdglichen
Alternativszenarios — abgesehen von der Tatsache, dass Werkzeuge und Fahr-
zeuge allen Anwesenden zuganglich waren — kann nichts zu Lasten des Beschul-
digten abgeleitet werden. In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen,
dass der Beschuldigte keine Beweislast hinsichtlich maglicher Alternativszena-
rien tragt.

Der Beschuldigte brachte in seinen Aussagen Uberdies vielfach Arger zum Aus-
druck, beschwerte sich unter anderem Uber die lange Verfahrensdauer und die
seiner Meinung nach irrelevanten Fragen (vgl. etwa BA pag. 13.02-0031 ff. oder
BA pag. 13.02-0055 f. Z.19 ff.). So reagierte er etwa bei fortgeschrittener Verfah-
rensdauer ungehalten auf die Fragen des Ermittlers zu seiner Firma (z.B. BA
pag. 13.02-0033 Z. 1 ff.,) oder auf Vorhalt seiner Vorstrafen (BA pag. 13.02-0035
ff. Z. 14 ff.; Bsp. «Wenn Sie mich aufgrund meines Strafregisterauszuges verur-
teilen wollen, dann ist es besser, wenn Sie mich erschiessen. [...]»). Die BA
sprach im zweitinstanzlichen Parteivortrag von Impulsivitdt des Beschuldigten
(CA.2022.2 pag. 5.200.069). Auch am Ende der ersten Berufungsverhandlung
im Rahmen seines letzten Wortes, wurde der Beschuldigte laut und wirkte unge-
halten (vgl. CA.2022.2 pag. 5.100.022). Daraus kann allerdings nichts zu seiner
allfélligen Tatbeteiligung abgeleitet werden. Immerhin ist zu berucksichtigen,
dass der Beschuldigte seine Tatbeteiligung gerade trotz der langen Haftdauer
von uber zweieinhalb Jahren und auch nach Gutheissung der Revision nach
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namentlicher Belastung durch F. durchgehend vehement abgestritten hat. Inso-
fern sind seine Aussagen konstant.

Insgesamt kann aus den Aussagen des Beschuldigten bezlglich seiner Tatbe-
teiligung nichts eindeutig Entlastendes oder eindeutig Belastendes abgeleitet
werden. Sie kdnnen aufgrund diverser Uberprifbarer und mit anderen Beweis-
mitteln Ubereinstimmenden Angaben jedenfalls nicht als generell unglaubhaft ge-
wertet werden.

Zu den Aussagen von F.

F. hat sich mit seinen Aussagen wiederholt stark selbst belastet. Es ist nicht er-
sichtlich, weshalb er dies hatte tun sollen, wenn er nicht tatsachlich an der Ban-
komatsprengung in Z. beteiligt gewesen ware. Zudem stimmen diverse seiner
Angaben mit den objektiven Beweismitteln tiberein. Seine DNA wurde auf dem
aufgefundenen zweiten schwarzen Geissfuss sichergestellt (BA pag. 11.01-
0014). Seine Aussage, wonach wider Erwarten nicht der ganze Bankomat ge-
sprengt wurde, sondern nur ein wenig obendrauf, passt zur Feststellung des Fo-
rensischen Instituts Zirich (FOR), wonach der Tresor des Bankomaten nicht auf-
gesprengt, sondern lediglich stark deformiert wurde (BA pag. 11.02-0027). Die
Aussagen zur Sprengung sind auch in sich stimmig. So sagte er aus, dass 80 %
der erbeuteten Banknoten kaputt gewesen seien (CA.2022.2 pag. 5.304.010
Z. 46) und er und sein Mittater sich die brauchbare Beute halftig geteilt hatten
(CA.2022.2 pag. 5.304.012 Z. 35 ff.). Zu einem spateren Zeitpunkt nach dem
Betrag seines Anteils gefragt, nannte er Fr. 7000 - 10'000 (CA.2022.2
pag. 5.304.020 Z. 5). Dieser Betrag lasst sich grob mit der Halfte von 20 % der
erbeuteten Banknoten im Wert von insgesamt Fr. 126'600.00 vereinbaren. Das
Gestandnis von F. wirkt glaubhaft. Im Ubrigen wurde F. fiir die Tat mittlerweile
bereits rechtskraftig verurteilt. Entsprechend wird auf sein Gestandnis abgestellt.

Auffallig ist, dass F., in zahlreichen Einvernahmen anfanglich trotz wiederholtem
Nachfragen keine Angaben zur Person seines Mittaters machen wollte. Vor Be-
rufungsgericht erklarte er zu Beginn der Einvernahme, dass er niemanden be-
schuldigen oder schitzen wolle (CA.2022.2 pag. 5.304.003 Z. 1 f.). Bereits in
seinen Aussagen im eigenen Strafverfahren vor der BA sagte er mehrfach, er
antworte nur fur sich (CA.2022.2 CAR pag. 3.201.019 Z. 3, 023 Z. 7, 028 Z. 29,
047 Z. 24). Er gab an, den Beschuldigten zu kennen und machte zumindest zu
ihrer Bekanntschaft ahnliche Angaben wie der Beschuldigte (vgl. CA.2022.2
pag. 5.304.004 ff.). Er habe sich im Dezember 2019 voriibergehend in der Woh-
nung des Beschuldigten aufgehalten, wo auch dessen Arbeiter fir die Trocken-
baufirma untergebracht gewesen seien (CA.2022.2 BA pag. 5.304.004). Jegliche
Fragen zu einer Tatbeteiligung des Beschuldigten beantwortete er nicht
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(CA.2022.2 pag. 5.304.012 Z. 15, 018 Z. 12 f.; vgl. auch CA.2022.2
pag. 3.201.003 ff.). Auch zu den Fragen, ob es sich beim Mittater um einen der
anderen damals im Haus in U. anwesenden Personen handle, nahm er vor der
Berufungskammer nicht Stellung (CA.2022.2 pag. 5.304.018 Z. 2 ff.). Anlasslich
der Hafteinvernahme vom 12. Januar 2023 in seinem eigenen Strafverfahren
wurde F. — nachdem ihm eine gemeinsame Tatbegehung mit dem Beschuldigten
bereits vorgehalten worden war — ausdricklich gefragt, ob der die Tat gemein-
sam mit dem Beschuldigten begangen habe. Darauf antwortete er, es nicht sa-
gen zu kénnen (CA.2022.2 pag. 3.201.023 Z. 9 f.). Im Anschluss wurde er nach
der Tatbeteiligung von weiteren Personen gefragt, was er jeweils ausdricklich
mit «Nein» beantwortete (CA.2022.2 pag. 3.201.023 f. Z. 14 ff.). Da F. von vorn-
herein wusste, dass der Beschuldigte als mutmasslicher Mittater verdachtigt
wird, war eine Wertung seiner unterschiedlichen Antworten zur Tatbeteiligung
des Beschuldigten im Unterschied zu anderen Personen damals schwierig. Al-
lerdings hat er die Beteiligung des Beschuldigten von Beginn an nie verneint,
obwohl es sich um einen guten Bekannten handelte und er ohne Weiteres die
Mdglichkeit zu dessen Entlastung gehabt hatte. Ware der Beschuldigte tatsach-
lich unbeteiligt, ware eher dessen Entlastung durch F. zu erwarten gewesen.

Anlasslich der erstinstanzlichen Hauptverhandlung im eigenen Strafverfahren
vom 16. November 2023 gab F. auf wiederholte Fragen unter anderem nach In-
formation Uber den Freispruch des Beschuldigten durch die jeweiligen befragen-
den Personen nach und nannte den Beschuldigten doch noch als seinen Mittater
(vgl. CA.2023.30 TPF pag. 18.731.009 Z. 3 ff., und Z. 18 ff., -0010 Z. 19 ff.). Zuvor
bat er noch aus Angst um seine Angehoérigen darum, nichts aussagen zu mussen
(CA.2023.30 TPF pag. 18.731.009 Z. 1 ff.). Er erklarte dann, dass er den Namen
aus Angst um seine Familie nicht habe nennen wollen, aber eigentlich sei es ja
«klar und offensichtlich» gewesen, dass damit der Beschuldigte gemeint gewe-
sen sei (CA.2023.30 TPF pag. 18.731.00 und CA.2023.30 CAR pag. 5.300.008
Z. 34 ff. und pag.5.300.010 Z. 14 ff.). Im zweiten Berufungs- bzw. Revisionsver-
fahren erklarte er nochmals, dass er die Beteiligung des Beschuldigten nie ver-
neint habe (CAR pag. 5.300.016 Z. 31 f. und 5.300.026 Z. 31 ff.). Er wiederholte
nochmals deutlich, dass der Beschuldigte dabei gewesen sei und verneinte ve-
hement, dass er sonst jemanden schutzen konnte (CAR pag. 5.300.024 Z. 18
ff.). Die Erklarung, weshalb er aus Angst, es kdnnte seinen Angehorigen etwas
passieren, den Namen des Beschuldigten nicht hat nennen wollen, blieb jeweils
eher vage. Das Vorliegen von konkreten Drohungen verneinte er (CA.2023.30
CAR pag. 5.300.009 Z. 10 ff.). Entgegen der Behauptung der Verteidigung schien
die Angst von F. bei seiner Aussage gegen den Beschuldigten jedoch nicht plétz-
lich ganzlich verflogen. So fragte er etwa noch im Vorfeld seiner Einvernahme
vom 31. Oktober 2024 im zweiten Berufung- bzw. Revisionsverfahren nach dem
Zeugnisverweigerungsgrund von Art. 169 Abs. 3 StPO (Aussageverweigerungs-
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recht bei erheblicher Gefahr fur Leib und Leben oder anderem schweren Nach-
teil) (vgl. CAR pag. 5.300.013). Ausserdem kdnnte F. doch etwas weniger stark
besorgt gewesen sein als zu Beginn des Verfahrens. Denn der Beschuldigte be-
fand sich damals bereits seit dem 24. Marz 2023 wieder in Freiheit und weder F.
noch seine Angehorigen hatten jemals Schwierigkeiten bekommen (vgl.
CA.2023.30 pag. 5.300.011 Z. 1 ff.). Nachdem F. von Beginn weg bezlglich sei-
ner eigenen Tatbeteiligung gestandig war, erscheint es nachvollziehbar, dass er
auf die Aufforderung des Staatsanwaltes des Bundes «reinen Tisch» zu machen,
schliesslich ansprach. Denn zum «reinen Tisch machen» habe ihm neben sei-
nem Anwalt auch ein Gefangnisseelsorger geraten (CA.2023.30 TPF pag.
18.731.009 Z. 21 ff. und CA.2023.30 CAR pag. 5.300.009 Z. 35 ff.). Mit der ex-
pliziten Namensnennung des Beschuldigten durch F. hat sich die Ausgangslage
klar verandert. Auch wenn F. sich darauf berief, die Mittaterschaft des Beschul-
digten schon immer durchblicken gelassen zu haben, konnte schliesslich nur auf
die tatsachlich explizit gemachten Aussagen direkt abgestellt werden. Wahrend
fur eine nur implizite Belastung etwa der Schutz einer anderen Person als Motiv
nicht ganzlich ausgeschlossen erschien, verhalt sich dies mit der nun vorliegen-
den expliziten Belastung anders. Die von der Verteidigung ins Spiel gebrachte
These, wonach F. allenfalls auf eine noch etwas mildere Strafe gehofft habe, als
ihm sein Gestandnis sowieso verschaffen wirde, oder auch sich am vormaligen
Freispruch des Beschuldigten gestort habe, ist nicht ausgeschlossen. Eine sol-
che Motivation bedeutet jedoch keineswegs, dass es sich zwangslaufig um eine
bewusste Falschbelastung handeln wirde. Entscheidend ist sodann, dass die
Aussagen von F. weitgehend mit anderen Beweismitteln Ubereinstimmen. So
passt die Schilderung von F., wonach sowohl er als auch sein Mittater bzw. der
Beschuldigte je einen Geissfuss dabeigehabt und diese zur Erweiterung der Off-
nung des Bankomaten verwendet hatten (CAR pag. 5.300.023 Z. 9 ff,
CA.2023.30 BA pag. 13-03-0017 Z. 25 ff.), zu den gefundenen DNA-Spuren auf
diesen Werkzeugen. Insgesamt wirken die Aussagen von F. bezliglich Mittater-
schaft des Beschuldigten glaubhaft und es kann darauf abgestellt werden.

Die Aussagen von F. sind jedoch insbesondere in Bezug auf die Rollenverteilung
zwischen ihm und dem Beschuldigten bei der Tatvorbereitung teilweise wider-
spruchlich. Im Vergleich zu den Angaben im eigenen Strafverfahren, wo er unter
anderem noch das Bekanntennetz und Gebietskenntnisse des Beschuldigten so-
wie dessen Organisation eines Mietautos erwahnte (CA.2023.30 TPF
pag. 18.731.010 Z. 30 ff.) — minimierte er im zweiten Berufungs- bzw. Revisions-
verfahren die Rolle des Beschuldigten fiir die Vorbereitung und Ausfihrung der
Tat. Er betonte, dass es seine eigene Initiative gewesen sei, da er Geld ge-
braucht habe (CAR pag. 5.300.017 Z. 14 ff.). Der Beschuldigte habe nicht sofort
mitmachen wollen (CAR pag. 5.300.022 Z. 29 ff.). Er (F.) habe den Sprengstoff
besorgt und mit bei einem «Kredithai» ausgeliehenem Geld finanziert (CAR
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pag. 5.300.019 Z. 32 ff.). Dies sagte er bereits zu Beginn des Verfahrens mehr-
mals aus (CA.2023.30 BA pag. 13-03-022 f Z. 27 ff., 13-03-0026 Z. 2 ff. 13-03-
0017 Z. 14 ff.). In der eigenen erstinstanzlichen Hauptverhandlung hatte F. aus-
gesagt, mit dem Sprengstoff-Lieferanten tiber den Beschuldigten in Kontakt ge-
treten zu sein, wobei der Beschuldigte darauf bestanden habe, dass F. gegen-
Uber diesem sage, der Sprengstoff sei nur fir ihn (F.) (CA.2023.30 TPF
pag. 18.731.012 Z. 13 ff.). Zuvor hatte er ausgesagt, dass der Sprengstoff-Liefe-
rant ebenfalls eine Baufirma gehabt habe, und er erst flr diesen habe arbeiten
wollen, wobei sie so ins Gesprach gekommen seien (CA.2023.30 BA pag. 13-03-
022 Z. 16 ff.). Allerdings blieb F. konstant bei der Aussage, den Sprengstoff selbst
erhaltlich gemacht zu haben. Unklarheiten ergeben sich diesbezlglich einzig in
Bezug auf die Involvierung des Beschuldigten. Die vorhandenen Widerspriich-
lichkeiten sind insgesamt nicht geeignet, die Glaubhaftigkeit sdmtlicher Aussa-
gen von F. zu erschuttern. Gleich verhalt es sich mit den weiteren Argumenten
der Verteidigung fir die allgemeine Unglaubwurdigkeit von F.. So trifft es etwa
nicht zu, dass die Krankheit und die Spitalbehandlungen des Stiefvaters von F.
nicht belegt gewesen waren. Tatsachlich sind dazu Unterlagen vorhanden
(CA.2023.30 BA pag. 16-02-0040 ff.). Aus diesen Unterlagen ergibt sich insbe-
sondere die von F. angegebenen Erkrankung des Stiefvaters an Magenkrebs,
die anlasslich eines Spitalaufenthalts vom 17. Dezember 2019 bis am 21. De-
zember 2019 und daher genau im Tatzeitraum festgestellt wurde. In Bezug auf
die Rollenverteilung bei der Tatvorbereitung kann allerdings nur insofern auf die
Aussagen von F. abgestellt werden, als sich diese mit anderen Beweismitteln
decken. Andernfalls muss zu Gunsten des Beschuldigten von den am wenigs-
tens belastenden Aussagen von F. ausgegangen werden.

Zu den Aussagen der Auskunftspersonen

Alle Auskunftspersonen wussten zu differenzieren, was sie tatsachlich wahrge-
nommen hatten, was nicht bzw. wo sie sich nicht sicher waren. Ihre Angaben
wirken grundséatzlich glaubhaft. Die aufgefundenen Werkzeuge, die bereits durch
den Polizeihund in Verbindung zum Tatort gebracht wurden, wurden auf der von
den Auskunftspersonen, insbesondere der von R. beschriebenen Fluchtroute der
Taterschaft aufgefunden (BA pag. 12.02-002 und 10.01-0023). Gemass Aussage
von Q. hatte Familie O. die beste Sicht auf den Tatort (BA pag. 12.04-0001 ff.).
R. sah die Taterschaft sodann aus der Nahe. Auffallend ist, dass sowohl O. als
auch R. die Ubereinstimmende Aussage machten, dass zwischen den beiden
Tatbeteiligten ein wesentlicher bzw. auffallender Gréssenunterschied von deut-
lich mehr als 10 cm bestanden habe (BA pag. 12.01-002 und 12.02-003). Gleich-
zeitig sagte O., sie habe die Tater nur von hinten gesehen und sei abweichend
von R. bei einer Person gar von einer Frau ausgegangen (BA pag 12.01-0002).
Zudem betonte R. die Dunkelheit (vgl. BA pag. 12.02-0003).
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schwer (BA pag. 13.02-0033 Z. 14). Am 9. Juni 2021 sprach er von 1.75 Meter
(BA pag. 13.02.0141 Z. 28). Aus dem Stammblatt beim Eintritt ins Regionalge-
fangnis Y. ist auf dem Portrait mit Lineal ersichtlich, dass der Beschuldigte zwi-
schen 1.70 und 1.75 Meter gross ist (BA pag. 06.03-0221). Gemass Erhebung
der Justizvollzugsanstalt H. vom 14. Juli 2021 ist er 1.73 Meter gross und von
schlanker Statur (BA pag. 06.03-0239). Davon wird ausgegangen. F. hingegen
sagte vor der Berufungskammer auf Frage, ohne zu Uberlegen, glaubhaft aus, er
sei 1.75 Meter gross (CAR pag. 5.304.016). Gemass seinem Portrait mit Lineal
auf dem Stammdatenblatt beim Eintritt ins Regionalgefangnis Y. erscheint F. et-
was uber 1.75 Meter gross (CA.2023.30 BA. pag. 06-02-0036). Es besteht somit
zwar ein Grossenunterschied zwischen dem Beschuldigten und F., allerdings
nicht ein so deutlicher wie der von den Augenzeugen beschriebene. So Iasst sich
das Signalement der Taterschaft gemass Auskunftspersonen, insbesondere hin-
sichtlich der Kérpergrosse/Statur nicht eindeutig mit den beiden moglichen Mit-
tatern (F. und Beschuldigter) in Einklang bringen. Die Angaben der Auskunfts-
personen sind jedoch, wie diese auch selbst einrdumten, mit gewissen Unsicher-
heiten behaftet. Es war dunkel und deren Sicht damit nicht einwandfrei. Hinzu
kommt die grosse Anspannung, unter der Personen in solchen uberraschenden
Situationen stehen, was die Wahrnehmung unzuverlassig machen kann.

Gesamtwiirdigung und Fazit

Wie oben dargelegt, kann aus den Aussagen des Beschuldigten, der die Tat ab-
streitet, kein Schluss zu seiner tatsachlichen Tatbeteiligung gezogen werden. Die
Aussagen sind nicht derart widersprtchlich, dass dies fir sich allein als Indiz far
die Tatbeteiligung gewertet werden konnte. Diverse weitere erhobenen Beweis-
mittel liefern keine hinreichenden Indizien fir eine Tatbeteiligung des Beschul-
digten. Ergebnislos verliefen etwa ein Abgleich von Schuhspuren am Tatort mit
den beim Beschuldigten anlasslich der Hausdurchsuchung vom 19. Juni 2020
sichergestellten Schuhen und ein Antennensuchlauf (BA pag. 10.02-0044 f.). Er-
stellt ist insgesamt aufgrund der Aussagen des Beschuldigten, den Kontobewe-
gungen und den Mobiltelefondaten, dass er sich im Tatzeitraum in Osterreich
aufhielt. Unter anderem war er am Tag nach dem Vorfall, d.h. am 13. Dezember
2019, in W., wo seine Firma auf einer Baustelle nachweislich Arbeiten tatigte (BA
pag. 10.02-0113). So hatte der Beschuldigte aufgrund der Distanz von 40 km
zum Tatort die Moglichkeit, nach Z. zu fahren, die angeklagte Tat zu begehen
und von dort aus wieder an seinen Wohnort in U. zurickzufahren. Sein Aufent-
haltsort schliesst die Tat zwar nicht aus, ist aber fir sich allein genommen kein
ausreichendes Indiz fur deren Begehung. Wie bereits ausgefihrt, existierte die
Trockenbaufirma des Beschuldigten tatsachlich (vgl. oben E. 11.2.5.2.5). Fir die
Annahme, dass die Firma rein der Tarnung von kriminellen Aktivitaten gedient
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hatte, fehlt es an rechtsgentiglichen Beweisen. Auch aus den Mobiltelefondaten
des Beschuldigten (siehe oben E. 11.2.4d) kann bezuglich einer allfalligen Tatbe-
teiligung nichts Eindeutiges gefolgert werden. Es ist zwar korrekt, dass die Zeit-
spanne der Nichtnutzung des Mobiltelefons (keine Nachrichten, Anrufe, Internet-
nutzung, etc.) vom 11. auf den 12. Dezember 2019 etwas langer dauerte als in
den Tagen zuvor oder danach. Zumal das Mobiltelefon aber auch an anderen
Tagen ab dem Abend Uber die Nacht haufig nicht genutzt wurde, kann auch da-
raus weder Entlastendes noch Belastendes abgeleitet werden. Gegen eine an-
klagegemasse Tatbeteiligung des Beschuldigten spricht das auf F. und ihn nicht
ganz passende Signalement von zwei deutlich unterschiedlich grossen Tatbetei-
ligten, welches zwei Auskunftspersonen unabhangig voneinander beschrieben
(vgl. oben E. 11.2.5.4). Allerdings war es zum Tatzeitpunkt dunkel und die Wahr-
nehmung durch die Auskunftspersonen war von zeitlich kurzer Dauer sowie vom
Uberraschungsmoment gepragt, was Verzerrungen nicht unwahrscheinlich
macht.

Der Beschuldigte kannte nachweislich F., aber auch S. war ihm bekannt (BA
pag. 13.02-0038 Z. 16 ff.). Letzterer wurde zusammen mit F. in Danemark wegen
des Verdachts auf Beteiligung an einer Bankomatsprengung verhaftet, als die
beiden gemeinsam mit dem auf den Beschuldigten immatrikulierten Fahrzeug
unterwegs waren (BA pag. 10.02-0035 f.; 18.05-0025 f.). S. ist mehrfach wegen
Vermdgensdelikten vorbestraft und wurde 2010 in einem Ermittlungsverfahren
der Kantonspolizei Luzern unter anderem wegen Bankomataufbriichen verdach-
tigt (BA pag. 10.02-0035). Der Beschuldigte sagte von sich aus, dass er dieses
Fahrzeug den beiden geliehen habe (BA pag. 13.02-0038 Z. 21 f.). Dasselbe
Fahrzeug der Marke Renault Megan spielt auch in den rechtshilfeweise edierten
Akten aus dem gegen den Beschuldigten, F. und S. gefiihrten Strafverfahren in
Osterreich eine Rolle, zumal es mit mehreren Bankomatsprengungen in Oster-
reich im Frihjahr 2020 in Verbindung gebracht wird (vgl. oben E. 11.2.4.i, BA
Rubrik 18.05). Ein direkter Beweis fir eine Beteiligung des Beschuldigten an
Bankomatsprengungen ergibt sich aus diesen rechtshilfeweise beigezogenen
Akten insofern nicht. Die Nahe des Beschuldigten zu vorbestraften und scheinbar
mit Bankomatsprengungen in Verbindung stehenden Personen ist auffallig und
macht ihn verdachtig. Es ist jedoch nicht zulassig, einzig aufgrund dieser Be-
kanntschaften auf eine Tatbeteiligung zu schliessen.

Zumindest als indirektes Indiz fir die Tatbeteiligung des Beschuldigten wertete
die Vorinstanz auch die Tatsache, dass der Beschuldigte in verschiedenen Staa-
ten Europas wegen zahlreicher Vermogensdelikte (Betrug, [Einbruch-]Diebstahl,
Sachbeschadigung) und weiterer Delikte (namentlich Beteiligung an einer krimi-
nellen Organisation, Hausfriedensbruch, Widerhandlungen gegen das Waffen-
und das Betaubungsmittelgesetz) vorbestraft sei (Urteil SK.2021.45 E.2.3.5.2.f;
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zu den Vorstrafen siehe BA pag. 17.02-0001 ff. und CAR pag. 4.401.009 ff.). Dies
kann nicht als Indiz fur die Tatbeteiligung gewertet werden. Jegliche Vorverurtei-
lung einer Person aufgrund von friiheren Vorstrafen erweist sich als unzulassig.
Neben der Berlcksichtigung der Vorstrafen im Rahmen einer Strafzumessung
kann aus ihnen hdéchstens ein Schluss bezlglich der Kenntnisse bezlglich des
Ablaufs eines Strafverfahrens gezogen werden, nicht aber flir den Beweis einer
konkreten Tatbeteiligung. Kommt dazu, dass der Beschuldigte bezeichnender-
weise nicht wegen Bankomatsprengungen vorbestraft ist und die Mehrheit der
Vorstrafen zehn Jahre und langer zurtckliegt.

Das eindeutig belastende Beweismittel sind die Aussagen von F., der den Be-
schuldigten glaubhaft als Mittater nennt und den Einsatz des Geissfusses durch
den Beschuldigten glaubhaft schilderte (vgl. oben E. 2.5.3). Angesichts dieser
Aussagen verblassen die mdglichen Alternativszenarien, wie die DNA-Spur des
Beschuldigten ohne dessen Tatbeteiligung auf den blauen Geissfuss gelangt
sein konnte (vgl. oben E. 2.5.1). Es ist kein plausibler Grund ersichtlich, weshalb
F. in Bezug auf diese Mittaterschaft den Beschuldigten, der ein enger Bekannter
war, falschlicherweise belasten sollte. Seine Aussagen sind aufgrund der ange-
gebenen Details bezlglich Tatablauf nachvollziehbar und glaubhaft. Seine Aus-
sagen in Kombination mit der DNA-Spur lassen keinen anderen Schluss zu, als
dass der Beschuldigte am 12. Dezember 2019, wie in der Anklage geschildert,
bei der Sprengung des Bankomaten in Z. anwesend und aktiv beteiligt war. Das
Alternativszenario, wonach die DNA anders als durch eine Tatbeteiligung des
Beschuldigten auf den blauen Geissfuss gelangte, ist angesichts der klaren Aus-
sage von F. nicht plausibel. Weitere Indizien wie etwa die Nahe des Aufenthalts
des Beschuldigten im Tatzeitpunkt férdern eben diesen Schluss. Der Beschul-
digte hat gemeinsam mit F. am 12. Dezember 2019 den Bankomaten in Z. ge-
sprengt, daraus Fr. 126'600.00 entwendet und einen Sachschaden von rund
Fr. 107'000.00 verursacht. Der fragliche Sachverhalt ist anklagegemass erstellt.
Immerhin ist zu Gunsten des Beschuldigten zu bertcksichtigen, dass die Initia-
tive zur Tat von F. ausgegangen war und dieser in der Tatvorbereitung die gros-
sere Rolle gespielt hatte.

Rechtliche Wiirdigung
Anwendbares Recht

Am 1. Juli 2023 trat aufgrund des Bundesgesetzes vom 17. Dezember 2021 tber
die Harmonisierung der Strafrahmen (AS 2023 259, BBI 2018 2827) eine neue
Version von Art. 139 StGB und von Art. 144 Abs. 3 StGB in Kraft. Der Beschul-
digte hat die zu beurteilenden Taten vor dem Inkrafttreten der Gesetzesanderung
begangen. Hat der Tater ein Verbrechen oder Vergehen vor Inkrafttreten dieses
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Gesetzes begangen, erfolgt die Beurteilung aber erst nachher, so ist dieses Ge-
setz anzuwenden, wenn es fur ihn das mildere ist (Art. 2 Abs. 2 StGB). Das An-
knUpfungskriterium der lex mitior (Rickwirkung des milderen Gesetzes) erfordert
einen Vergleich der konkurrierenden Strafgesetze, der anhand der von der
Rechtsprechung und Lehre entwickelten Grundsatze vorzunehmen ist (vgl.
PoPP/BERKEMEIER, Basler Kommentar, 4. Aufl. 2019, Art. 2 StGB N. 4).

Der alte Art. 139 Ziff. 3 StGB und der neue Art. 139 Abs. 3 StGB unterscheiden
sich inhaltlich nicht, sondern lediglich in der Darstellung. Art. 144 Abs. 3 StGB
sieht in der alten Fassung vor, dass bei grossem Schaden auf Freiheitsstrafe von
einem bis zu funf Jahren erkannt werden kann. In der neuen Fassung ist Frei-
heitsstrafe bis zu finf Jahren oder Geldstrafe vorgesehen. Hingegen ist die Be-
stimmung nicht mehr als «Kann-Bestimmung» formuliert. Insgesamt erweist sich
das neue Recht nicht als milder, weshalb die nachfolgende Beurteilung gestutzt
auf die zum Tatzeitpunkt geltende Fassung des Strafgesetzbuches vorzunehmen
ist (Bezeichnung mit aStGB).

Mittaterschaft

Nach der Rechtsprechung ist Mittater, wer bei der Entschliessung, Planung oder
Ausflhrung eines Deliktes vorsatzlich und in massgebender Weise mit anderen
Tatern zusammenwirkt, so dass er als Hauptbeteiligter dasteht. Dabei kommt es
darauf an, ob der Tatbeitrag nach den Umstanden des konkreten Falles und dem
Tatplan fur die Ausfiihrung des Deliktes so wesentlich ist, dass sie mit ihm steht
oder fallt. Das blosse Wollen der Tat, der subjektive Wille allein genlgt zur Be-
grindung von Mittaterschaft jedoch nicht. Der Mittater muss vielmehr bei der Ent-
schliessung, Planung oder Ausfiihrung der Tat auch tatsachlich mitwirken. Dar-
aus folgt aber nicht, dass Mittater nur ist, wer an der eigentlichen Tatausflihrung
beteiligt ist oder sie zu beeinflussen vermag. Dass der Mittater bei der Fassung
des gemeinsamen Tatentschlusses mitwirkt, ist nicht erforderlich; es genugt,
dass er sich spater den Vorsatz seiner Mittater zu eigen macht (vgl. BGE 135 IV
152 E. 2.3.1; 125 IV 134 E. 3a; je mit Hinweisen).

Der Beschuldigte und F. waren beide massgeblich an der Ausfiihrung der Tat
beteiligt. Sie begaben sich gemeinsam zum Tatort, brachten das Sprengpaket
am Bankomaten an, das F. dann ziindete, sammelten gemeinsam die Banknoten
ein und flichteten mit der Beute. Die gemass Beweisergebnis nicht entschei-
dende Rolle des Beschuldigten beim Tatentschluss ist fur die Frage der Mittater-
schaft unbedeutend. Die Mittaterschaft ist offensichtlich gegeben.
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Gefahrdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Ab-
sicht (Art. 224 Abs. 1 StGB)

Nach Art. 224 Abs. 1 StGB macht sich strafbar, wer vorsatzlich und in verbreche-
rischer Absicht durch Sprengstoffe oder giftige Gase Leib und Leben von Men-
schen oder fremdes Eigentum in Gefahr bringt.

Objektiver Tatbestand

Die Definition in Art. 5 Abs. 1 des Bundesgesetzes Uber explosionsgefahrliche
Stoffe vom 25. Marz 1977 (Sprengstoffgesetz [SprstG; SR 941.41]) gilt im We-
sentlichen auch fur die strafrechtliche Qualifikation als Sprengstoff nach Art. 224-
226 StGB, wobei das Merkmal der zerstérerischen Kraft entscheidend ist (BGE
104 IV 232 E. la; BGE 103 IV 241 E. I.1; Urteile der Berufungskammer des Bun-
dessstrafgerichts CA.2021.25 vom 14. Juni 2022 E. 11.3.2 und CA.2021.29 vom
E. 11.3.2. 30. Juni 2022; TRECHSEL/CONINX, Schweizerisches Strafgesetzbuch,
Praxiskommentar, 4. Aufl. 2021, Art. 224 StGB N. 2; ROELLI, Basler Kommentar,
4. Aufl. 2019, Art. 224 StGB N. 4). Per 1. Januar 2023 ist das sogenannte Vor-
lauferstoffgesetz (VSG; SR 941.42) in Kraft getreten (AS 2022 352). Nach Art. 2
lit. a VSG sind explosionsfahige Stoffe, Stoffe, Gemische und Ldsungen, die
ohne Zufuhr von Luft durch Ziindung zur Explosion gebracht werden kénnen und
geeignet sind, dadurch Leib und Leben von Personen zu gefahrden oder Sachen
zu zerstoéren.

Art. 224 StGB ist ein konkretes Gefahrdungsdelikt und setzt objektiv voraus, dass
der Tater durch Sprengstoffe oder giftige Gase Leib und Leben von Menschen
oder fremdes Eigentum konkret in Gefahr bringt (Urteile des Bundesgerichts
6B_79/2019 vom 5. August 2019 E. 1.2.2; 6B_1248/2017 vom 21. Februar 2019
E. 4.2.5;BGE 1151V 111 E. 3b; 103 IV 241 E. I.1). Die konkrete Gefahrdung ist
gegeben, wenn eine Verletzung nicht nur mdglich, sondern nach dem gewohnli-
chen Lauf der Dinge wahrscheinlich ist (Urteil des Bundesgerichts 6B_79/2019
vom 5. August 2019 E. 1.2.2; BGE 103 IV 241 E. 1.1). Im Leitentscheid BGE 148
IV 247 hielt das Bundesgericht sodann fest, dass die konkrete Gefahrdung einer
einzigen, individuell bestimmten Person oder fremden Sache nur dann zur Erfil-
lung des Tatbestandes von Art. 224 StGB genlgt, sofern diese als zufallige Re-
prasentation der Allgemeinheit erscheint (sog. Reprasentationstheorie, E. 2 und
3). Um die Allgemeinheit zu reprasentieren, mussen die Rechtsguter vom Zufall
ausgewahlt sein, selbst wenn im Augenblick des Angriffs bereits feststeht, wen
es treffen kann (BGE 148 IV 247 E. 3 mit Hinweis auf STRATHENWERTH/BOMMER,
Schweizerisches Strafrecht, Besonderer Teil I, 7. Aufl. 2013, vor § 28 Rz. 3-6).
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Subjektiver Tatbestand

Der subjektive Tatbestand von Art. 224 Abs. 1 StGB setzt einerseits den Gefahr-
dungsvorsatz und anderseits ein Handeln in verbrecherischer Absicht voraus
(«Doppelvorsatzy; Urteil des Bundesgerichts 6B_79/2019 vom 5. August 2019
E. 1.7.2). Der Gefahrdungsvorsatz im Sinne von Art. 224 Abs. 1 StGB liegt vor,
sobald der Tater die Gefahr kennt und trotzdem handelt. Wer in diesem Bewusst-
sein handelt, will die Gefahr auch. Nicht erforderlich ist, dass der Tater die Ver-
wirklichung der Gefahr, sei es auch nur eventuell, gewollt hat (Urteile des Bun-
desgerichts 6B_79/2019 vom 5. August 2019 E. 1.2.3; 6B_1248/2017 vom
21. Februar 2019 E. 4.2.5 und 4.5.3; 6B_913/2016 vom 13. April 2017 E. 1.1.1;
6B_1038/2009 vom 27. April 2010 E. 1.2, nicht publiziert in: BGE 136 IV 76, mit
Hinweisen; BGE 103 IV 241 E. 1.1). Die verbrecherische Absicht besteht mithin
darin, dass der Tater den Sprengstoff einsetzt, um vorsatzlich ein dariberhinaus-
gehendes Verbrechen oder Vergehen zu veriben (Urteile des Bundesgerichts
6B_79/2019 vom 5. August 2019 E. 1.2.3; 6B_1248/2017 vom 21. Februar 2019
E. 4.2.5).

Subsumtion

Der Beschuldigte hat gemeinsam mit F. TATP zur Explosion gebracht. Es handelt
sich dabei um einen explosionsfahigen Stoff im Sinne von Art. 2 lit. a VSG. Das
TATP wurde vorliegend erfolgreich zum Zwecke der Zerstdrung eingesetzt und
qualifiziert sich somit als Sprengstoff im Sinne von Art. 224 StGB. Der vom Be-
schuldigten und seinem Mittater gesprengte Bankomat war in einem Wohn- und
Geschéftshaus eingebaut. Durch die Explosion wurde zum einen erheblicher
Sachschaden verursacht. Zum anderen wurden aber auch die im Haus wohnhaf-
ten Personen in ihrer korperlichen Integritat konkret gefahrdet. Es ging den Ta-
tern hauptsachlich darum, durch eine Bankomatensprengung an Geld zu kom-
men und nicht darum, den konkreten Bankomaten zu zerstoren oder die indivi-
duellen Anwohner in Gefahr zu bringen. Insofern erscheinen das konkret gefahr-
dete Eigentum und die konkret gefahrdeten Personen als Reprasentanten der
Allgemeinheit (sog. Reprasentationstheorie). Der objektive Tatbestand von
Art. 224 Abs. 1 StGB ist erfullt.

In subjektiver Hinsicht kannte der Beschuldigte angesichts der Umstande die mit
dem Einsatz eines explosionsfahigen Stoffes einhergehende Gefahr zweifels-
ohne. Er handelte somit vorsatzlich. Ausserdem wurde der explosionsfahige Stoff
mit dem Ziel eines Diebstahls eines grossen Geldbetrages eingesetzt. Es liegt
somit eine verbrecherische Absicht vor. Der subjektive Tatbestand von Art. 224
Abs. 1 StGB ist ebenfalls erfullt.
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Qualifizierter Diebstahl (Art. 139 Ziff. 1 und 3 aStGB)
Tatbestand

Gemass Art. 139 Ziff. 1 aStGB macht sich des Diebstahls strafbar, wer jemandem
eine fremde bewegliche Sache zur Aneignung wegnimmt, um sich oder einen
andern damit unrechtmassig zu bereichern. Der objektive Tatbestand ist die
Wegnahme einer fremden Sache. Der allgemeine subjektive Tatbestand erfor-
dert Vorsatz sowie Aneignungs- und unrechtmassige Bereicherungsabsicht.

Ein qualifizierter Diebstahl im Sinne von Art. 139 Ziff. 3 Abs. 3 aStGB liegt vor,
wenn der Tater zum Zweck des Diebstahls eine Schusswaffe oder eine andere
gefahrliche Waffe mit sich fihrt. Waffen sind nach der Rechtsprechung Gegen-
sténde, die nach ihrer Bestimmung dem Angriff oder der Verteidigung dienen. Ob
eine Waffe gefahrlich und deshalb einer Schusswaffe gleichzustellen ist, hangt
von objektiven Gegebenheiten ab und nicht vom subjektiven Eindruck, den das
Opfer oder ein Dritter von ihr haben kann. Entscheidend ist, ob sie geeignet ist,
gefahrliche Verletzungen zu bewirken (vgl. BGE 118 IV 142 E. 3d; NIGGLI/RIEDO,
Basler Kommentar, 4. Aufl. 2019, Art. 139 StGB N. 139 ff.). Subjektiv ist zusatz-
lich verlangt, dass der Tater die Waffe zum Zwecke des Diebstahls mit sich fahrt.
Die Absicht, die Waffe allenfalls auch einzusetzen, ist indes nicht vorausgesetzt;
es genugt der eventuelle Vorsatz, sie gegen einen Menschen zu gebrauchen
(NIGGLI/RIEDO, a.a.0., Art. 139 StGB N. 165).

Nach dem Auffangtatbestand von Art. 139 Ziff. 3 Abs. 4 aStGB liegt ein qualifi-
zierter Diebstahl Gberdies vor, wenn der Tater sonst wie durch die Art, wie er den
Diebstahl begeht, seine besondere Gefahrlichkeit offenbart. Dies ist zu bejahen,
wenn die konkrete Tat nach ihrem Unrechts- und Schuldgehalt besonders schwer
wiegt, was sich aus den konkreten Tatumstanden ergibt. Die Anwendung des
qualifizierten Tatbestandes gemass Art. 139 Ziff. 3 Abs. 4 aStGB lasst sich na-
mentlich begriinden mit der professionellen Vorbereitung der Tat und der ausge-
pragt kihnen, verwegenen, heimtlckischen, hinterlistigen oder skrupellosen Art
ihrer Begehung (vgl. BGE 117 IV 135 E. 1a; Urteil des Bundesgerichts
6B_55/2013 vom 11. April 2013 E. 1.2; NIGGLI/RIEDO, a.a.0., Art. 139 StGB N.
178). Die besondere Gefahrlichkeit liegt jedenfalls dann vor, wenn der Tater in
einer Weise vorgeht, die zu einer Gefahrdung von Leib und Leben flihren kénnte,
die mit jener nach Art. 139 Ziff. 3 Abs. 3 aStGB vergleichbar ist. Dies ist der Fall,
wenn der Tater einen mit einer gefahrlichen Waffe vergleichbaren Gegenstand
mit sich fluhrt, der es ihm ermdglicht einen Menschen ohne grésseren Kraftauf-
wand und auf eine gewisse Distanz zu téten oder schwer zu verletzten. Darunter
fallen etwa Werkzeuge, die wie eine gefahrliche Waffe eingesetzt werden kdnnen
wie etwa ein schweres Brecheisen, oder Sprengstoff, wenn er eine Sprengkraft
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aufweist, die geeignet ist, einen Menschen zu téten oder schwer zu verletzen
(vgl. NIGGLI/RIEDO, a.a.0., Art. 139 StGB N. 188-193). Im Ubrigen wird auf die
zutreffenden theoretischen Ausflihrungen der Vorinstanz verwiesen (Urtell
SK.2021.45 E. 2.2.3).

Subsumtion

Der Beschuldigte und F. haben aus dem Bankomaten einen Bargeldbetrag von
Fr. 126'600.00 entwendet und an sich genommen. Der Beschuldigte handelte
vorsatzlich sowie in Bereicherungs- und Aneignungsabsicht. Der objektive und
der subjektive Tatbestand des Diebstahls sind offensichtlich erfillt.

Naher zu prufen ist das Vorliegen einer Qualifikation nach Art. 139 Ziff. 3 Abs 3
oder 4 aStGB. Weder die beiden Geissfusse noch das TATP waren zum Angriff
oder zur aktiven Verteidigung mitgefiihrt worden, sondern zur Sprengung bzw.
zum Aufbrechen des Bankomaten. Es lag kein eventueller Vorsatz, sie gegen
einen Menschen zu gebrauchen, vor, womit die Qualifikation nach Art. 139 Ziff. 3
Abs. 3 StGB ausscheidet. Entgegen der Auffassung der Vorinstanz lasst sich
sodann die besondere Gefahrlichkeit nicht bereits mit dem Mitfihren eines Geis-
sfusses als Tatwerkzeug begrinden (vgl. Urteil SK.2021.45 E. 2.4.3.2; vgl. dazu
auch Urteil der Berufungskammer CA.2022.28 vom 12. Mai 2023 E. 111.B.2.2).
Eine besondere Gefahrlichkeit wurde jedoch dadurch offenbart, dass der Be-
schuldigte und sein Mittater eine Sprengladung mit grosser Zerstérungskraft an
einem Haus, in dem sich Wohnungen befinden zur Explosion brachten. Ohne
genauere Verifizierung konnten sie nicht davon ausgehen, dass es sich um ein
blosses Geschaftsgebaude handelt, in dem sich in der Nacht niemand aufhalt.
Vielmehr mussten sie davon ausgehen, dass im Gebaude wohnhafte Personen
zu dieser Tageszeit schlafen und dort anwesend sind. Es musste den Tatern klar
sein, dass sie die Explosion und das damit einhergehende Verletzungsrisiko we-
der kalkulieren noch kontrollieren kdnnen wirden. Mit inrem Handeln nahmen sie
die Mdglichkeit einer Verletzung von Personen im Haus oder solchen die zufallig
vorbeikommen in Kauf. Unter Berlcksichtigung der gesamten Umstande ist die
Qualifikation nach Art. 139 Ziff. 3 Abs. 4 aStGB erflllt.

Qualifizierte Sachbeschadigung (Art. 144 Abs. 1 und 3 StGB)

Tatbestand

Gemass Art. 144 Abs. 1 StGB macht sich der Sachbeschadigung strafbar, wer
eine Sache, an der ein fremdes Eigentums-, Gebrauchs- oder Nutzniessungs-

recht besteht, beschadigt, zerstdrt oder unbrauchbar macht. In subjektiver Hin-
sicht verlangt der Tatbestand Vorsatz (Art. 12 Abs. 1 und Abs. 2 StGB). Eine
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qualifizierte Sachbeschadigung im Sinne von Art. 144 Abs. 3 aStGB liegt vor,
wenn der Tater einen grossen Schaden verursacht hat. Nach der Rechtspre-
chung ist ein grosser Schaden anzunehmen, wenn er mindestens Fr. 10'000.00
betragt (BGE 136 IV 119 E. 4.3.1; Urteil des Bundesgerichts 6B_699/2018 vom
7. Februar 2019 E. 3.3.1).

Subsumtion

Indem der Beschuldigte und sein Mittater den Bankomaten zur Explosion ge-
bracht haben, verursachten sie dessen Beschadigung sowie Schaden am ent-
sprechenden Gebaude. Der verursachte Sachschaden an Bankomat und Ge-
baude belauft sich auf ca. Fr. 36'000.00 zum Nachteil der B. Bank (BA pag. 15-
03-0011 ff.) sowie von Fr. 71'274.65 zum Nachteil der Stockwerkeigentiimerge-
meinschaft der Liegenschaft an der G. Strasse 37 in Z. (TPF pag. 9.554.013 f.).
Damit ist ein grosser Sachschaden im Sinne von Art. 144 Abs. 3 aStGB entstan-
den. Der objektive Tatbestand der qualifizierten Sachbeschadigung ist somit er-
fullt. Die Absicht zur Verursachung des Sachschadens war im vorsatzlichen Han-
deln des Beschuldigten bei der Sprengung des Bankomaten miteingeschlossen.
Auch der subjektive Tatbestand von Art. 144 Abs. 3 aStGB ist erflllt.

Konkurrenzen

Die Gefahrdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Absicht
(Art. 224 Abs. 1 StGB) sowie die qualifizierte Sachbeschadigung (Art. 144 Abs. 1
i.V.m. Abs. 3 aStGB) einerseits sowie der qualifizierte Diebstahl (Art. 139 Ziff. 1
i.V.m. Ziff. 3 Abs. 4 aStGB) und die qualifizierte Sachbeschadigung (Art. 144 Abs.
1i.V.m. Abs. 3 aStGB) andererseits stehen vorliegend in echter Konkurrenz (vgl.
ROELLI, a.a.0., Art. 224 StGB N. 12 [zum Verhaltnis zwischen Art. 224 und
Art. 144 StGB]; NIGGLI/RIEDO, a.a.0., Art. 139 StGB N. 228 [zum Verhaltnis zwi-
schen Art. 139 und Art. 144 StGB]).

Naher zu prifen ist die Konkurrenz zwischen der Gefahrdung durch Sprengstoffe
und giftige Gase in verbrecherischer Absicht (Art. 224 StGB) und dem qualifizier-
ten Diebstahl (Art. 139 Ziff. 1i.V.m. Ziff. 3 Abs. 4 aStGB). Bei beiden Delikten ist
die Gefahrlichkeit des Einsatzes des explosionsfahigen Stoffes von entscheiden-
der Bedeutung fir die Tatbestandserfiillung. Die Vorinstanz liess die Frage, ob
die im Rahmen von Art. 139 Ziff. 3 Abs. 4 StGB durch die Verwendung von
Sprengstoff offenbarte Gefahrlichkeit bereits im Erfolgsunwert von Art. 224
Abs. 1 StGB abgegolten sei, offen, zumal sie eine besondere Gefahrlichkeit nach
Art. 139 Ziff. 3 Abs. 4 aStGB bereits im Mittfihren der Geissfusse als erfullt sah
(Urteil SK.2021.45 E. 2.5.2). Da die Berufungskammer diese Ansicht nicht teilt
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und die besondere Gefahrlichkeit einzig im Einsatz des explosionsfahigen Stof-
fes sieht (vgl. oben E. 3.4.2), ist vorliegend die strittige Frage zu beantworten.

Die beiden Strafnormen unterscheiden sich von der dogmatischen Struktur her
und der jeweils erfasste Schutzbereich ist nicht vollstandig deckungsgleich. Die
Qualifikation nach Art. 139 Ziff. 3 Abs. 4 StGB verfolgt den Zweck, die besonders
gefahrliche Deliktsaustibung strenger zu bestrafen (NIGGLI/RIEDO, Basler Kom-
mentar, 4. Aufl. 2019, Art. 139 StGB N. 175). Vorausgesetzt ist, dass der Tater
durch die Art, wie er den Diebstahl begeht, seine besondere Gefahrlichkeit offen-
bart. Dieses Erfordernis ist erfillt, wenn die Tat professionell vorbereitet ist und
deshalb als besonders kihn, verwegen, heimtlckisch, hinterlistig oder skrupellos
erscheint (NIGGLI/RIEDO, a.a.0., Art. 139 StGB N. 178 m.w.H.). Eine solche Ge-
fahrlichkeit kann sich — wie hier — insbesondere dadurch ergeben, dass die Vor-
gehensweise der Taterschaft zu einer Gefahrdung von Leib und Leben einer
Drittperson fuhren kdnnte (NIGGLI/RIEDO, a.a.0., Art. 139 StGB N. 188; TRECH-
SEL/CRAMERI, Praxiskommentar, 3. Aufl. 2017, Art. 139 StGB N. 23). Eine tat-
sachliche konkrete Gefahrdung ist indessen nicht vorausgesetzt. Eine solche
verlangt hingegen Art. 224 Abs. 1 StGB betreffend Leib und Leben von Men-
schen oder fremdem Eigentum. Der Begriff der Gefahrlichkeit gemass Art. 224
Abs. 1 StGB ist im Vergleich zu Art. 139 Ziff. 3 Abs. 4 aStGB insofern konkreter
respektive enger gefasst. Vorliegend ist dem Beschuldigten insbesondere vorzu-
werfen, konkret die (schlafenden) Personen in den Wohnungen oberhalb des ge-
sprengten Bankomaten gefahrdet zu haben. Gemass Abklarungen der BA waren
dort in 16 Wohnungen rund 30 Personen wohnhaft (BA pag. 15-03-02-009). Dies
schliesst indessen nicht aus, dass durch die Art der Tatbegehung weitere Perso-
nen, die sich zur Tatzeit z.B. zufallig in der Nahe des Tatortes aufhielten, hatten
gefahrdet werden kénnen. Dieses Unrecht, das der Gesetzgeber mit Art. 139 Ziff.
3 Abs. 4 aStGB sanktionieren will, ist vom Schuldspruch nach Art. 224 Ziff. 1
StGB nicht umfasst. Zwischen der Gefahrdung durch Sprengstoffe oder giftige
Gase gemass Art. 224 StGB und dem qualifizierten Diebstahl im Sinne von
Art. 139 Ziff. 3 Abs. 4 aStGB besteht somit echte Konkurrenz (zum Ganzen Urteil
der Berufungskammer CA.2022.28 vom 12. Mai 2023, E. 11.B.5). Dass durch die
Verurteilung wegen Gefahrdung durch Sprengstoffe oder giftige Gase in verbre-
cherischer Absicht der Tatunwert, der bei der Vertbung des Diebstahls offenbar-
ten besonderen Gefahrlichkeit bereits teilweise abgegolten ist, wird im Rahmen
der Strafzumessung zu berlcksichtigen sein.

Fazit
Rechtfertigungs- und Schuldausschliessungsgrinde liegen keine vor. Der Be-

schuldigte ist somit der mittaterschaftlichen Gefahrdung durch Sprengstoffe und
giftige Gase in verbrecherischer Absicht gemass Art. 224 Abs. 1 StGB, des
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qualifizierten Diebstahls gemass Art. 139 Ziff. 1 i.V.m. Ziff. 3 Abs. 4 aStGB sowie
der qualifizierten Sachbeschadigung gemass Art. 144 Abs. 1i.V.m. Abs. 3 aStGB
schuldig zu sprechen.

Strafzumessung

Grundlagen und Vorgehen

Fur die allgemeinen theoretischen Grundlagen der Strafzumessung wird auf die
Ausflhrungen der Vorinstanz verwiesen (Urteil SK.2021.45 E. 3.1.1-3.1.3).

Der Beschuldigte hat vorliegend mehrere Straftatbestande verwirklicht. Abstrakt
schwerste Tat ist die Gefahrdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbre-
cherischer Absicht gemass Art. 224 Abs. 1 StGB; die Strafandrohung fur dieses
Delikt lautet Freiheitsstrafe von 1 bis 20 Jahren (Art. 224 Abs. 1 i.V.m. Art. 40
Abs. 2 StGB). Der qualifizierte Diebstahl wird mit Freiheitsstrafe von 6 Monaten
bis zu 10 Jahren (Art. 139 Ziff. 1 i.V.m. Ziff. 3 aStGB) und die qualifizierte Sach-
beschadigung mit Freiheitsstrafe bis zu 3 Jahren oder Geldstrafe bestraft, wobei
bei Letzterer auf Freiheitsstrafe von 1 bis 5 Jahren erkannt werden kann (Art. 144
Abs. 1i.V.m. Abs. 3 aStGB).

Hat das Gericht eine Strafe flir mehrere Straftaten auszusprechen, so hat es zu-
nachst fur jede Straftat die Art der Strafe zu bestimmen (BGE 144 IV 313). Ge-
mass bundesgerichtlicher Rechtsprechung ist die Bildung einer Gesamtstrafe in
Anwendung des Asperationsprinzips nach Art. 49 Abs. 1 StGB nur mdglich, wenn
das Gericht im konkreten Fall fir jeden einzelnen Normverstoss gleichartige Stra-
fen ausfallt (sogenannte «konkrete Methode»). Dass die anzuwendenden Straf-
bestimmungen abstrakt gleichartige Strafen androhen, gentigt nicht. Geldstrafe
und Freiheitsstrafe sind keine gleichartigen Strafen im Sinne von Art. 49 Abs. 1
StGB (BGE 144 1V 217 E. 2.2.; 142 IV 265 E. 2.3.2; 138 IV 120 E. 5.2; 137 IV 57
E. 4.3.1). Gemass dem Leitentscheid BGE 144 IV 217 soll es keine Ausnahmen
von der konkreten Methode geben beziehungsweise sei die Gesamtbetrachtung
mehrerer Delikte und die Schaffung von Deliktsgruppen, deren Voraussetzungen
und Kriterien unklar seien, nicht bundesrechtskonform (vergleiche E. 3.5.4 und
3.6.). Allerdings kann gemass dem Leitentscheid das Gericht im Rahmen der
Gesamtstrafenbildung fur einzelne Delikte, wenn es im konkret zu beurteilenden
Fall unter Beachtung des Verhaltnismassigkeitsprinzips eine Geldstrafe nicht
mehr fir schuldadaquat und zweckmassig halt, auf Einzelfreiheitsstrafen von we-
niger als sechs Monate erkennen, wenn die daraus zu bildende Gesamtstrafe
sechs Monate Ubersteigt (BGE 144 |V 217 E. 4.3.). Jedenfalls ist die Wahl einer
Freiheitsstrafe, soweit auch eine Geldstrafe mdglich ware, naher zu begriinden
(BGE 144 IV 313 E. 1.4, Art. 41 Abs. 2 StGB). Bei der Wahl der Sanktionsart ist
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als wichtiges Kriterium die Zweckmassigkeit einer bestimmten Sanktion, ihre
Auswirkungen auf den Tater und sein soziales Umfeld sowie ihre praventive Ef-
fizienz zu berlcksichtigen (BGE 134 IV 97, Urteil des Bundesgerichts
6B 523/2018 vom 23.08.2018 E. 1.2.3). Im spateren, nicht publizierten Urteil des
Bundesgerichts 6B_523/2018 vom 23. August 2018 erwahnte dieses dann wie-
derum trotz Bezug auf BGE 144 |V 217 die Mdglichkeit, im Einzelfall ausnahms-
weise von der konkreten Methode abzuweichen, wenn verschiedene Straftaten
zeitlich und sachlich derart miteinander verknlpft seien, dass sie sich nicht sinn-
voll auftrennen und flr sich allein beurteilen lassen (E. 1.2.2. mit Hinweis auf
Urteile des Bundesgerichts 6B_1011/2014 vom 16.03.2014 E. 4.4).

Sowohl fir die Gefahrdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecheri-
scher Absicht als auch fur qualifizierten Diebstahl ist einzig die Strafart der Frei-
heitsstrafe vorgesehen. Aufgrund der engen zeitlichen und sachlichen Verknlp-
fung der qualifizierten Sachbeschadigung mit den Ubrigen Delikten, rechtfertigt
es sich, unabhangig von der Strafhéhe auch daflir eine Freiheitsstrafe auszufal-
len. Aufgrund der zahlreichen Vorstrafen des Beschuldigten rechtfertigt es sich
zudem auch aus spezialpraventiven Grinden, die Strafart der Freiheitsstrafe zu
wahlen. Es gelangt somit das Asperationsprinzips nach Art. 49 Abs. 1 StGB zur
Anwendung und es ist eine Gesamtstrafe zu bilden.

Aus Griunden der rechtsgleichen Behandlung orientiert sich die Berufungskam-
mer fUr die Strafzumessung insbesondere am Urteil CA.2023.30 vom 18. Marz
2023 betreffend den Mittater des Beschuldigten F.

Tatkomponenten

Einsatzstrafe fiir Gefahrdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in ver-
brecherischer Absicht

Objektive Tatschwere

Der Beschuldigte und sein Mittater F. brachten um ca. 01:33 Uhr nachts an einem
Bankomaten, der in die Fassade eines mehrstdckigen Geschéafts- und Wohnhau-
ses mit circa 30 Bewohnern eingebaut war, eine unkonventionelle Spreng- und
Bandvorrichtung bzw. das nicht handhabungssichere und hochexplosive Selbs-
tlaborat TATP zur Explosion. Es entstand ein grosser Sachschaden von ca.
Fr. 107°000.00. Der Sachschaden darf zum Rulckschluss auf die Wucht der Ex-
plosion und die damit einhergehende Gefahrdung insbesondere flr fremdes Ei-
gentum durchaus an dieser Stelle bericksichtigt werden. Auch wenn sich die
Wohnungen nicht direkt Gber dem Bankomaten befanden, sondern schrag ver-
setzt, wurde die korperliche Integritdt der sich im Wohnhaus befindenden
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Personen konkret und erheblich gefahrdet. Entgegen der Behauptung der Ver-
teidigung ist auch erstellt, dass im Tatzeitpunkt im Wohnhaus Personen anwe-
send waren, so etwa die Auskunftsperson Q. (vgl. BA pag. 10-01-0024). In Uber-
einstimmung mit der Verteidigung haben sich die Tater bei der Sprengung durch-
aus auch selbst einer grossen Gefahr ausgesetzt. Dies ist jedoch nicht verschul-
densmindernd zu berticksichtigen. Auch wenn F. aussagte, der Beschuldigte und
er hatten zum ersten Mal einen Bankomaten gesprengt und ihre Informationen
aus dem Internet gehabt, zeigt sich eine sehr professionelle Vorgehensweise der
beiden. Es muss ihnen bekannt gewesen sein, dass es sich um einen Bankoma-
ten handelte, der technisch nicht so nachgeristet war, dass ein Delikt in dieser
Form maoglich war. Sie beschafften im Vorfeld sehr effektiven Sprengstoff, neue
Werkzeuge und Handschuhe, die dann zum Einsatz gelangten. Sie planten eine
Fluchtroute teils zu Fuss und teils mit dem Auto mit Grenzubertritt abseits von
mdglichen Strassenkontrollen. Mobiltelefone nahmen sie nicht mit. Eine gewisse
Nachlassigkeit zeigten sie einzig, indem sie die Brecheisen mit den DNA-Spuren
auf dem Fluchtweg zurickliessen. Es ist eine erhebliche kriminelle Energie er-
kennbar.

Aufgrund der Aussagen von F. und der Auskunftspersonen muss die Berufungs-
kammer davon ausgehen, dass die Auslbung des Delikts jedenfalls rollenteilig
von statten ging. Die Beute wurde gemass Aussage von F. hélftig geteilt. In Be-
zug auf die Initiative zur Tat und die Vorbereitung muss zu Gunsten des Beschul-
digten angenommen werden, dass F. die treibendere Kraft war (vgl. oben
E. 11.2.5.3). Immerhin war es aber der Beschuldigte, der sich schon langer in der
Region aufhielt und sich dort auskannte. Insgesamt ist die Rolle des Beschuldig-
ten als objektiv leicht geringflugiger zu gewichten als jene von F. Insgesamt liegt
ein erhebliches objektives Tatverschulden vor.

Subjektive Tatschwere

Der Beschuldigte handelte mit direktem Vorsatz. Die Intensitat des deliktischen
Willens war betrachtlich, da der Beschuldigte seinem Ziel, die Aufsprengung des
Bankomaton zwecks Diebstahls, alle anderen, tatsachlich oder potenziell gefahr-
deten Rechtsguter — fremdes Eigentum sowie Leib und Leben Dritter — unter-
ordnete, auch wenn die Beschadigung der Liegenschaft und die Gefahrdung der
sich darin befindenden Personen nicht das primar erstrebte Ziel waren. Zu den
Beweggrinden des Beschuldigten ist aufgrund des fehlenden Gestandnisses
nichts Eindeutiges bekannt. Aufgrund das Delikts muss in erster Linie von finan-
ziellen Beweggrinden ausgegangen werden. Da der Beschuldigte zum Tatzeit-
punkt auch Uber legale Einkiinfte aus dem Baugewerbe verflgte, war die Tat
umso mehr vermeidbar. Auch aus subjektiver Sicht liegt ein erhebliches Tatver-
schulden vor.
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Fazit

Fur das Tatverschulden des Mittaters F. hatte die Berufungskammer eine hypo-
thetische Einsatzstrafe von 48 Monaten als verschuldensangemessen erachtet.
Da beim Beschuldigten von einer leicht weniger tragenden Rolle in Bezug auf
den Tatentschluss ausgegangen wird, rechtfertigt es sich von einem wenig leich-
teren Tatverschulden auszugehen und die Einsatzstrafe auf rund 45 Monate Frei-
heitsstrafe festzusetzen.

Asperation qualifizierter Diebstahl

Objektive Tatschwere

Der Beschuldigte und sein Mittater entwendeten Fr. 126'600.00 aus dem ge-
sprengten Bankomaten. Dabei handelt es sich um einen betrachtlichen Delikts-
betrag. Zur Art und Weise der Tatausfiihrung, namentlich der besonderen Ge-
fahrlichkeit im Sinne von Art. 139 Ziff. 3 Abs. 4 aStGB durch den Einsatz von
TATP und die Rolle des Beschuldigten, kann auf die obigen Ausfiihrungen zur
Strafzumessung von Art. 224 Abs. 1 StGB verwiesen werden (vgl. E. 11.4.2.1.1).
Wie oben erwahnt (vgl. E. 11.3.6), ist allerdings zu berutcksichtigen, dass der Tat-
unwert der besonderen Gefahrlichkeit zum Teil bereits mit der Strafe fur Art. 224
StGB abgegolten ist.

Subjektive Tatschwere

Der Beschuldigte handelte in Bezug auf den Diebstahl direktvorsatzlich. Ziel war
es, eine moglichst hohe Geldsumme zu erbeuten. Es ist von rein finanziellen Be-
weggrinden auszugehen. Aufgrund der méglichen legalen Geldquellen des Be-
schuldigten war die Tat wiederum vermeidbar.

Fazit

Im Verhaltnis zum sehr weiten Strafrahmen von 6 Monaten bis 10 Jahren Frei-
heitsstrafe ist das Tatverschulden als gerade noch leicht zu qualifizieren. Die Be-
rufungskammer erachtet eine Freiheitsstrafe von 22.5 Monaten als verschul-
densangemessen. In Anwendung des Asperationsprinzips ist die Einsatzstrafe
um knapp 10 Monate zu erhdhen.
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Asperation qualifizierte Sachbeschadigung

Objektive Tatschwere

Diesbeziiglich wird auf die Ausflihrungen zur objektiven Tatschwere bezliglich
der Gefahrdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Absicht
verwiesen (Ziff. 11.4.2.1.1). Durch die Explosion entstand ein grosser Sachscha-
den von ca. Fr. 107'000.00.

Subjektive Tatschwere

In subjektiver Hinsicht ist zwischen dem Schaden am Bankomaten und dem
Schaden am Wohn- bzw. Geschéaftshaus zu differenzieren: Die Beschadigung
des Bankomaten erfolgte direktvorsatzlich, um an das sich darin befindende Bar-
geld zu gelangen. Dass zur Erreichung dieses Ziels auch das Gebaude an der
G. Strasse 37 in Z. beschadigt wurde, nahm der Beschuldigte zumindest in Kauf
und bezog den Kollateralschaden in seinen Tatentschluss mit ein. Die Beweg-
grinde waren finanzieller Natur. Der Beschuldigte hatte die Tat jedoch ohne Wei-
teres vermeiden kdnnen.

Fazit

Das Tatverschulden ist insgesamt als nicht mehr leicht zu werten. Die Berufungs-
kammer erachtet flr die qualifizierte Sachbeschadigung eine Strafe von rund
11.5 Monaten verschuldensangemessen. In Anwendung des Asperationsprin-
zips ist die Einsatzstrafe um knapp 5 Monate und somit auf eine hypothetische
Gesamtstrafe von 60 Monaten zu erhéhen.

Taterkomponenten

Vorleben und personliche Verhaltnisse

Der Beschuldigte lebt derzeit in Rumanien und verfligt gemass eigenen Angaben
Uber ein sehr bescheidenes Einkommen als Lieferfahrer und aus der Landwirt-
schaft. Er wird demnachst Vater und ist unterstitzungspflichtig (CAR
pag. 4.401.021 ff. und 5.300.003 f.). Seine personlichen Verhaltnisse wirken sich
neutral auf die Strafe aus.

Der Beschuldigte weist sodann Uber zahlreiche Vorstrafen auf. Seit dem Jahr
2009 bis ins Jahr 2019 vor seiner Verhaftung im Juni 2020 wurde er immer wieder
in diversen europdischen Landern mehrheitlich wegen Vermégensdelikten ver-
urteilt. In Frankreich wurde er mit Urteil vom 23. April 2009 wegen im April 2009
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begangener Beteiligung an einer kriminellen Organisation sowie Widerhandlung
gegen das franzdsische Waffen- und Betdubungsmittelgesetz zu einer bedingten
Freiheitsstrafe von 8 Monaten verurteilt. Anschliessend wurde er am 19. Januar
2010 wegen im Oktober 2009 begangenem Betrug zu einer Freiheitsstrafe von 2
Monaten, am 7. Juni 2010 wegen im Jahr 2010 begangener Widerhandlung ge-
gen das Betaubungsmittelgesetz zu einer Freiheitsstrafe von 8 Monaten und am
20. Januar 2012 wegen im November 2009 begangenem Betrug zu einer Frei-
heitsstrafe von 4 Monaten verurteilt (CAR pag. 4.401.004 ff.). Sodann wurde er
in Danemark mit Urteil vom 24. Mai 2013 wegen Diebstahls zu einer Freiheits-
strafe von 1 Jahr und 3 Monaten verurteilt (BA 17.02-0022; -0037). Anschlies-
send wurde er in der Schweiz mit Strafbefehl der Staatsanwaltschaft Sursee vom
3. Dezember 2013 wegen im Oktober 2013 begangener rechtswidriger Einreise
sowie Diebstahls, Sachbeschadigung und Hausfriedensbruchs zu einer beding-
ten Geldstrafe von 40 Tagessatzen zu je Fr. 30.00 verurteilt (CAR
pag. 4.401.001 f.). Uberdies hat er Vorstrafen in Luxemburg: Mit Urteil vom
21. Januar 2016 wurde er wegen in der Zeit von Dezember 2013 bis Januar 2014
begangenen 11-fachen vollendeten sowie 5-fachen versuchten Einbruchsdieb-
stahls sowie wegen Geldwascherei zu einer Freiheitsstrafe von 30 Monaten ver-
urteilt (CAR pag. 4.401.008). Schliesslich wurde er in Belgien mit Urteil vom
25. Juni 2015 wegen versuchten Diebstahls zu einer bedingten Freiheitsstrafe
von 1 Monat, mit Urteil vom 30. April 2019 (bzw. erstinstanzlich mit Urteil vom
8. Marz 2017) wegen Widerhandlung gegen das Strassenverkehrsgesetz zu ei-
ner Busse und mit Urteil vom 4. Oktober 2019 wegen vollendeten und versuchten
Diebstahls zu einer Freiheitsstrafe von 10 Monaten und einer Busse verurteilt
(BA pag. 18.07-0010 f.).

Diese Vorstrafen fallen straferhdhend ins Gewicht. Immerhin ist zu bertcksichti-
gen, dass die Vorstrafen heute zum Teil bereits bis zu 14 Jahre zurtickliegen. Die
Berufungskammer erachtet fir die Vorstrafen eine Straferhdhung von 6 Monaten
angemessen.

Verhalten nach der Tat und im Strafverfahren

Der Beschuldigte hat sich im Strafverfahren und im Strafvollzug, mit der Aus-
nahme von zwei geringfiigigen Disziplinierungen grundsatzlich korrekt verhalten.
Seit der Tat sind bereits flinf Jahre vergangen, wobei der Beschuldigte nun seit
rund 1.5 Jahren auf freiem Fuss war und in dieser Zeit keine neuen Verfehlungen
bekannt geworden sind. Der Beschuldigte zeigte sich im Strafverfahren weder
gestandig noch liess er Einsicht und Reue erkennen. Das Verhalten nach der Tat
und im Strafverfahren ist neutral zu werten.
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Strafempfindlichkeit

Der Beschuldigte wird demnachst Vater eines Kindes, wobei die Kindsmutter
dessen Betreuung wahrnehmen wird (CAR pag. 5.300.004). Nach standiger
Rechtsprechung des Bundesgerichts ist eine erhéhte Strafempfindlichkeit nur bei
aussergewohnlichen Umstanden zu bejahen, da die Verblssung einer Freiheits-
strafe fUr jede arbeitstatige und in ein familiares Umfeld eingebettete Person mit
einer gewissen Harte verbunden ist (Urteil des Bundesgerichts 6B_1095/2014
vom 24. Marz 2015 E. 3.3. mit Hinweis). Die Umstande des Beschuldigten sind
nicht derart aussergewdhnlich, dass von einer erhéhten Strafempfindlichkeit aus-
zugehen ist.

Konkretes Strafmass und Vollzug

Nach Einbezug der Taterkomponenten betragt das konkrete Strafmass insge-
samt 66 Monate Freiheitsstrafe. In Anwendung von Art. 51 StGB ist der vom Be-
schuldigten bereits ausgestandene Freiheitsentzug (Untersuchungshaft und vor-
zeitiger Strafvollzug) von insgesamt 999 Tagen (19.06.2020 bis 14.03.2023) an
den Vollzug der Freiheitsstrafe anzurechnen.

Fur den Vollzug der Freiheitsstrafe ist der Kanton St. Gallen zustandig (Art. 74
Abs. 1 lit. b und Abs. 2 StBOG i.V.m. Art. 31 Abs. 1 StPO).

Landesverweisung
Grundlagen

Das Gericht verweist den Auslander, der wegen eines qualifizierten Diebstahls
oder wegen einer Gefahrdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbreche-
rischer Absicht verurteilt wird, unabhangig von der Hohe der Strafe 5 bis 15 Jahre
aus der Schweiz (Art. 66a Abs. 1 lit. c und i StGB). Das Gericht kann ausnahms-
weise von einer Landesverweisung absehen, wenn diese flr den Auslander ei-
nen schweren personlichen Hartefall bewirken wiirde und die 6ffentlichen Inte-
ressen an einer Landesverweisung gegenuber den privaten Interessen des Aus-
landers nicht Uberwiegen (Art. 66a Abs. 2 StGB). Art. 66a StGB sieht als Dauer
der obligatorischen Landesverweisung einen Rahmen von 5 bis 15 Jahren vor.
Die Dauer der ausgesprochenen Landesverweisung muss verhaltnismassig sein
(vergleiche Art. 5 Abs. 2 BV, Art. 36 Abs. 3 BV, Art. 8 Ziff. 2 EMRK), wobei dem
Sachgericht ein weites Ermessen zukommt (Urteile des Bundesgerichts
6B_249/2020 vom 27. Mai 2021 E. 6.2.1 und 6.3; 6B_1270/2020 vom 10. Marz
2021 E. 9.5; 6B_736/2019 vom 3. April 2020 E. 1.2.3; 6B_690/2019 vom 4. De-
zember 2019 E. 5, nicht publiziert in BGE 146 IV 105). Dabei ist namentlich einer
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aus einer langen Anwesenheit in der Schweiz folgenden Harte Rechnung zu tra-
gen (Urteile des Bundesgerichts 6B_1270/2020 vom 10. Marz 2021 E. 9.5;
6B_689/2019 vom 25. Oktober 2019 E. 1.8). Ansonsten legt die bundesgerichtli-
che Rechtsprechung keine klaren Kriterien fir die Ermessensaustlibung fest. In
Bezug auf die altrechtliche Landesverweisung erwog das Bundesgericht, dass
bei der Freiheitsstrafe und der Landesverweisung in der Dauer in der Regel eine
gewisse Ubereinstimmung bestehen sollte (BGE 123 IV 107 E. 3). Nach dem
gesetzgeberischen Willen ware wohl die Gefahrdung der 6ffentlichen Sicherheit
das entscheidende Kriterium, die jedoch im Einzelfall schwierig zu quantifizieren
ist und wozu kaum allgemeine, praktikable Kriterien definiert werden kénnen
(GRAEDEL/ARN, Die neuen Bestimmungen zur Landesverweisung, BVR 2017
S. 360 ff., 368). Die Berufungskammer berticksichtigt bei der Bemessung der
Dauer der Landesverweisung insbesondere das Verhaltnis zur Strafhdéhe bezie-
hungsweise zum Verschulden des Beschuldigten sowie die Art des Delikts be-
ziehungsweise das geschiitzte Rechtsgut und die Gefahrdung der offentlichen
Sicherheit durch das bestehende Riickfallrisiko. Dabei kommt diesen Aspekten
unterschiedliches Gewicht zu, je nachdem welche privaten Interessen des Be-
schuldigten an einer Rickkehr in die Schweiz entgegenstehen (so auch Urteile
Obergerichts des Kantons Bern SK 18 87 vom 23. August 2018 E. V.25 und SK
18 442 vom 25. Juli 2019 E. V.19).

In casu

Der Beschuldigte ist Auslander und hat gleich zwei Katalogtaten begangen
(Art. 66a Abs. 1 lit. c und i StGB). Er hat keinen Bezug zur Schweiz, weshalb von
vorherein kein Hartefall Im Sinne von Art. 66a Abs. 2 StGB vorliegen kann. Die
Landesverweisung ist somit anzuordnen. Der Beschuldigte hat auch bezuglich
der Dauer der Landesverweisung keine privaten Interessen an einer Ruckkehr in
die Schweiz, die zu berticksichtigen sind. Wie die BA vorbrachte, ist der Beschul-
digte vielfach vorbestraft, weshalb eine Rickfallgefahr nicht ausgeschlossen
werden kann (vgl. CAR pag. 5.200.022 f.). Angesichts der Kriterien der Gefahr-
dung der 6ffentlichen Sicherheit, des Verhaltnisses zur Strafhéhe bzw. zum Ver-
schulden und der Art des geschutzten Rechtsgutes, das hauptsachlich das Ver-
mdgen ist, erscheint eine Landesverweisung von 10 Jahren angemessen. Die
Berufungskammer sieht keinen Anlass eine langer dauernde Landesverweisung
auszusprechen, wie sie die BA verlangte. Der Beschuldigte ist somit — wie es
bereits die Vorinstanz entschied — fur 10 Jahre des Landes zu verweisen.
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Zivilklagen
Ausgangslage

Zivilforderungen wurden vorliegend von der Privatklagerin 2 (Versicherung von
B. Bank) und der Privatklagerin 3 (D. Versicherung) adhasionsweise geltend ge-
macht.

Die Vorinstanz hat die Zivilklage der Privatklagerin 2 mangels hinreichender Be-
grindung auf den Zivilweg verwiesen (Art. 126 Abs. 2 lit. b StPO). Die Privatkla-
gerin 2 hat weder am erstinstanzlichen noch am Berufungsverfahren aktiv teilge-
nommen und keine Antrage gestellt. Zumal die Berufungskammer im Zivilpunkt
an die Antrage der Parteien gebunden ist (Art. 391 Abs. 1 lit. b StPO), kann sie
bei dieser Ausgangslage nicht Gber das Urteil der Vorinstanz hinausgehen.

Die Zivilklage der Privatklagerin 3 wurde hingegen teilweise gutgeheissen und
demzufolge der Beschuldigte zur Bezahlung von Schadenersatz im Betrag von
Fr. 57'641.55, zuziglich 5 % Zins seit 10. Dezember 2020, verpflichtet. Im Ubri-
gen wurde die Zivilklage auf den Zivilweg verwiesen. Die Privatklagerin 3 hat sich
am Berufungsverfahren nicht aktiv beteiligt und keine Antrage gestellt. Es kann
ihr damit im Berufungsverfahren nicht mehr zugesprochen werden als im erstin-
stanzlichen Urteil.

Zivilklage der Privatklagerin 3

Nach Art. 118 Abs. 3 StPO ist die Erklarung, sich als Straf- oder Zivilklagerin am
Verfahren zu beteiligen, spatestens bis zum Abschluss des Vorverfahrens abzu-
geben. Hat die geschadigte Person von sich aus keine Erklarung abgegeben, so
weist sie die Staatsanwaltschaft nach Eréffnung des Vorverfahrens auf diese
Maoglichkeit hin (Art. 118 Abs. 4 StPO). Unterbleibt der Hinweis nach Art. 118
Abs. 4 StPO, so muss die geschadigte Person sich noch nachtraglich konstituie-
ren kdénnen, es sei denn, sie hatte nachgewiesenermassen von dieser Bestim-
mung Kenntnis gehabt (LIEBER, in: Donatsch/Lieber et. al. [Hrsg.], Kommentar
zur StPO, 3. Aufl. 2020, Art. 118 StPO N. 14).

Die Privatklagerin 3 ist die Versicherung der Stockwerkeigentimergemeinschaft
MM., Eigentiimerin des durch die Explosion beschadigten Gebaudes. Letztere
hat sich am 22. September 2020 lediglich als Strafklagerin konstituiert (BA
pag. 15.03.2-0006), wobei die Vertretungsmacht des Verwalters ungeklart blieb
(vgl. TPF pag. 9.553-001 f.). Die Vorinstanz nahm einen Verzicht auf die Privat-
klagerstellung an (TPF pag. 9.400.006). Obwohl die Privatklagerin 3 im Vorver-
fahren am 9. Juli 2020 um Akteneinsicht ersucht hatte (BA pag. 23.02-0001 f.),
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scheint sie im Vorverfahren nicht angefragt worden zu sein, ob sie sich als Pri-
vatklagerin konstituieren wolle. Die Ersatzanspriche der Eigentimer sind mit
Leistung der Entschadigung auf die Privatklagerin 3 Ubergegangen (Art. 51
Abs. 1 Gebaudeversicherungsgesetz des Kantons St. Gallen, sGS 873.1). Die
Schlussverfigung der Privatklagerin datiert vom 10. Dezember 2020, das heisst
noch vor Anklageerhebung am 6. Oktober 2021. Demnach erscheint es korrekt,
dass die Vorinstanz die Privatklagerin 3 mit Schreiben von 11. November 2021
auf die Mdglichkeit hinwies, sich im Sinne von Art. 118 Abs. 1 i.V.m. Art. 121
Abs. 2 StPO als Zivilklagerin zu konstituieren, was diese mit Eingabe vom
22. November 2021 tat (TPF 9.400.010 f.). Auf die Zivilklage ist somit einzutreten.

Wer einem anderen widerrechtlich Schaden zufligt, sei es mit Absicht, sei es aus
Fahrlassigkeit, wird ihm zum Ersatze verpflichtet (Art. 41 Abs. 1 OR). Haben
mehrere den Schaden gemeinsam verschuldet, so haften sie dem Geschadigten
gemeinsam (vgl. Art. 50 Abs. 1 OR). Der Beschuldigte hat gemass dem Ausgang
des Strafverfahrens den Schaden am Gebaude der Stockwerkeigentiimerge-
meinschaft MM. widerrechtlich und kausal verursacht. Die Privatklagerin 3 hat
gemass Schlussverfiigung vom 10. Dezember 2020 einen den eingeklagten Be-
trag von Fr. 57'641.55 Ubersteigenden Betrag fur Schaden am beschadigten Ge-
baude bezahlt (TPF 9.554.013 f.). Sie ist damit in die Schadensanspriiche der
Gebaudeeigentimer eingetreten (Art. 51 Abs. 1 Gebaudeversicherungsgesetz
des Kantons St. Gallen, sGS 873.1). Der eingetretene Sachschaden ist ausge-
wiesen (TPF 9.554.017 ff.). Demnach sind die Voraussetzungen erflllt, um den
Beschuldigten zu verpflichten, der Privatklagerin 3 Schadenersatz von
Fr. 57'641.55 zuzlglich Zins von 5 % seit 10. Dezember 2020 zu bezahlen. Da
der Beschuldigte gemeinsam mit F. die Tat begangen hat, der ebenfalls fir die
Tat verurteilt wurde, besteht eine solidarische Haftbarkeit im Sinne von Art. 50
Abs. 1 OR. Im Ubrigen wird auf die zutreffenden Ausfilhrungen der Vorinstanz
verwiesen (vgl. Urteil SK.2021.45 E. 5.3.1).

Von der Vorinstanz auf den Zivilweg verwiesen, wurde die von der Privatklagerin
3 geltend gemachte Schadenersatzforderung fiir den Einsatz der Feuerwehr von
Fr. 1'305.00. Dariber ist im Berufungsverfahren nicht mehr zu befinden (vgl.
Art. 391 Abs. 1 lit. b StPO). Damit ist das erstinstanzliche Urteil auch in diesem
Punkt zu bestatigen.

Kosten und Entschadigung
Verfahrenskosten

Die beschuldigte Person tragt die Verfahrenskosten, wenn sie verurteilt wird
(Art. 426 Abs. 1 StPO). Die Kosten des Rechtsmittelverfahrens tragen die
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Parteien nach Massgabe ihres Obliegens oder Unterliegens (Art. 428 Abs. 1 Satz
1 StPO). Fallt die Rechtsmittelinstanz selbst einen neuen Entscheid, so befindet
sie darin auch Uber die von der Vorinstanz getroffene Kostenregelung (Art. 428
Abs. 3 StPO). Wird ein Revisionsgesuch gutgeheissen, so entscheidet die Straf-
behdrde, die anschliessend Uber die Erledigung der Strafsache zu befinden hat,
nach ihrem Ermessen Uber die Kosten des ersten Verfahrens (Art. 428 Abs. 5
StPO).

Das Bundesstrafgericht regelt durch Reglement (a) die Berechnung der Verfah-
renskosten, (b) die Gebuhren, (c) die Entschadigungen an Parteien, die amtliche
Verteidigung, den unentgeltlichen Rechtsbeistand, Sachverstandige sowie Zeu-
ginnen und Zeugen (Art. 73 Abs. 1 StBOG). Die Geblihr richtet sich nach Umfang
und Schwierigkeit der Sache, Art der Prozessflihrung und finanzieller Lage der
Parteien sowie nach dem Kanzleiaufwand (Art. 73 Abs. 2 StBOG,; vgl. Art. 5 Reg-
lement des Bundesstrafgerichts iber die Kosten, Geblihren und Entschadigun-
gen in Bundesstrafverfahren [BStKR, SR. 173.713.162]). Es gilt ein Geblihren-
rahmen von Fr. 200.00 bis Fr. 100'000.00 fur jedes der folgenden Verfahren: (a)
Vorverfahren, (b) erstinstanzliches Verfahren, (c) Rechtsmittelverfahren (Art. 73
Abs. 3 StBOG; vgl. Art. 6 - 7P BStKR). Die Verfahrenskosten umfassen die Ge-
bidhren und Auslagen (Art. 1 Abs. 1 BStKR). Die Gebuhren sind fir die Verfah-
renshandlungen geschuldet, die im Vorverfahren von der BKP und von der BA,
im erstinstanzlichen Hauptverfahren von der Strafkammer, im Berufungsverfah-
ren und im Revisionsverfahren von der Berufungskammer und in Beschwerde-
verfahren gemass Artikel 37 StBOG von der Beschwerdekammer durchgefiihrt
oder angeordnet worden sind (Art. 1 Abs. 2 BStKR). Die Auslagen umfassen die
vom Bund vorausbezahlten Betrage, namentlich die Kosten fur die amtliche Ver-
teidigung und die unentgeltliche Verbeistdndung, Ubersetzungen, Gutachten,
Mitwirkung anderer Behoérden, Porti, Telefonspesen und andere entsprechende
Kosten (Art. 1 Abs. 3 BStKR). Die Auslagen werden entsprechend den dem Bund
verrechneten oder von ihm bezahlten Betragen festgelegt (Art. 9 Abs. 1 BStKR).

Die erstinstanzlichen Verfahrenskosten von insgesamt Fr. 39'345.55 werden in
der Hohe bestatigt. Sie gehen aufgrund des nun erfolgten Schuldspruches zu
Lasten des Beschuldigten (Art. 426 Abs. 1 StPO).

Fur das erste Berufungsverfahren wird die Gerichtsgebuhr ermessensweise auf
Fr. 6'000.00 festgelegt. Zudem fielen Auslagen fiir die Zeugen von Fr. 335.00,
den Bericht des IRM von Fr. 990.00 und die Ubersetzung des Rechtshilfeersu-
chens von Fr. 3'399.90 an. Die Verfahrenskosten flr das erste Berufungsverfah-
ren betragen somit insgesamt Fr. 10'724.90 plus die Dolmetscherkosten. Der Be-
schuldigte wurde in diesem Verfahren mit Urteil vom 14. Marz 2023 freigespro-
chen. Es ist nicht ihm anzulasten, dass ein Freispruch erfolgte, der in der Folge
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durch Gutheissung des Revisionsgesuches wieder aufgehoben wurde und so
zwei Mal Kosten fur ein Berufungsverfahren entstanden sind. In Anwendung des
Verursacherprinzips und Art. 428 Abs. 5 StPO sind daher die Kosten des ersten
Berufungsverfahrens nach wie vor auf die Staatskasse zu nehmen.

Fur das Revisionsverfahren sowie die das neue Berufungsverfahren wird die Ge-
richtsgeblhr insgesamt ermessensweise auf Fr. 6'000.00 festgelegt. Es fielen
Auslagen fir Ubersetzungen von insgesamt Fr.1'927.45 an, die nicht durch die
Fremdsprachigkeit des Beschuldigten nétig wurden. Somit betragen die Verfah-
renskosten insgesamt Fr. 7'927.45. Diese sind in Anwendung von Art. 428 Abs. 1
StPO nach Obsiegen und Unterliegen zu verteilten. Sowohl die BA als auch der
Beschuldigte unterliegen mit ihren Berufungen vollumfanglich. Die Berufung der
BA betraf lediglich die Strafzumessung und die Landesverweisung, wahrend der
Beschuldigte eine vollumfangliche Berufung auch im Schuldpunkt machte. Er un-
terliegt somit in grosseren Teilen und hat zwei Drittel der Verfahrenskosten, aus-
machend Fr. 5'284.95, zu tragen, wahrend die restlichen Kosten auf die Staats-
kasse zu nehmen sind.

Entschadigung der amtlichen Verteidigung

Am 1. Januar 2024 ist die Teilrevision der StPO in Kraft getreten (AS 2023 468).
Anderungen haben insbesondere die Bestimmungen zur Entschadigung der amt-
lichen Verteidigung nach Art. 135 StPO erfahren. Gemass Art. 453 Abs. 1 StPO
werden Rechtsmittel gegen Entscheide, die vor Inkrafttreten der StPO gefallt wur-
den nach bisherigem Recht beurteilt. Das vorinstanzliche Urteil wurde vorliegend
am 22. Dezember 2021 und somit vor Inkrafttreten der neuen Bestimmungen zur
Entschadigung gefallt. Damit bleibt altes Recht anwendbar (gekennzeichnet mit:
aStPO).

Die Entschadigung der amtlichen Verteidigung wird in Bundesstrafverfahren
nach dem Anwaltstarif des Bundes — gemass BStKR - festgesetzt (Art. 135
Abs. 1 aStPO). Die Anwaltskosten umfassen das Honorar und die notwendigen
Auslagen, namentlich fir Reise, Verpflegung und Unterkunft sowie Porti und Te-
lefonspesen (Art. 11 Abs. 1 BStKR). Das Honorar wird nach dem notwendigen
und ausgewiesenen Zeitaufwand bemessen. Der Stundenansatz betragt mindes-
tens Fr. 200.00 und héchstens Fr. 300.00 (Art. 12 Abs. 1 BStKR). Bei Fallen im
ordentlichen Schwierigkeitsbereich, d.h. fir Verfahren ohne hohe sachliche oder
rechtliche Komplexitat, betragt der Stundenansatz gemass standiger Praxis der
Berufungskammer sowie der Strafkammer Fr. 230.00 fir Arbeitszeit und
Fr. 200.00 fir Reise- und Wartezeit (Beschluss der Beschwerdekammer des
Bundesstrafgerichts BK.2011.21 vom 24. April 2012 E. 2.1; Urteil der Strafkam-
mer des Bundesstrafgerichts SN.2011.16 vom 5. Oktober 2011 E. 4.1). Die
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Auslagen werden im Rahmen der Hochstansatze aufgrund der tatsachlichen
Kosten vergltet (Art. 13 BStKR). Bei besonderen Verhaltnissen kann ein Pau-
schalbetrag vergitet werden (Art. 13 Abs. 4 BStKR). Gemass Art. 14 BStKR
kommt die Mehrwertsteuer zum Honorar und den Auslagen hinzu.

Das vorliegende Verfahren stellte in tatsachlicher und rechtlicher Hinsicht keine
Uberdurchschnittlichen Anforderungen an die Verteidigung. Der Stundenansatz
fur die anwaltliche Tatigkeit ist daher praxisgemass auf Fr. 230.00, fur die Reise-
zeit auf Fr. 200.00, festzusetzen.

Im erstinstanzlichen Verfahren wurde die Entschadigung des damaligen amtli-
chen Verteidigers, Rechtsanwalt André Vogelsang, nach dem praxisgemassen
Tarif auf insgesamt Fr. 30'412.00 (inkl. MWST) festgesetzt. Diese Entschadigung
ist nicht zu beanstanden und wird bestatigt. Die vorzeitige Auszahlung dieser
Entschadigung wurde von der Verfahrensleitung am 5. Mai 2022 bewilligt
(CA.2022.2 pag. 7.100.003).

Im Berufungsverfahren beantragte der bis 10. August 2022 eingesetzte amtliche
Verteidiger, Rechtsanwalt André Vogelsang, gemass Kostennote vom 12. Au-
gust eine Entschadigung von insgesamt Fr. 4'729.75 (15.13 h a Fr. 230.00, 3.5
h a Fr. 200.00 plus Auslagen von insgesamt Fr. 211.70 plus MWST von 7.7 %)
(CA.2022.2 pag. 7.100.006 f.). Nicht entschadigt wird die verrechnete halbe
Stunde fur die Erstellung der Honorarnote und die Vornahme von Schlussarbei-
ten nach Entlassung aus dem Mandat. So sind Fr. 115.00 plus MWST abzuzie-
hen. Dies ergibt einen Gesamtentschadigungsbetrag von Fr. 4'605.90 (inkl. Aus-
lagen und MWST).

Der im Berufungsverfahren im Anschluss neu eingesetzte amtliche Verteidiger,
Rechtsanwalt Daniel U. Walder, bezifferte seine Honorarforderung mit Eingaben
vom 1. und 13. Marz 2023 mit insgesamt 112:30 Stunden (Arbeits- bzw. Reise-
zeit) zu den praxisgemassen Stundenansatzen, entsprechend total Fr. 28'070.75
(Honorar von Fr. 25'296.35 plus Auslagen von Fr. 767.50 und MWST von 7.7 %
von Fr. 2'006.90) (CA.20222.2 CAR pag. 7.100.012 ff. und 2.102.026). Als nicht
angemessen erachtet das Gericht vorliegend das nur aufgrund des Verteidiger-
wechsels angefallene Aktenstudium vom 15. und 16. August 2022 im Umfang
von 5.5 Stunden. Weiter wird der Anteil Reisezeit von 30 Minuten vom 20. Okto-
ber 2022 nicht bericksichtigt, da sich nicht erschliesst, worauf sich diese Zeit
bezieht. Die Hin- und Rickreisen zum Verhandlungstermin vom 17. Oktober
2022 sind namlich bereits aufgefihrt. Aufgrund der langeren Verhandlungsdauer
am 2. Marz 2023 ist der betreffende Aufwand um eine Stunde zu erganzen. Hin-
gegen ist die Nachbesprechung nach dem Freispruch ermessensweise um eine
Stunde zu kurzen. Die Reisezeit ins Gefangnis zur Urteilsbesprechung von einer
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Stunde entfallt ebenfalls. Somit sind vom geltend gemachten Aufwand 5.5 Stun-
den a Fr. 230.00 und 1.5 Stunden a Fr. 200.00 abzuziehen. Im Ergebnis ist
Rechtsanwalt Daniel U. Walder als amtlicher Verteidiger fir 105:30 Stunden Ar-
beits- bzw. Reisezeit mit Fr. 23'731.35 sowie Fr. 767.50 Auslagen und
Fr. 1'886.40 MWST mit insgesamt Fr. 26'385.25 zu entschadigen.

FUr das Revisionsverfahren inkl. neuem Hauptverfahren bezifferte Rechtsanwalt
Daniel U. Walder seine Honorarforderung mit Eingabe vom 30. Oktober 2024 mit
insgesamt 117:35 Stunden (Arbeits- bzw. Reisezeit) zu den praxisgemassen
Stundenansatzen plus Auslagen, entsprechend total Fr. 303.60. Die Honorarnote
gibt zu keinen Bemerkungen Anlass und wird als angemessen erachtet. Da die
zweite Berufungs- bzw. Revisionsverhandlung vom 31. Oktober 2024 langer dau-
erte als die in der Honorarnote geschatzten sieben Stunden, werden Rechtsan-
walt Daniel U. Walder weitere drei Stunden entschadigt. Die amtliche Entschadi-
gung betragt somit insgesamt Fr. 25'131.85 (Honorar von Fr. 22'945.75, Ausla-
gen von Fr. 303.60 plus MWST zu 7.7 % von Fr. 14.40 bzw. von 8.1 % von
Fr. 1'868.10).

Soweit der Beschuldigte die Verfahrenskosten zu tragen hat, obliegen ihm Ruck-
und Nachzahlungspflichten betreffend die Entschadigungen seiner amtlichen
Verteidiger (Art. 135 Abs. 4 aStPO). Im Einzelnen hat der Beschuldigte der Eid-
genossenschaft fir die Entschadigungen der amtlichen Verteidigung im erstin-
stanzlichen Verfahren sowie gemass der Kostentragungspflicht im Revisionsver-
fahren im Umfang von zwei Drittel Ersatz zu leisten, sobald es seine wirtschaftli-
chen Verhaltnisse erlauben.

Berichtigung

Ist das Dispositiv eines Entscheides unklar, widerspruchlich oder unvollstandig
oder steht es mit der Begriindung im Widerspruch, so nimmt die Strafbehdrde,
die den Entscheid gefallt hat, auf Gesuch einer Partei oder von Amtes wegen
eine Erlauterung oder Berichtigung des Entscheids vor (Art. 83 Abs. 1 StPO).
Vorliegend war im urspringliches Urteilsdispositiv Art. 144 Abs. 3 StGB genannt,
wahrend gemass Begrindung eine Verurteilung wegen Art. 144 Abs. 3 aStGB
vorgenommen wird (vgl. oben E. 11.3.1). Dies ist im Urteilsdispositiv nun im Rah-
men der Urteilsbegriindung noch zu berichtigen und neu Art. 144 Abs. 3 aStGB
aufzufuhren.

Verfiigungen

Im vorliegenden Verfahren wurden keine erkennungsdienstlichen Daten uber
den Beschuldigten neu erfasst, iber deren Léschung noch zu verfugen wére. Der
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DNA-Hit betreffend den Beschuldigten erfolgte aufgrund von Daten aus einem
friheren Strafverfahren. Zumal sich keine beschlagnahmten Gegenstande im
vorliegenden Verfahren befinden, kénnen keine Verfligungen Uber solche Ge-

genstande erfolgen.
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Die Berufungskammer erkennt:

Neues Urteil

1.

A. wird schuldig gesprochen:

1.1 der Gefahrdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer
Absicht gemass Art. 224 Abs. 1 StGB, begangen am 12. Dezember
2019in Z. SG;

1.2 des qualifizierten Diebstahls gemass Art. 139 Ziff. 1 i.V.m. Ziff. 3 Abs. 4
aStGB, begangen am 12. Dezember 2019 in Z. SG;

1.3 der qualifizierten Sachbeschadigung gemass Art. 144 Abs. 1 i.V.m.
Abs. 3 aStGB, begangen am 12. Dezember 2019 in Z. SG.

. A. wird mit einer Freiheitsstrafe von 66 Monaten bestraft. Die ausgestandene

Haft von 999 Tagen (19. Juni 2020 bis 14. Marz 2023) wird auf den Vollzug
der Strafe angerechnet.

A. wird fur die Dauer von 10 Jahren des Landes verwiesen.
Der Kanton St. Gallen wird als Vollzugskanton bestimmt.
Die Zivilklage der C. AG wird auf den Zivilweg verwiesen.

A. wird in solidarischer Haftbarkeit mit F. verpflichtet, der D. Versicherung
Schadenersatz von Fr. 57'641.55, zuzlglich 5 % Zins seit 10. Dezember
2020, zu bezahlen; im Ubrigen wird die Zivilklage auf den Zivilweg verwiesen.

Die Verfahrenskosten flr das erstinstanzliche Verfahren von insgesamt
Fr. 39'345.55 (inkl. Gerichtsgebulhr von Fr. 4'000.—) werden A. auferlegt.

Fursprecher André Vogelsang wird flr die amtliche Verteidigung von A. im
erstinstanzlichen Verfahren mit Fr. 30'412.— (inkl. MWST) durch die Eidge-
nossenschaft entschadigt. A. hat der Eidgenossenschaft fir die Entschadi-
gung der amtlichen Verteidigung Ersatz zu leisten, sobald es seine wirtschaft-
lichen Verhaltnisse erlauben.

Kosten und Entschadigungen im Berufungs- und Revisionsverfahren

1.

Die Kosten des Berufungsverfahrens, bestehend aus:
— Gerichtsgebuhr Fr. 6'000.00
— Zeugen Fr. 335.00
— IRM-Bericht Fr. 990.00
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— Ubers. RH-Gesuch Fr. 3'399.90
— Total Fr. 10'724.90

gehen zu Lasten der Staatskasse.

2. Die Kosten des Revisionsverfahrens, bestehend aus:

— Gerichtsgebuhr Fr. 6000.00
— Ubersetzungen Fr. 1'927.45
— Total Fr. 7'927.45

sind im Umfang von Fr. 5284.95 (2/3) durch A. zu tragen. Die restlichen Kos-
ten gehen zu Lasten der Staatskasse.

3. Fursprecher André Vogelsang wird flr die amtliche Verteidigung von A. im
Berufungsverfahren mit Fr. 4729.75 (inkl. MWST) durch die Eidgenossen-
schaft entschadigt.

4. Rechtsanwalt Daniel U. Walder wird fir die amtliche Verteidigung von A. im
Berufungsverfahren mit Fr. 26°385.25 (inkl. MWST von Fr. 1‘886.40) durch
die Eidgenossenschaft entschadigt. Es wird festgestellt, dass diese Entscha-
digung bereits ausbezahlt wurde.

5. Rechtsanwalt Daniel U. Walder wird fur die amtliche Verteidigung von A. im
Revisionsverfahren mit Fr. 25131.85 (inkl. MWST) durch die Eidgenossen-
schaft entschadigt.

6. A. hat der Eidgenossenschaft fur die Entschadigung der amtlichen Verteidi-
gung fiir das erstinstanzliche Verfahren und das Revisionsverfahren (Umfang
von 2/3) Ersatz zu leisten, sobald es seine wirtschaftlichen Verhaltnisse er-
lauben.

Im Namen der Berufungskammer
des Bundesstrafgerichts

Die Vorsitzende Die Gerichtsschreiberin

Andrea Blum Nathalie Hiltbrunner
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Zustellung im Dispositiv an (brevi manu / Einschreiben):

Bundesanwaltschaft, Frau Sabrina Beyeler, Staatsanwaltin des Bundes (brevi manu)
Herrn Rechtsanwalt Daniel U. Walder (im Doppel fir sich und zuhanden des Beschul-
digten A.) (brevi manu)

C. AG, (Ref. Schaden-Nr. [...]) (Privatklagerschaft)

D. Versicherung (Privatklagerschaft)

B. Bank (Privatklagerschaft)

Herrn Flrsprecher André Vogelsang (ehemaliger amtlicher Verteidiger auszugsweise
nur betreffend Dispositivziffern 1.8. und 11.3.)

Bundesstrafgericht, Strafkammer (in Kopie; brevi manu)

Amt fur Justizvollzug des Kantons St. Gallen, Straf- und Massnahmenvollzug (in Ko-
pie, vorab per e-Gov)

Zustellung in vollstandiger Ausfertigung an (Gerichtsurkunde):

Bundesanwaltschaft, Frau Sabrina Beyeler, Staatsanwaltin des Bundes

Herrn Rechtsanwalt Daniel U. Walder (im Doppel fur sich und zuhanden des Beschul-
digten A.)

C. AG (Ref. Schaden-Nr. [...]) (Privatklagerschaft)

D. Versicherung (Privatklagerschaft)

B. Bank (Privatklagerschaft)

Herrn Fursprecher André Vogelsang (ehemaliger amtlicher Verteidiger auszugsweise
nur betreffend Dispositivziffern 1.8. und 11.3.)

Bundesamt fur Polizei fedpol (Art. 20 Abs. 1 Bundesgesetz Uber Vorlauferstoffe fir
explosionsfahige Stoffe [VSG, SR 941.42])

Bundesstrafgericht, Strafkammer (in Kopie; brevi manu)

Amt fur Justizvollzug des Kantons St. Gallen, Straf- und Massnahmenvollzug

Nach Eintritt der Rechtskraft mitzuteilen an:

Bundesanwaltschaft, Urteilsvollzug (zum Vollzug)

Amt fur Justizvollzug des Kantons St. Gallen, Straf- und Massnahmenvollzug
Migrationsamt des Kantons St. Gallen (Art. 82 Abs. 1 Verordnung Uber Zulassung,
Aufenthalt und Erwerbstatigkeit [VZAE, SR 142.201])
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Rechtsmittelbelehrung

Beschwerde an das Bundesgericht

Dieses Urteil kann innert 30 Tagen nach Eréffnung der vollstandigen Ausfertigung mit Beschwerde in Straf-
sachen beim Bundesgericht angefochten werden. Das Beschwerderecht und die Gbrigen Zuldssigkeitsvoraus-
setzungen sind in den Art. 78-81 und 90 ff. des Bundesgesetzes (iber das Bundesgericht vom 17. Juni 2005
(BGG) geregelt. Die begriindete Beschwerdeschrift ist beim Bundesgericht, 1000 Lausanne 14, einzureichen.

Die Fristeinhaltung bei Einreichung der Beschwerdeschrift in der Schweiz, im Ausland bzw. im Falle der elekt-
ronischen Einreichung ist in Art. 48 Abs. 1 und 2 BGG geregelt.

Versand: 17. Dezember 2024



	A. Prozessgeschichte und erstinstanzliches Urteil
	A.1 Am 12. Dezember 2019 erhielt die Notrufzentrale des Kantons St. Gallen die Meldung, dass an der G. Strasse 37 in Z. ein Bankomat aufgesprengt wurde, woraufhin die Kantonspolizei St. Gallen an den Tatort ausrückte (BA pag. 10.01-0003). Gemäss Zwisc...
	A.2 Am 21. Januar 2020 stellte die Staatsanwaltschaft des Kantons St. Gallen, Untersuchungsamt ZZ., eine Gerichtsstandsanfrage zuhanden der Bundesanwaltschaft (nachfolgend: BA) (BA pag. 02.02-0001), worauf Letztere am 3. März 2020 bestätigte, das Verf...
	A.3 Mit Verfügung vom 17. Juni 2021 trennte die BA das Verfahren gegen den Beschuldigten vom Strafverfahren gegen F. und unbekannte Täterschaft ab, da F. aufgrund eines gegen ihn in Dänemark hängigen Strafverfahrens damals nicht an die Schweiz ausgeli...
	A.4 Am 6. Oktober 2021 erhob die BA bei der Strafkammer des Bundesstrafgerichts Anklage (TPF pag. 9.100.001 ff.) gegen den Beschuldigten wegen Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Absicht (Art. 224 Abs. 1 StGB), qualifizi...
	A.5 Die erstinstanzliche Hauptverhandlung fand am 22. Dezember 2021 in Anwesenheit der BA sowie des Beschuldigten und seines amtlichen Verteidigers am Sitz des Bundesstrafgerichts in Bellinzona statt (TPF pag. 9.720.001 ff.). Mit gleichentags mündlich...
	A.6 Gegen dieses Urteil meldeten sowohl der Beschuldigte am 27. Dezember 2021 (TPF pag. 9.940.001 f.) als auch die BA am 30. Dezember 2021 (TPF pag. 9.940.003 f.) fristgerecht die Berufung an.
	A.7 Die schriftliche Urteilsbegründung wurde am 4. Februar 2022 versandt und von den Parteien am 7. Februar 2022 postalisch empfangen (CA.2022.2 pag. 1.100.005 ff.).

	B. Ursprüngliches Verfahren vor der Berufungskammer des Bundesstrafgerichts (CA.2022.2)
	B.1 Mit Schreiben vom 4. Februar 2022 leitete die Strafkammer das begründete Urteil vom 22. Dezember 2021 mitsamt den beiden Berufungsanmeldungen und den Akten an die Berufungskammer des Bundesstrafgerichts (nachfolgend: Berufungskammer) weiter (CA.20...
	Mit Berufungserklärung vom 22. Februar 2022 (CA.2022.2 pag. 1.100.058 f.) erklärte die BA die Beschränkung der Berufung auf die Bemessung der Strafe und der Massnahme gemäss Ziffer 2 und 3 des Urteilsdispositivs vom 22. Dezember 2021 und stellte folge...
	1. A. sei zu bestrafen mit einer Freiheitsstrafe von 10 Jahren, unter Anrechnung der erstandenen Haft.
	B.2 Der Beschuldigte focht mit Berufungserklärung vom 28. Februar 2022 (CA.2022.2 pag. 1.100.060 ff.) das erstinstanzliche Urteil vollumfänglich an – mit Ausnahme der Höhe der Entschädigung des amtlichen Verteidigers gemäss Ziffer 8 des Urteilsdisposi...
	B.3 Die BA verzichtete mit Eingabe vom 14. März 2022 auf einen Nichteintretensantrag und eine über die bereits eingereichte Berufungserklärung hinausgehende Anschlussberufung. Sie nahm zum Beweisantrag des Beschuldigten Stellung, ohne selbst Anträge z...
	B.4 Nach erfolglosen Abklärungen zur Aussagebereitschaft des sich in Dänemark in Haft befindenden F. (CA.2022.2 pag. 2.100.001 f.) und Durchführung eines Schriftenwechsels betreffend Fragekatalog zur Einvernahme von F. auf dem Rechtshilfeweg (CA.2022....
	B.5 Am 3. August 2022 stellte der damalige amtliche Verteidiger des Beschuldigten, Rechtsanwalt André Vogelsang, ein Gesuch um Entlassung aus dem amtlichen Mandat aufgrund eines erheblich gestörten Vertrauensverhältnisses zum Beschuldigten (CA.2022.2 ...
	B.6 Im Rahmen der Prozessvorbereitung holte die Berufungskammer entsprechend der Verfügung über die Beweismassnahmen vom 10. August 2022 (CA.2022.2 pag. 4.200.001 ff.) aktuelle Auszüge aus dem schweizerischen Strafregister (CA.2022.2 pag. 4.401.009 ff...
	B.7 Mit Eingabe vom 8. September 2022 beantragte der Beschuldigte die Einvernahme des Mitverfassers des Berichts des Kriminaltechnischen Dienstes vom 9. Januar 2020, DD. (CA.2022.2 pag. 4.200.006). Nach entsprechender Information der Verfahrensleitung...
	B.8 Mit Eingabe vom 5. Oktober 2022 beantragte der Beschuldigte die Einvernahme von Wachtmeister FF., Mitarbeiter des Kriminaltechnischen Dienstes der Kantonspolizei St. Gallen (CA.2022.2 pag. 4.200.008 f.). Die Verfahrensleitung brachte sodann in Erf...
	B.9 Der erste Teil der Berufungsverhandlung fand am 17. Oktober 2022 in Anwesenheit des Beschuldigten und seiner amtlichen Verteidigung sowie der BA am Sitz des Bundesstrafgerichts in Bellinzona statt (CA.2022.2 pag. 5.100.001 ff.), während die Privat...
	B.10 Im Vorfeld der Fortsetzungsverhandlung wurde am 6. Februar 2023 nochmals ein aktueller Auszug aus dem schweizerischen Strafregister über den Beschuldigten eingeholt (CA.2022.2 pag. 4.401.024 f.). Die Justizvollzugsanstalt H. verzichtete auf Anfra...
	B.11 Mit Eingabe vom 22. Februar 2023 beantragte der Beschuldigte die Abnahme der Vorladung für die Verhandlung vom 2. März 2023 und die Rückweisung der Anklage an die BA zwecks Ermittlung zum Sachverhaltsteil XX. ZH (CA.2022.2 pag. 2.102.022 ff.). Di...
	B.12 Anlässlich der am 2. März 2023 fortgesetzten Berufungsverhandlung wurden F. als Auskunftsperson (CA.2022.2 pag. 5.304.001 ff.) und der Beschuldigte von Gesetzes wegen einvernommen (CA.2022.2 pag. 5.303.001 ff.).
	Nach erfolgtem zweiten Parteivortrag (Replik / Duplik) hielt der Beschuldigte das letzte Wort. Auf Nachfrage des Gerichts erklärten die Parteien ihren Verzicht auf die mündliche Urteilseröffnung im Sinne von Art. 84 Abs. 3 StPO (CA.2022.2 pag. 5.100.0...
	B.13 Innert der anlässlich vom Gericht angesetzten nachträglichen Frist zur Bezifferung von Schadenersatzansprüchen, verlangte der Beschuldigte mit Eingabe vom 13. März 2023 eine Entschädigung für wirtschaftliche Einbussen im Umfang von Fr. 11'257.00 ...
	B.14 Mit Urteil vom 14. März 2023, das den Parteien am 15. März 2024 im Dispositiv schriftlich eröffnet wurde (CA.2022.2 pag. 9.100.001 ff.), wurde der Beschuldigte vollumfänglich freigesprochen und unverzüglich aus dem vorzeitigen Strafvollzug entlas...
	B.15 Mit Beschwerde in Strafsachen vom 25. Mai 2023 focht die BA das Urteil vom 14. März 2023 beim Bundesgericht an (Geschäftsnummer 6B_703/2023) (CA.2022.2 pag. 9.200.002 ff.).

	C. Revisionsverfahren vor der Berufungskammer (CR.2023.15 / CA.2024.19)
	C.1 Mit Eingabe vom 30. November 2023 beantragte die BA bei der Berufungskammer des Bundesstrafgerichts die Revision des Urteils CA.2022.2 vom 14. März 2023 und die Wiederaufnahme des Verfahrens. Sie begründete das Revisionsgesuch insbesondere damit, ...
	C.2 Mit Beschluss CR.2023.15.vom 21. Mai 2024 hiess die Berufungskammer (in anderer Besetzung als im Berufungsverfahren) das Revisionsgesuch der BA gut, hob das Urteil der Berufungskammer CA.2022.2 vom 14. März 2023 auf und wies die Sache zur neuen Be...
	C.3 Am 28. Mai 2024 eröffnete die Berufungskammer in der ursprünglichen Besetzung des Falles CA.2022.2 das Verfahren neu unter der Verfahrensnummer CA.2024.19 (CAR pag. 1.200.001).
	C.4 Nach Rechtskraft des Revisionsbeschlusses CR.2023.15 vom 21. Mai 2024 übermittelte die Verfahrensleitung diesen am 2. Juli 2024 dem Bundesgericht zur Kenntnisnahme und ersuchte um Rücksendung der Akten CA.2022.2 (CAR pag. 3.201.001). Dieses schrie...
	C.5 Mit Eingabe vom 8. Juli 2024 teilte der Beschuldigte mit, dass er bereit sei, sich dem wiederaufgenommenen Strafverfahren zu stellen und an der neu angesetzten Hauptverhandlung auszusagen. Dazu beantragte er jedoch die Zusicherung des freien Gelei...
	C.6 Mit Schreiben vom 9. Juli 2024 forderte die Verfahrensleitung die Verteidigung auf, die aktuelle Wohnsitz- oder Aufenthaltsadresse des Beschuldigten bekanntzugeben und/oder allenfalls ein Zustellungsdomizil in der Schweiz zur direkten Zustellung d...
	C.7 Im Rahmen der Prozessvorbereitung holte die Berufungskammer entsprechend der Verfügung über die Beweismassnahmen vom 11. September 2024 (CAR pag. 4.200.001 f.) aktuelle Auszüge über den Beschuldigten aus dem schweizerischen (CAR pag. 4.401.001 f.)...
	C.8 Mit Eingabe vom 4. Oktober 2024 ersuchte der Beschuldigte die Verfahrensleitung um Abklärung, ob gegen ihn seitens der BA ein weiteres Strafverfahren im Tatkomplex XX. (ZH) hängig sei und gegebenenfalls die Prüfung der Sistierung des Verfahrens CA...
	C.9 Die Berufungs-/Revisionsverhandlung CA.2024.19 fand am 31. Oktober 2024 in Anwesenheit des Beschuldigten und der amtlichen Verteidigung sowie der BA am Sitz der Berufungskammer des Bundesstrafgerichts in Bellinzona statt, während die Privatklägers...
	C.10 Im Rahmen des Parteivortrags liess der Beschuldigte durch seine Verteidigung folgende Anträge stellen und begründen (CAR pag. 5.100.007 ff.):
	C.11 Das Urteil wurde gleichentags mündlich eröffnet und summarisch begründet (CAR pag. 5.100.013 f.). Das Urteilsdispositiv wurde den anwesenden Parteien anlässlich der Urteilseröffnung gegen Empfangsbestätigung ausgehändigt (CAR pag. 9.100.008 f.) u...
	C.12 Nach erfolgter Hafteinvernahme und Stellungnahme der Parteien zu der vom Gericht in Aussicht gestellten Prüfung von Sicherheitshaft (vgl. CAR pag. 5.100.003), ordnete das Gericht für den Beschuldigten sodann im Hinblick auf den Antritt des Strafv...

	1. Revisionsverfahren
	2. Eintreten / Fristen
	3. Verfahrensgegenstand und Kognition (reformatio in peius möglich)
	3.1 Die Berufungsinstanz hat das erstinstanzliche Urteil im Rahmen der angefochtenen Punkte umfassend zu überprüfen (Art. 398 Abs. 2 und Art. 404 Abs. 1 StPO). Der Beschuldigte focht das Urteil der Vorinstanz, – mit Ausnahme der Höhe der Entschädigung...
	3.2 Die Rechtsmittelinstanz verfügt im Berufungsverfahren über volle Kognition (Art. 398 Abs. 3 StPO). Aufgrund der selbständigen Berufung der BA bezüglich der Strafzumessung und der Landesverweisung ist die Berufungskammer nicht an das Verschlechteru...

	4. Antrag auf Rückweisung der Anklage / Einheit des Verfahrens
	4.1 Nachdem die Verfahrensleitung den vom Beschuldigten im Vorfeld gestellten Antrag auf Rückweisung der Anklage mit prozessleitender Verfügung vom 27. Februar 2023 abgelehnt hatte (siehe oben B.11), unterbreitete dieser anlässlich der Fortsetzungsver...
	4.2 Die BA beantragte abermals die Abweisung des Rückweisungsantrages (CA.2022.2 pag. 5.100.012). Zur Begründung wurde ausgeführt, dass das Strafverfahren gegen den Beschuldigten aufgrund des DNA-Hits nur im Fall Z. eröffnet worden sei. Wegen des Spez...
	4.3 Nach Art. 29 Abs. 1 StPO werden Straftaten gemeinsam verfolgt und beurteilt, wenn eine beschuldigte Person mehrere Straftaten verübt hat; oder Mittäterschaft oder Teilnahme vorliegt. Die Staatsanwaltschaft und die Gerichte können aus sachlichen Gr...
	4.4 Vorliegend wurden die Strafverfahren gegen die beiden mutmasslichen Mittäter, den vorliegend Beschuldigten sowie F. mit Verfügung der BA vom 17. Juni 2021 getrennt (BA pag. 03.01.0014 ff.). Sachlich begründet wurde dies mit dem Umstand, dass sich ...
	4.5 Aufgrund der im Zeitpunkt des ersten Berufungsverfahrens des Beschuldigten völlig unterschiedlichen Verfahrensstadien – Berufungsverfahren (A.: CA.2022.2) und Vorverfahren (F.: SV.21.0837-ECN) – wäre eine Rückweisung der Anklage an die BA im damal...

	5. Verwertbarkeit der erhobenen Beweismittel
	5.1 Einvernahmen des mutmasslichen Mittäters ohne Teilnahmerecht des Beschuldigten
	5.1.1 Die Parteien haben das Recht, bei Beweiserhebungen durch die Staatsanwaltschaft und die Gerichte anwesend zu sein und einvernommenen Personen Fragen zu stellen (Art. 147 Abs. 1 Satz 1 StPO). Beweise, die in Verletzung der Bestimmung dieses Artik...
	5.1.2 Wie bereits erläutert, wurden die Strafverfahren gegen den Beschuldigten und seinen mutmasslichen Mittäter F. voneinander abgetrennt (siehe oben E.I.4.). Während laufendem Berufungsverfahren gegen den Beschuldigten wurde F. von Dänemark temporär...
	Zumal die Aussagen von F. formell nicht im selben Verfahren gemacht wurden, stand dem Beschuldigten diesbezüglich zwar grundsätzlich kein Teilnahmerecht zu. Dem Beschuldigten wurde jedoch das entsprechende Konfrontationsrecht durch die Einvernahme von...

	5.2 Polizeiliche Einvernahmen der Auskunftspersonen ohne Teilnahme und Konfrontation des Beschuldigten
	5.2.1 Für die theoretischen Grundlagen zum Teilnahme- und Konfrontationsrecht wird auf die oben gemachten Ausführungen verwiesen (vgl. Ziff. I. 5.1.1). Auf die Konfrontation kann vorgängig oder auch im Nachhinein ausdrücklich oder stillschweigend verz...
	5.2.2 Die BA machte im Revisionsverfahren geltend, dass die Einvernahmen der Auskunftspersonen bzw. Augenzeugen (BA pag. 12.01, 12.02 und 12.04), die lediglich bei der Kantonspolizei St. Gallen noch vor Eröffnung des Strafverfahrens gegen den Beschuld...
	5.2.3 Die Berufungskammer erachtet die vorhandenen Aussagen der Auskunftspersonen als verwertbar. Sie waren von Beginn weg Teil der Akten. Der Beschuldigte hatte nie eine Konfrontation beantragt, was als Verzicht auszulegen ist. Im Übrigen blieben die...

	5.3 Einvernahme des Beschuldigten im Ausland ohne Verteidigung
	5.3.1 Eine beschuldigte Person muss unter anderem notwendig verteidigt werden, wenn ihr eine Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr, eine freiheitsentziehende Massnahme oder eine Landesverweisung droht (Art. 130 lit. b StPO). Sind die Voraussetzungen...
	5.3.2 Mit Verfügung vom 29. Mai 2020 eröffnete die BA das Strafverfahren gegen den Beschuldigten (BA pag. 01.01.-0003). Dieser wurde am 19. Juni 2020 in Österreich festgenommen und von der österreichischen Polizei am 19. und 20. Juni 2020 einvernommen...


	1. Anklagevorwurf / vorinstanzliches Urteil / Standpunkt des Beschuldigten
	1.1 Die Anklage (TPF pag. 9.100.002 ff.) wirft dem Beschuldigten zusammengefasst vor, er habe am 12. Dezember 2019 um ca. 01:33 Uhr – nach vorgängiger gemeinsamer Planung und in gemeinsamer Ausführung mit F. – den sich an der G. Strasse 37 in Z. SG be...
	1.2 Der Beschuldigte bestritt im Untersuchungsverfahren und vor erster Instanz seine Beteiligung am Vorfall durchgehend. Insbesondere zog er beim Vorfall die Verwendung des in Tatortnähe sichergestellten Geissfusses, auf welchem seine DNA-Spur gefunde...
	1.3 Die Vorinstanz erachtete den Vorfall vom 12. Dezember 2019 wie in der Anklage beschrieben als erstellt. Aufgrund der Vorbringen des Beschuldigten prüfte sie die Verwendung der sichergestellten Geissfüsse schwerpunktmässig. Als Ausgangspunkt wurde ...

	2. Sachverhalt und Beweiswürdigung
	2.1 Grundlagen der Beweiswürdigung und der Aussagenanalyse
	2.1.1 Das Gericht würdigt die Beweise frei nach seiner aus dem gesamten Verfahren gewonnen Überzeugung (Art. 10 Abs. 2 StPO). Es berücksichtigt die im Vorverfahren und im Hauptverfahren erhobenen Beweise (Art. 350 Abs. 2 StPO). Gemäss Art. 10 Abs. 3 S...
	2.1.2 Der Grundsatz «in dubio pro reo» sagt indes nichts darüber aus, welche Beweismittel zu berücksichtigen und wie diese zu würdigen sind (vgl. BGE 144 IV 345 E. 2.2.3.1). Der In-dubio-Grundsatz wird erst anwendbar, nachdem alle aus Sicht des urteil...
	Bei der Würdigung von Aussagen ist grundsätzlich zu beachten, dass jede (Zeugen-) Aussage eine Leistung ist, die gewisse Sinnes- und Geistesangaben zur Wahrnehmung einer Tatsache sowie zur Mitteilung des Wahrgenommenen voraussetzt. Die drei notwendige...

	2.2 Vorbringen der Parteien im Berufungs- und Revisionsverfahren
	2.2.1 Die Verteidigung brachte im ersten Berufungsverfahren zusammengefasst vor, dass allein aufgrund des DNA-Hits am blauen Geissfuss die Tatbeteiligung des Beschuldigten nicht angenommen werden könne. Die DNA-Spur beweise einzig, dass die DNA einer ...
	2.2.2 Die Verteidigung erneuerte im zweiten Berufungs- bzw. Revisionsverfahren weitgehend die im ersten Berufungsverfahren vorgetragenen Argumente. Neu brachte sie insbesondere vor, die Aussagen von F. seien in sich widersprüchlich, unglaubhaft und da...
	2.2.3 Die BA argumentierte im ersten Berufungsverfahren zum Sachverhalt und zur Beweiswürdigung insbesondere, dass der Sachverhalt mittels Indizienkette erstellt sei, was die Vorinstanz zutreffend und vollständig festgestellt habe. Einzig nicht zutref...
	2.2.4 Die BA brachte im zweiten Berufungs- bzw. Revisionsverfahren zu Sachverhalt und Beweiswürdigung insbesondere vor, es seien nicht nur die Aussagen von F. als neues Beweismittel zu betrachten, sondern jedes einzelne Beweismittel nochmals umfassend...

	2.3 Unbestrittener Sachverhalt
	Abgesehen von der Tatbeteiligung des Beschuldigten ist der angeklagte äussere Sachverhalt unzweifelhaft erstellt und auch unbestritten. So ist erstellt, dass es am 12. Dezember 2019 um 01:33 Uhr an der G. Strasse 37 in Z. SG mit der Tatbeteiligung von...
	2.4 Beweismittel
	Im Zusammenhang mit der bestrittenen Tatbeteiligung des Beschuldigten sind folgende Beweismittel relevant:

	a. Diverse Beweismittel zu den in Tatortnähe sichergestellten Gegenständen und gesicherten Spuren (vgl. Urteil SK.2021.45 E. 2.3.4.1): Bei der Suche mit Polizeihunden am 12. Dezember 2019 wurden in einem Gebüsch an der I. Strasse 30, rund 300 Meter vo...
	b. Schriftlicher Bericht von EE., Fachbereich Forensische Genetik, Institut für Rechtsmedizin, Kantonsspital St. Gallen, vom 3. Oktober 2022 (CA.2022.2 pag. 2.203.018 ff.): EE. führt im Bericht insbesondere aus, dass ein Mischprofil vorliege, wenn sic...
	c. Aussagen der Zeugen FF. und GG., Kriminaltechnischer Dienst, Kantonspolizei St. Gallen, anlässlich der Berufungsverhandlung vom 17. Oktober 2022 (CA.2022.2 pag 5.301.001 ff. und 5.302.001 ff.): FF. erklärte zu Protokoll, dass die Spurensicherung im...
	d. Auswertung der Mobiltelefondaten des Beschuldigten (vgl. Urteil SK.2021.45 E. 2.3.4.2): Die getätigten Auswertungen ergaben im Tatzeitpunkt keine Hinweise auf einen Aufenthalt des Beschuldigten in der Schweiz (BA pag. 10.02-0042). Die Daten zeigen ...
	Zudem fanden sich auf dem Mobiltelefon zwei durch den Beschuldigten ausgestellte Rechnungen vom 21. Dezember 2019 für zwischen dem 2. und 15. Dezember 2019 («KW 49/2019» und «KW 50/2019») ausgeführte Trockenbauarbeiten (BA pag. 10.02.0113 f.). Die ei...
	e. Auswertung der Bankunterlagen des Beschuldigten (vgl. Urteil SK.2021.45 E. 2.3.4.3): Gemäss den Bankunterlagen (Auszug vom 20. Januar 2020) wurde am 13. Dezember 2019 um 13:01 Uhr in U./AUT, d.h. in der Region des Tatortes und am Meldeort des Besch...
	f. Aussagen des mutmasslichen Mittäters F. (CA.2022.2 pag. 3.202.011 ff. und 5.304.001 ff. und CAR pag. 5.300.012 ff. sowie CA.2023.30 TPF pag. 18.731.001 ff. und BA pag. 13-03-0065 ff.): Der bis Januar 2023 in Dänemark inhaftierte F. machte im Unters...
	Er kenne den Beschuldigten seit circa fünf Jahren und habe ihn über gemeinsame Freunde kennengelernt (CA.2022.2 pag. 5.304.006 Z. 21 ff.). Es sei eine einfache Freundschaft oder eine bessere Bekanntschaft (CA.2022.2 pag. 5.304.003 Z. 23 ff., 006 Z. 3...
	Anlässlich der Schlusseinvernahme bei der BA vom 21. April 2023 im Strafverfahren gegen ihn selbst anlässlich der Schlusseinvernahme wiederholte F. sein Geständnis zum Vorfall in Z. vom 12. Dezember 2019 (CA.2023.30 BA pag. 13-03-0067 ff.). Die Frage...
	Im zweiten Berufungs- bzw. Revisionsverfahren gegen den Beschuldigten sagte F. am 31. Oktober 2024 als Zeuge und damit unter Wahrheitspflicht stehend unter anderem aus, da er Geld für den Spitalaufenthalt seines Vaters gebraucht habe, habe er die Idee...

	g. Aussagen des Beschuldigten (vgl. Urteil SK.2021.45 E. 2.3.4.4 und CA.2022.2 pag. 5.303.001 ff. und CAR pag. 5.300.001 ff.): Der Beschuldigte wurde im Vorverfahren erstmals am 19. Juni 2020 in Österreich befragt (BA pag. 18.01.0030 ff.). Diese Einve...
	Im ersten Berufungsverfahren machte der Beschuldigte zusammengefasst im Wesentlichen folgende Aussagen (CA.2022.2 pag. 5.303.001 ff.): Er sei unschuldig – was F. gemacht habe bzw. warum er nur die halbe Wahrheit erzähle (auf Nachfrage: mit wem er dor...
	Im zweiten Berufungs- bzw. Revisionsverfahren blieb der Beschuldigte bei seinen bisherigen Aussagen. Er anerkenne den Anklagvorwurf nicht (CAR pag. 5.300.005 Z. 25 ff.). Er habe nichts zusammen mit F. geplant oder getan. Dessen Erklärung, alles im In...
	h. Aussagen der Auskunftspersonen O., Q. und R. (vgl. Urteil SK.2021.45 E. 2.3.4.6 - 8): Die drei im Vorverfahren bei der Kantonspolizei St. Gallen zu Protokoll befragten Auskunftspersonen konnten teilweise Angaben zur Anzahl und dem groben Signalemen...
	i. Rechtshilfeweise beigezogene Ermittlungsakten aus Österreich (BA pag. 18.05-001 ff.): Die Staatsanwaltschaft Innsbruck verdächtigt den Beschuldigten zusammen mit F. und S. für vier Bankomatsprengungen in Österreich vom 13. Mai bis am 3. Juni 2020 v...
	2.5 Beweiswürdigung
	2.5.1 Zur DNA-Spur auf dem blauen Geissfuss
	2.5.1.1 Gestützt auf die Akten, insbesondere den schriftlichen Bericht von EE. vom IRM sowie die Aussagen von FF. und GG. vom Kriminaltechnischen Dienst der Kantonspolizei St. Gallen, existieren keinerlei Hinweise, dass es bei der Spurensicherung zu e...
	2.5.1.2 Erstellt ist auch die Verbindung dieses Geissfusses mit der Bankomatsprengung, d.h. dessen Benutzung durch die Täterschaft. Zum einen befand sich der Fundort des Geissfusses und der weiteren Werkzeuge auf der gemäss den Auskunftspersonen nachg...
	F. sagte glaubhaft aus, dass er bzw. er und sein Mittäter die aufgefundenen Werkzeuge ein paar Tage vor der Tatbegehung neu gekauft hätten (CA.2022.2 CAR pag. 5.304.009 Z. 13 ff. und 016 Z. 4 ff.). Dies passt zur Feststellung im Rapport der Kantonspol...
	2.5.1.3 Es stellt sich schliesslich die Frage, inwiefern allein aus der auf dem blauen Geissfuss sichergestellten DNA-Spur des Beschuldigten auf seine Tatbeteiligung vor Ort gemäss Anklage geschlossen werden kann. Als zentral erweist sich dabei nachfo...

	Gemäss eigenen Angaben hatte der Beschuldigte fünf Angestellte. Insgesamt hätten verschiedene Personen drei verschiedene Autos benutzt. Über den Gebrauch der Werkzeuge hätten sie nicht Buch geführt (BA pag. 13.02.0004 Z. 16 ff., auch BA pag. 13.02-001...
	F. hatte also gemäss eigenen Aussagen die Tatwerkzeuge, insbesondere die beiden Geissfüsse sowohl nach dem Kauf auf dem Weg zur Wohnung wie auch auf dem Weg zum Tatort in der Tatnacht in einem Auto transportiert, das offenbar auch vom Beschuldigten re...
	2.5.1.4 Gemäss Bericht des IRM vom 3. Oktober 2022 handelt es sich, wie erwähnt, um eine DNA-Spur von hoher Qualität mit hohem Beweiswert (CA.2022.2 pag. 2.203.026). Eine von verschiedenen Faktoren abhängige Degradierung der DNA-Spur, die zum Schluss ...
	2.5.1.5 Unter diesen Umständen kann insgesamt aufgrund der DNA-Spur allein eine mögliche Übertragung von DNA des Beschuldigten auf den blauen Geissfuss, ohne dass dieser in der Tatnacht vor Ort und damit direkt an der Bankomatsprengung beteiligt war, ...

	2.5.2 Zu den Aussagen des Beschuldigten
	2.5.2.1 Die Vorinstanz erachtete die Aussagen des Beschuldigten bezüglich seines Aufenthaltsortes im Tatzeitpunkt und seiner Bekanntschaft mit F. als widersprüchlich (Urteil SK.2021.45 E. 2.3.5.2, S. 18 f.). Zudem habe der Beschuldigte sein Alternativ...
	2.5.2.2 Zu dieser erstinstanzlichen Erkenntnis sei folgendes erwähnt: Der Beschuldigte wurde rund ein halbes Jahr nach der angeklagten Tat in Österreich verhaftet. Im Rahmen seiner ersten delegierten Einvernahme in der Schweiz durch die BKP vom 10. Au...

	Es ist nachvollziehbar, dass der Beschuldigte nach über einem halben Jahr nicht mehr sicher war, wann genau (an welchen Tagen/Daten) er in Österreich bzw. wann er in Rumänien war. Ebenso ist nachvollziehbar, dass er aufgrund des Tatvorwurfes die Aussa...
	2.5.2.3 Der Beschuldigte hat im Rahmen aller Einvernahmen nie abgestritten, F. zu kennen. Am 10. August 2020 sagte er aus, F. seit langem zu kennen – sie seien Freunde (BA pag. 13.02-0005 Z. 25 ff.). Am 11. August 2020 erklärte er, dass er ihn seit ei...
	2.5.2.4 Eindeutig unterschiedliche Aussagen machte der Beschuldigte etwa zur Frage, wer mit ihm in der Woche vom 9. bis 15. Dezember 2019 auf der Baustelle in W. gewesen sei. Bei der Vorinstanz erwähnte er N. und NN. (vermutlich gemeint: II.) (TPF pag...
	2.5.2.5 Weitere diverse Aussagen des Beschuldigten lassen sich anhand anderer Beweismittel belegen oder konnten sonst als korrekt überprüft werden. Dies waren zum Beispiel der Tod seines Vaters (BA pag. 10.01-0040) sowie diverse Angaben zu seiner Troc...
	2.5.2.6 Der Beschuldigte äusserte im Verlaufe der Untersuchung sowie vor Gericht konstant, sich nicht erklären zu können, wie seine DNA auf den Geissfuss gekommen sei (BA pag. 13.02-0055 Z. 26, BA pag. 13.02-0143 Z. 23, -0147 Z. 23 f., TPF pag. 9.731....
	2.5.2.7 Der Beschuldigte brachte in seinen Aussagen überdies vielfach Ärger zum Ausdruck, beschwerte sich unter anderem über die lange Verfahrensdauer und die seiner Meinung nach irrelevanten Fragen (vgl. etwa BA pag. 13.02-0031 ff. oder BA pag. 13.02...
	2.5.2.8 Insgesamt kann aus den Aussagen des Beschuldigten bezüglich seiner Tatbeteiligung nichts eindeutig Entlastendes oder eindeutig Belastendes abgeleitet werden. Sie können aufgrund diverser überprüfbarer und mit anderen Beweismitteln übereinstimm...

	2.5.3 Zu den Aussagen von F.
	2.5.3.1 F. hat sich mit seinen Aussagen wiederholt stark selbst belastet. Es ist nicht ersichtlich, weshalb er dies hätte tun sollen, wenn er nicht tatsächlich an der Bankomatsprengung in Z. beteiligt gewesen wäre. Zudem stimmen diverse seiner Angaben...
	2.5.3.2 Auffällig ist, dass F., in zahlreichen Einvernahmen anfänglich trotz wiederholtem Nachfragen keine Angaben zur Person seines Mittäters machen wollte. Vor Berufungsgericht erklärte er zu Beginn der Einvernahme, dass er niemanden beschuldigen od...
	2.5.3.3 Anlässlich der erstinstanzlichen Hauptverhandlung im eigenen Strafverfahren vom 16. November 2023 gab F. auf wiederholte Fragen unter anderem nach Information über den Freispruch des Beschuldigten durch die jeweiligen befragenden Personen nach...
	2.5.3.4 Die Aussagen von F. sind jedoch insbesondere in Bezug auf die Rollenverteilung zwischen ihm und dem Beschuldigten bei der Tatvorbereitung teilweise widersprüchlich. Im Vergleich zu den Angaben im eigenen Strafverfahren, wo er unter anderem noc...

	2.5.4 Zu den Aussagen der Auskunftspersonen
	2.5.4.1 Alle Auskunftspersonen wussten zu differenzieren, was sie tatsächlich wahrgenommen hatten, was nicht bzw. wo sie sich nicht sicher waren. Ihre Angaben wirken grundsätzlich glaubhaft. Die aufgefundenen Werkzeuge, die bereits durch den Polizeihu...
	2.5.4.2 Der Beschuldigte ist gemäss eigenen Aussagen 1.70 Meter gross und 66 Kilo schwer (BA pag. 13.02-0033 Z. 14). Am 9. Juni 2021 sprach er von 1.75 Meter (BA pag. 13.02.0141 Z. 28). Aus dem Stammblatt beim Eintritt ins Regionalgefängnis Y. ist auf...

	2.5.5 Gesamtwürdigung und Fazit
	2.5.5.1 Wie oben dargelegt, kann aus den Aussagen des Beschuldigten, der die Tat abstreitet, kein Schluss zu seiner tatsächlichen Tatbeteiligung gezogen werden. Die Aussagen sind nicht derart widersprüchlich, dass dies für sich allein als Indiz für di...
	2.5.5.2 Der Beschuldigte kannte nachweislich F., aber auch S. war ihm bekannt (BA pag. 13.02-0038 Z. 16 ff.). Letzterer wurde zusammen mit F. in Dänemark wegen des Verdachts auf Beteiligung an einer Bankomatsprengung verhaftet, als die beiden gemeinsa...
	2.5.5.3 Zumindest als indirektes Indiz für die Tatbeteiligung des Beschuldigten wertete die Vorinstanz auch die Tatsache, dass der Beschuldigte in verschiedenen Staaten Europas wegen zahlreicher Vermögensdelikte (Betrug, [Einbruch-]Diebstahl, Sachbesc...
	2.5.5.4 Das eindeutig belastende Beweismittel sind die Aussagen von F., der den Beschuldigten glaubhaft als Mittäter nennt und den Einsatz des Geissfusses durch den Beschuldigten glaubhaft schilderte (vgl. oben E. 2.5.3). Angesichts dieser Aussagen ve...



	3. Rechtliche Würdigung
	3.1 Anwendbares Recht
	Am 1. Juli 2023 trat aufgrund des Bundesgesetzes vom 17. Dezember 2021 über die Harmonisierung der Strafrahmen (AS 2023 259, BBl 2018 2827) eine neue Version von Art. 139 StGB und von Art. 144 Abs. 3 StGB in Kraft. Der Beschuldigte hat die zu beurteil...
	Der alte Art. 139 Ziff. 3 StGB und der neue Art. 139 Abs. 3 StGB unterscheiden sich inhaltlich nicht, sondern lediglich in der Darstellung. Art. 144 Abs. 3 StGB sieht in der alten Fassung vor, dass bei grossem Schaden auf Freiheitsstrafe von einem bis...
	3.2 Mittäterschaft
	Nach der Rechtsprechung ist Mittäter, wer bei der Entschliessung, Planung oder Ausführung eines Deliktes vorsätzlich und in massgebender Weise mit anderen Tätern zusammenwirkt, so dass er als Hauptbeteiligter dasteht. Dabei kommt es darauf an, ob der ...
	Der Beschuldigte und F. waren beide massgeblich an der Ausführung der Tat beteiligt. Sie begaben sich gemeinsam zum Tatort, brachten das Sprengpaket am Bankomaten an, das F. dann zündete, sammelten gemeinsam die Banknoten ein und flüchteten mit der Be...

	3.3 Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Absicht (Art. 224 Abs. 1 StGB)
	Nach Art. 224 Abs. 1 StGB macht sich strafbar, wer vorsätzlich und in verbrecherischer Absicht durch Sprengstoffe oder giftige Gase Leib und Leben von Menschen oder fremdes Eigentum in Gefahr bringt.
	3.3.1 Objektiver Tatbestand
	Die Definition in Art. 5 Abs. 1 des Bundesgesetzes über explosionsgefährliche Stoffe vom 25. März 1977 (Sprengstoffgesetz [SprstG; SR 941.41]) gilt im Wesentlichen auch für die strafrechtliche Qualifikation als Sprengstoff nach Art. 224-226 StGB, wobe...
	Art. 224 StGB ist ein konkretes Gefährdungsdelikt und setzt objektiv voraus, dass der Täter durch Sprengstoffe oder giftige Gase Leib und Leben von Menschen oder fremdes Eigentum konkret in Gefahr bringt (Urteile des Bundesgerichts 6B_79/2019 vom 5. A...
	3.3.2 Subjektiver Tatbestand

	Der subjektive Tatbestand von Art. 224 Abs. 1 StGB setzt einerseits den Gefährdungsvorsatz und anderseits ein Handeln in verbrecherischer Absicht voraus («Doppelvorsatz»; Urteil des Bundesgerichts 6B_79/2019 vom 5. August 2019 E. 1.7.2). Der Gefährdun...
	3.3.3 Subsumtion
	Der Beschuldigte hat gemeinsam mit F. TATP zur Explosion gebracht. Es handelt sich dabei um einen explosionsfähigen Stoff im Sinne von Art. 2 lit. a VSG. Das TATP wurde vorliegend erfolgreich zum Zwecke der Zerstörung eingesetzt und qualifiziert sich ...
	In subjektiver Hinsicht kannte der Beschuldigte angesichts der Umstände die mit dem Einsatz eines explosionsfähigen Stoffes einhergehende Gefahr zweifelsohne. Er handelte somit vorsätzlich. Ausserdem wurde der explosionsfähige Stoff mit dem Ziel eines...


	3.4 Qualifizierter Diebstahl (Art. 139 Ziff. 1 und 3 aStGB)
	3.4.1 Tatbestand
	Gemäss Art. 139 Ziff. 1 aStGB macht sich des Diebstahls strafbar, wer jemandem eine fremde bewegliche Sache zur Aneignung wegnimmt, um sich oder einen andern damit unrechtmässig zu bereichern. Der objektive Tatbestand ist die Wegnahme einer fremden Sa...
	Ein qualifizierter Diebstahl im Sinne von Art. 139 Ziff. 3 Abs. 3 aStGB liegt vor, wenn der Täter zum Zweck des Diebstahls eine Schusswaffe oder eine andere gefährliche Waffe mit sich führt. Waffen sind nach der Rechtsprechung Gegenstände, die nach ih...
	Nach dem Auffangtatbestand von Art. 139 Ziff. 3 Abs. 4 aStGB liegt ein qualifizierter Diebstahl überdies vor, wenn der Täter sonst wie durch die Art, wie er den Diebstahl begeht, seine besondere Gefährlichkeit offenbart. Dies ist zu bejahen, wenn die ...
	3.4.2 Subsumtion
	Der Beschuldigte und F. haben aus dem Bankomaten einen Bargeldbetrag von Fr. 126'600.00 entwendet und an sich genommen. Der Beschuldigte handelte vorsätzlich sowie in Bereicherungs- und Aneignungsabsicht. Der objektive und der subjektive Tatbestand de...
	Näher zu prüfen ist das Vorliegen einer Qualifikation nach Art. 139 Ziff. 3 Abs 3 oder 4 aStGB. Weder die beiden Geissfüsse noch das TATP waren zum Angriff oder zur aktiven Verteidigung mitgeführt worden, sondern zur Sprengung bzw. zum Aufbrechen des ...

	3.5 Qualifizierte Sachbeschädigung (Art. 144 Abs. 1 und 3 StGB)
	3.5.1 Tatbestand
	Gemäss Art. 144 Abs. 1 StGB macht sich der Sachbeschädigung strafbar, wer eine Sache, an der ein fremdes Eigentums-, Gebrauchs- oder Nutzniessungs-recht besteht, beschädigt, zerstört oder unbrauchbar macht. In subjektiver Hin-sicht verlangt der Tatbes...
	3.5.2 Subsumtion
	Indem der Beschuldigte und sein Mittäter den Bankomaten zur Explosion gebracht haben, verursachten sie dessen Beschädigung sowie Schäden am entsprechenden Gebäude. Der verursachte Sachschaden an Bankomat und Gebäude beläuft sich auf ca. Fr. 36'000.00 ...

	3.6 Konkurrenzen
	Die Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Absicht (Art. 224 Abs. 1 StGB) sowie die qualifizierte Sachbeschädigung (Art. 144 Abs. 1 i.V.m. Abs. 3 aStGB) einerseits sowie der qualifizierte Diebstahl (Art. 139 Ziff. 1 i.V.m. ...
	Näher zu prüfen ist die Konkurrenz zwischen der Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Absicht (Art. 224 StGB) und dem qualifizierten Diebstahl (Art. 139 Ziff. 1 i.V.m. Ziff. 3 Abs. 4 aStGB). Bei beiden Delikten ist die Gef...
	Die beiden Strafnormen unterscheiden sich von der dogmatischen Struktur her und der jeweils erfasste Schutzbereich ist nicht vollständig deckungsgleich. Die Qualifikation nach Art. 139 Ziff. 3 Abs. 4 StGB verfolgt den Zweck, die besonders gefährliche ...
	3.7 Fazit
	Rechtfertigungs- und Schuldausschliessungsgründe liegen keine vor. Der Beschuldigte ist somit der mittäterschaftlichen Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Absicht gemäss Art. 224 Abs. 1 StGB, des qualifizierten Diebstahl...

	4. Strafzumessung
	4.1 Grundlagen und Vorgehen
	Für die allgemeinen theoretischen Grundlagen der Strafzumessung wird auf die Ausführungen der Vorinstanz verwiesen (Urteil SK.2021.45 E. 3.1.1-3.1.3).
	Der Beschuldigte hat vorliegend mehrere Straftatbestände verwirklicht. Abstrakt schwerste Tat ist die Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Absicht gemäss Art. 224 Abs. 1 StGB; die Strafandrohung für dieses Delikt lautet F...
	Hat das Gericht eine Strafe für mehrere Straftaten auszusprechen, so hat es zunächst für jede Straftat die Art der Strafe zu bestimmen (BGE 144 IV 313). Gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung ist die Bildung einer Gesamtstrafe in Anwendung des Aspe...
	Sowohl für die Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Absicht als auch für qualifizierten Diebstahl ist einzig die Strafart der Freiheitsstrafe vorgesehen. Aufgrund der engen zeitlichen und sachlichen Verknüpfung der qualif...
	Aus Gründen der rechtsgleichen Behandlung orientiert sich die Berufungskammer für die Strafzumessung insbesondere am Urteil CA.2023.30 vom 18. März 2023 betreffend den Mittäter des Beschuldigten F.

	4.2 Tatkomponenten
	4.2.1 Einsatzstrafe für Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Absicht
	4.2.1.1 Objektive Tatschwere
	Der Beschuldigte und sein Mittäter F. brachten um ca. 01:33 Uhr nachts an einem Bankomaten, der in die Fassade eines mehrstöckigen Geschäfts- und Wohnhauses mit circa 30 Bewohnern eingebaut war, eine unkonventionelle Spreng- und Bandvorrichtung bzw. d...
	Aufgrund der Aussagen von F. und der Auskunftspersonen muss die Berufungskammer davon ausgehen, dass die Ausübung des Delikts jedenfalls rollenteilig von statten ging. Die Beute wurde gemäss Aussage von F. hälftig geteilt. In Bezug auf die Initiative ...
	4.2.1.2 Subjektive Tatschwere
	Der Beschuldigte handelte mit direktem Vorsatz. Die Intensität des deliktischen Willens war beträchtlich, da der Beschuldigte seinem Ziel, die Aufsprengung des Bankomaton zwecks Diebstahls, alle anderen, tatsächlich oder potenziell gefährdeten Rechtsg...
	4.2.1.3 Fazit
	Für das Tatverschulden des Mittäters F. hatte die Berufungskammer eine hypothetische Einsatzstrafe von 48 Monaten als verschuldensangemessen erachtet. Da beim Beschuldigten von einer leicht weniger tragenden Rolle in Bezug auf den Tatentschluss ausgeg...

	4.2.2 Asperation qualifizierter Diebstahl
	4.2.2.1 Objektive Tatschwere
	Der Beschuldigte und sein Mittäter entwendeten Fr. 126’600.00 aus dem gesprengten Bankomaten. Dabei handelt es sich um einen beträchtlichen Deliktsbetrag. Zur Art und Weise der Tatausführung, namentlich der besonderen Gefährlichkeit im Sinne von Art. ...
	4.2.2.2 Subjektive Tatschwere
	Der Beschuldigte handelte in Bezug auf den Diebstahl direktvorsätzlich. Ziel war es, eine möglichst hohe Geldsumme zu erbeuten. Es ist von rein finanziellen Beweggründen auszugehen. Aufgrund der möglichen legalen Geldquellen des Beschuldigten war die ...
	4.2.2.3 Fazit
	Im Verhältnis zum sehr weiten Strafrahmen von 6 Monaten bis 10 Jahren Freiheitsstrafe ist das Tatverschulden als gerade noch leicht zu qualifizieren. Die Berufungskammer erachtet eine Freiheitsstrafe von 22.5 Monaten als verschuldensangemessen. In Anw...

	4.2.3 Asperation qualifizierte Sachbeschädigung
	4.2.3.1 Objektive Tatschwere
	Diesbezüglich wird auf die Ausführungen zur objektiven Tatschwere bezüglich der Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Absicht verwiesen (Ziff. II.4.2.1.1). Durch die Explosion entstand ein grosser Sachschaden von ca. Fr. 1...
	4.2.3.2 Subjektive Tatschwere
	In subjektiver Hinsicht ist zwischen dem Schaden am Bankomaten und dem Schaden am Wohn- bzw. Geschäftshaus zu differenzieren: Die Beschädigung des Bankomaten erfolgte direktvorsätzlich, um an das sich darin befindende Bargeld zu gelangen. Dass zur Err...
	4.2.3.3 Fazit
	Das Tatverschulden ist insgesamt als nicht mehr leicht zu werten. Die Berufungskammer erachtet für die qualifizierte Sachbeschädigung eine Strafe von rund 11.5 Monaten verschuldensangemessen. In Anwendung des Asperationsprinzips ist die Einsatzstrafe ...


	4.3 Täterkomponenten
	4.3.1 Vorleben und persönliche Verhältnisse
	Der Beschuldigte lebt derzeit in Rumänien und verfügt gemäss eigenen Angaben über ein sehr bescheidenes Einkommen als Lieferfahrer und aus der Landwirtschaft. Er wird demnächst Vater und ist unterstützungspflichtig (CAR pag. 4.401.021 ff. und 5.300.00...
	Der Beschuldigte weist sodann über zahlreiche Vorstrafen auf. Seit dem Jahr 2009 bis ins Jahr 2019 vor seiner Verhaftung im Juni 2020 wurde er immer wieder in diversen europäischen Ländern mehrheitlich wegen Vermögensdelikten verurteilt. In Frankreich...
	Diese Vorstrafen fallen straferhöhend ins Gewicht. Immerhin ist zu berücksichtigen, dass die Vorstrafen heute zum Teil bereits bis zu 14 Jahre zurückliegen. Die Berufungskammer erachtet für die Vorstrafen eine Straferhöhung von 6 Monaten angemessen.
	4.3.2 Verhalten nach der Tat und im Strafverfahren
	Der Beschuldigte hat sich im Strafverfahren und im Strafvollzug, mit der Ausnahme von zwei geringfügigen Disziplinierungen grundsätzlich korrekt verhalten. Seit der Tat sind bereits fünf Jahre vergangen, wobei der Beschuldigte nun seit rund 1.5 Jahren...

	4.3.3 Strafempfindlichkeit
	Der Beschuldigte wird demnächst Vater eines Kindes, wobei die Kindsmutter dessen Betreuung wahrnehmen wird (CAR pag. 5.300.004). Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichts ist eine erhöhte Strafempfindlichkeit nur bei aussergewöhnlichen Umstände...

	4.4 Konkretes Strafmass und Vollzug
	Nach Einbezug der Täterkomponenten beträgt das konkrete Strafmass insgesamt 66 Monate Freiheitsstrafe. In Anwendung von Art. 51 StGB ist der vom Beschuldigten bereits ausgestandene Freiheitsentzug (Untersuchungshaft und vorzeitiger Strafvollzug) von i...
	Für den Vollzug der Freiheitsstrafe ist der Kanton St. Gallen zuständig (Art. 74 Abs. 1 lit. b und Abs. 2 StBOG i.V.m. Art. 31 Abs. 1 StPO).


	5. Landesverweisung
	5.1 Grundlagen
	Das Gericht verweist den Ausländer, der wegen eines qualifizierten Diebstahls oder wegen einer Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Absicht verurteilt wird, unabhängig von der Höhe der Strafe 5 bis 15 Jahre aus der Schwei...

	5.2 In casu
	Der Beschuldigte ist Ausländer und hat gleich zwei Katalogtaten begangen (Art. 66a Abs. 1 lit. c und i StGB). Er hat keinen Bezug zur Schweiz, weshalb von vorherein kein Härtefall Im Sinne von Art. 66a Abs. 2 StGB vorliegen kann. Die Landesverweisung ...


	6. Zivilklagen
	6.1 Ausgangslage
	6.1.1 Zivilforderungen wurden vorliegend von der Privatklägerin 2 (Versicherung von B. Bank) und der Privatklägerin 3 (D. Versicherung) adhäsionsweise geltend gemacht.
	6.1.2 Die Vorinstanz hat die Zivilklage der Privatklägerin 2 mangels hinreichender Begründung auf den Zivilweg verwiesen (Art. 126 Abs. 2 lit. b StPO). Die Privatklägerin 2 hat weder am erstinstanzlichen noch am Berufungsverfahren aktiv teilgenommen u...
	6.1.3 Die Zivilklage der Privatklägerin 3 wurde hingegen teilweise gutgeheissen und demzufolge der Beschuldigte zur Bezahlung von Schadenersatz im Betrag von Fr. 57'641.55, zuzüglich 5 % Zins seit 10. Dezember 2020, verpflichtet. Im Übrigen wurde die ...

	6.2 Zivilklage der Privatklägerin 3
	6.2.1 Nach Art. 118 Abs. 3 StPO ist die Erklärung, sich als Straf- oder Zivilklägerin am Verfahren zu beteiligen, spätestens bis zum Abschluss des Vorverfahrens abzugeben. Hat die geschädigte Person von sich aus keine Erklärung abgegeben, so weist sie...
	6.2.2 Die Privatklägerin 3 ist die Versicherung der Stockwerkeigentümergemeinschaft MM., Eigentümerin des durch die Explosion beschädigten Gebäudes. Letztere hat sich am 22. September 2020 lediglich als Strafklägerin konstituiert (BA pag. 15.03.2-0006...
	Wer einem anderen widerrechtlich Schaden zufügt, sei es mit Absicht, sei es aus Fahrlässigkeit, wird ihm zum Ersatze verpflichtet (Art. 41 Abs. 1 OR). Haben mehrere den Schaden gemeinsam verschuldet, so haften sie dem Geschädigten gemeinsam (vgl. Art....
	6.2.3 Von der Vorinstanz auf den Zivilweg verwiesen, wurde die von der Privatklägerin 3 geltend gemachte Schadenersatzforderung für den Einsatz der Feuerwehr von Fr. 1'305.00. Darüber ist im Berufungsverfahren nicht mehr zu befinden (vgl. Art. 391 Abs...


	7. Kosten und Entschädigung
	7.1 Verfahrenskosten
	7.1.1 Die beschuldigte Person trägt die Verfahrenskosten, wenn sie verurteilt wird (Art. 426 Abs. 1 StPO). Die Kosten des Rechtsmittelverfahrens tragen die Parteien nach Massgabe ihres Obliegens oder Unterliegens (Art. 428 Abs. 1 Satz 1 StPO). Fällt d...
	7.1.2 Das Bundesstrafgericht regelt durch Reglement (a) die Berechnung der Verfahrenskosten, (b) die Gebühren, (c) die Entschädigungen an Parteien, die amtliche Verteidigung, den unentgeltlichen Rechtsbeistand, Sachverständige sowie Zeuginnen und Zeug...
	7.1.3 Die erstinstanzlichen Verfahrenskosten von insgesamt Fr. 39'345.55 werden in der Höhe bestätigt. Sie gehen aufgrund des nun erfolgten Schuldspruches zu Lasten des Beschuldigten (Art. 426 Abs. 1 StPO).
	7.1.4 Für das erste Berufungsverfahren wird die Gerichtsgebühr ermessensweise auf Fr. 6'000.00 festgelegt. Zudem fielen Auslagen für die Zeugen von Fr. 335.00, den Bericht des IRM von Fr. 990.00 und die Übersetzung des Rechtshilfeersuchens von Fr. 3'3...
	7.1.5 Für das Revisionsverfahren sowie die das neue Berufungsverfahren wird die Gerichtsgebühr insgesamt ermessensweise auf Fr. 6’000.00 festgelegt. Es fielen Auslagen für Übersetzungen von insgesamt Fr.1'927.45 an, die nicht durch die Fremdsprachigke...

	7.2 Entschädigung der amtlichen Verteidigung
	7.2.1 Am 1. Januar 2024 ist die Teilrevision der StPO in Kraft getreten (AS 2023 468). Änderungen haben insbesondere die Bestimmungen zur Entschädigung der amtlichen Verteidigung nach Art. 135 StPO erfahren. Gemäss Art. 453 Abs. 1 StPO werden Rechtsmi...
	7.2.2 Die Entschädigung der amtlichen Verteidigung wird in Bundesstrafverfahren nach dem Anwaltstarif des Bundes – gemäss BStKR – festgesetzt (Art. 135 Abs. 1 aStPO). Die Anwaltskosten umfassen das Honorar und die notwendigen Auslagen, namentlich für ...
	7.2.3 Das vorliegende Verfahren stellte in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht keine überdurchschnittlichen Anforderungen an die Verteidigung. Der Stundenansatz für die anwaltliche Tätigkeit ist daher praxisgemäss auf Fr. 230.00, für die Reisezeit ...
	7.2.4 Im erstinstanzlichen Verfahren wurde die Entschädigung des damaligen amtlichen Verteidigers, Rechtsanwalt André Vogelsang, nach dem praxisgemässen Tarif auf insgesamt Fr. 30'412.00 (inkl. MWST) festgesetzt. Diese Entschädigung ist nicht zu beans...
	7.2.5 Im Berufungsverfahren beantragte der bis 10. August 2022 eingesetzte amtliche Verteidiger, Rechtsanwalt André Vogelsang, gemäss Kostennote vom 12. August eine Entschädigung von insgesamt Fr. 4’729.75 (15.13 h à Fr. 230.00, 3.5 h à Fr. 200.00 plu...
	7.2.6 Der im Berufungsverfahren im Anschluss neu eingesetzte amtliche Verteidiger, Rechtsanwalt Daniel U. Walder, bezifferte seine Honorarforderung mit Eingaben vom 1. und 13. März 2023 mit insgesamt 112:30 Stunden (Arbeits- bzw. Reisezeit) zu den pra...
	7.2.7 Für das Revisionsverfahren inkl. neuem Hauptverfahren bezifferte Rechtsanwalt Daniel U. Walder seine Honorarforderung mit Eingabe vom 30. Oktober 2024 mit insgesamt 117:35 Stunden (Arbeits- bzw. Reisezeit) zu den praxisgemässen Stundenansätzen p...
	7.2.8 Soweit der Beschuldigte die Verfahrenskosten zu tragen hat, obliegen ihm Rück- und Nachzahlungspflichten betreffend die Entschädigungen seiner amtlichen Verteidiger (Art. 135 Abs. 4 aStPO). Im Einzelnen hat der Beschuldigte der Eidgenossenschaft...


	8. Berichtigung
	Ist das Dispositiv eines Entscheides unklar, widersprüchlich oder unvollständig oder steht es mit der Begründung im Widerspruch, so nimmt die Strafbehörde, die den Entscheid gefällt hat, auf Gesuch einer Partei oder von Amtes wegen eine Erläuterung od...
	9. Verfügungen
	Im vorliegenden Verfahren wurden keine erkennungsdienstlichen Daten über den Beschuldigten neu erfasst, über deren Löschung noch zu verfügen wäre. Der DNA-Hit betreffend den Beschuldigten erfolgte aufgrund von Daten aus einem früheren Strafverfahren. ...

